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Die Silvesternacht und ihre Folgen
Joachim Lenders, Erster stellvertretender Bundesvorsitzender

Die Vorfälle in Köln, Hamburg 
und anderen Städten in der Sil-
vesternacht haben fassungs-
los, bestürzt und wütend ge-
macht. Frauen wurden von 
Männern sexuell belästigt, be-
drängt und beleidigt. Sie wur-
den bestohlen, beraubt und 
faktisch zum Freiwild erklärt. 
Unglaubliche, bisher nicht vor-
stellbare Angst- und Bedro-
hungsszenarien haben sich 
mitten in deutschen Groß
städten abgespielt. 

Die Tatverdächtigen wurden 
übereinstimmend von den 
Opfern als junge Männer mit 
Migrationshintergrund be-
schrieben. Dabei ist es eher un-
wesentlich, ob die Täter seit we-
nigen Wochen, Monaten oder 
seit Jahren in Deutschland le-
ben. Die bisher ermittelten Tat-
verdächtigen in Köln und auch 
in Hamburg haben alle unisono 
einen Migrationshintergrund. 
Die wortstarke Replik der Politik 
ließ nach dem späten Bekannt-
werden nicht auf sich warten. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) fordert eine „harte Ant-
wort des Rechtsstaats“, Bundes-
justizminister Heiko Maas (SPD) 
spricht von einem „zeitweiligen 
Zivilisationsbruch einer ent-
hemmten Horde“ und von einer 
neuen Art der „organisierten 
Kriminalität“, Bundesinnenmi-
nister Thomas des Maizière 
(CDU) denkt laut darüber nach, 
wie „straffällige Asylbewerber 
leichter als bisher ausgewiesen 
werden können“. Die Massivität 
dieser Straftaten, geballt an ein-
zelnen bestimmten Orten in 
deutschen Großstädten, ist si-
cherlich ein neues Phänomen. 
Vorhersehbar war diese Art der 
Tatbegehung in der Silvester-
nacht sicherlich auch nicht. Die 
Art der Tatbegehung allein ist 
allerdings kein neues Kriminali-
tätsphänomen.

Um es an dieser Stelle einmal 
und unmissverständlich klarzu-
stellen: weder Flüchtlinge noch 

Menschen mit Migrationshin-
tergrund sind per se kriminell 
oder weisen eine besondere 
Neigung auf, Straftaten zu be-
gehen. Sie tragen aber genauso 
wenig einen Heiligenschein 
mit sich herum wie Menschen 
mit deutscher Nationalität. 

Von daher ist aus meiner Sicht 
schon die Frage zulässig, ob 
vorher niemand erahnen konn-
te, dass bei über einer Million 
Menschen, die zu einem Groß-
teil aus einem anderen Kultur-
kreis kommen, viele davon jun-
ge, alleinstehende Männer, es 
nicht zu einer entsprechenden 
Zunahme von Straftaten in 
unserem Land kommt. Aber 
schon sind sie da: die Mahner. 
Diejenigen, die sofort an die 
Gesellschaft appellieren, dass 
man doch bitte nicht verallge-
meinern darf und alle Flücht-
linge und Migranten in einen 
Topf werfen und sie unter Ge-
neralverdacht stellen darf! Die 
gerade in dieser Situation dazu 
mahnen, auf die richtige Wort-
wahl zu achten. Die nach den 
falschen Worten und Sätzen 
suchen. Worte und Sätze, die 
es gilt solange zu interpretie-
ren, bis der Vorwurf, das Ge-
sagte kommt aus der „rechten 
Ecke“, für sie schlüssig belegbar 
ist. Und dann kommt das 
„Schweigen“, weil die Angst 
aufkommt, ob es nicht doch 
falsch war – zumindest miss-
verständlich – sich so zu äu-
ßern. Und die Erklärungsversu-
che beginnen, dass es anders 
gemeint war. Die Diskussion 
über das eigentliche Thema 
gerät in den Hintergrund.

Straftäter sind für die Polizei 
schlicht und ergreifend Straf
täter und es ist den einschrei-
tenden Polizisten völlig egal, 
welche Nationalität sie haben. 
Warum sollte es für einen Poli-
zisten einen Unterschied ma-
chen, ob der Gewalttäter, der 
Einbrecher, der Kriminelle einen 
Migrationshintergrund hat oder 

nicht? Glaubt irgendjemand, 
dass Polizisten in Deutschland 
rechte Ressentiments bedienen 
oder schüren? Polizisten, die in 
ihren eigenen Reihen mittler-
weile viele Kollegen/-innen mit 
Migrationshintergrund haben. 
Polizisten, die anspruchsvollen 
Auswahlverfahren unterliegen, 
in dem nicht nur Intelligenz, 
Sportlichkeit und Belastbarkeit 
geprüft, sondern auch die cha-
rakterliche Eignung hinterfragt 
werden. 

Polizisten sind einfach Men-
schen. Mit unterschiedlichsten 
Neigungen, politischen und 
gesellschaftlichen Ansichten. 
Menschen, die einen bestimm-
ten Beruf ausüben – sicherlich 
einen besonderen Beruf, weil  
er ihnen das staatliche Gewalt-
monopol verleiht und die in be-
sonderem Maße in der öffentli-
chen Wahrnehmung stehen. 
Dieses staatliche Gewaltmono-
pol auszuüben steht im ständi-
gen Abwägungsprozess, dieses 
verhältnismäßig und angemes-
sen zu vollziehen. Es ist infam 
und perfide, den eingesetzten 
Polizisten in Köln, Hamburg 
oder anderswo zu unterstellen, 
dass sie in der Silvesternacht 
bewusst gegen Straftäter nicht 
eingeschritten sind. Dass sie 
nicht geholfen haben oder ein-
geschritten sind, wo Menschen 
ihren Schutz oder ihre Hilfe ge-
braucht haben. Es liegt auch in 
der Natur der Sache, dass Poli-
zisten, aufgrund ihres Berufes, 
selten in bedrohlichen Situatio-
nen Angst haben oder zeigen. 

Wenn in diesem Zusammen-
hang von Angst die Rede ist, 
dann allenfalls von der Angst 
der Polizei in Deutschland, un-
mittelbaren Zwang anzuwen-
den. Natürlich darf, kann und 
muss jeglicher Einsatz von un-
mittelbarem Zwang hinterfragt 
werden. Dazu ist es notwendig, 
dass die Maßnahmen verhält-
nismäßig und angemessen 
sind. Ich möchte mir jedoch 

nicht vorstellen, wie Medien, 
Politik und Gesellschaft re-
agiert hätten, wenn in der Sil-
vesternacht in Köln die Polizei 
unter Zuhilfenahme von Was-
serwerfern, Reiterstaffel und 
Schlagstockeinsatz gegen ei-
nen außer Kontrolle geratenen 
randalieren Mob vorgegangen 
wäre. Randalierer, die sich ei-
nen Spaß daraus gemacht ha-
ben, auf Menschen gezielt Feu-
erwerkskörper zu schießen. Die 
außer Rand und Band und im 
Schutze der Anonymität der 
Masse gezielt Frauen sexuell 
bedrängt, erniedrigt und beläs-
tigt haben. 

Hätten die Schlagzeilen dann 
anders gelautet? „Ausgelasse-
ne, fröhliche Silvesterfeier wird 
von Polizei niedergeknüppelt!“ 
– „Parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss nach Gewalt
exzessen in der Kölner Polizei 
gefordert!“ Aufgrund der vor-
liegenden öffentlich geworde-
nen Einsatzberichte der Bun-
des- und Landespolizei darf 
man sicherlich unterstellen, 
dass nicht das Einschreiten ei-
niger weniger Doppelstreifen 
gegen einzelne Straftäter auf 
der Tagesordnung standen, 
sondern das „die Hütte an allen 
Stellen gebrannt hat“ und nur 
noch ein massives Polizeiaufge-
bot unter massivem Einsatz 
von unmittelbarem Zwang die 
Lage unter Kontrolle bekom-
men hätte. Die einschreitenden 
Polizisten haben in Köln, wie 
auch in Hamburg, ihren best-
möglichen Job unter diesen 
Umständen gemacht. �

<< Joachim Lenders
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Polizeitrainer-Konferenz  
in Nürnberg
Zum 11. Mal findet am 2. und 3. März 2016 auf 
dem Messegelände in Nürnberg die Europäische 
Polizeitrainer Fachkonferenz statt. Sie ist eine 
Kombination aus Vorträgen und professionellem 
Training für Angehörige von Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben (Polizei, Justiz, 
Zoll et cetera) sowie Berufssoldaten.

Unterjährig finden auch Semi-
nare für Polizeitrainer statt.  
So zuletzt im November 2015, 
wo es um Erste Hilfe unter be-
sonderen Einsatzbedingungen 
ging. Die Teilnehmer sollten 
dazu befähigt werden in au-
ßergewöhnlichen Situationen, 
medizinische Herausforderun-
gen anzunehmen und zu meis-
tern. 

Konkret wurden unter 
anderem die taktische Ver-
wundetenversorgung im 
Außenbereich geübt, die Erst-
versorgung von Stich-, Schnitt- 
und Schussverletzungen sowie 
das Einrichten und Betreiben 
von Verwundetensammelstel-
len. Die Veranstaltung, an der 
über 70 Angehörige von Poli-
zei, Militär, Zoll und Justiz teil-
nahmen, fand in Kooperation 
mit der DPolG statt.

Die Teilnehmer kamen aus 
Deutschland, der Schweiz, 
Italien, Großbritannien und 
Österreich. 

Mehr Informationen unter 
www.polizeitrainer.de�
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Innere Sicherheit im Fokus

Bundesleitung im Gespräch mit dem 
Bundesinnenminister
Zu einem Gespräch über aktuelle sicherheits- und personalpolitische Themen kamen am 1. Dezember 
2015 die Mitglieder der Bundesleitung mit Bundesinnenminister Dr. Thomas de Maizière zusammen. 
Die Herausforderungen durch die Flüchtlingssituation, die anhaltende Terrorgefahr und die ange-
spannte personelle und ausstattungsbezogene Lage bei der Polizei in Bund und Ländern standen im 
Mittelpunkt des Meinungsaustauschs. 

<< Eindämmung der 
Flüchtlingsströme

Was die generellen Bestrebun-
gen der Bundesregierung im 
Hinblick auf die Flüchtlings
situation angeht, so liegt der 
Schwerpunkt eindeutig auf ei-
ner Verbesserung des Außen-
schutzes der EU. Dazu zählt 
nach Aussage des Ministers 
auch das Vorhaben, die euro
päische Grenzschutzagentur 
FRONTEX zu einer echten Grenz-
schutzbehörde mit operativen 
Aufgaben zu erweitern.

Ein zu Beginn des Jahres in 
Betrieb gehendes „Fast-ID-
Verfahren“ soll die Registrie-
rung von Flüchtlingen be-
schleunigen und vor allem  
eine Bund-Länder-Kommuni-
kation ermöglichen, die auch 
für etwaige Asyl- und aufent
haltsrechtliche Verfahren 
genutzt werden kann; eine 
bloße Registrierung an der 
Grenze, ohne dass anschlie-
ßend die Ausländer- und an
dere Behörden die erhobenen 
persönlichen Daten verwerten, 
bringt nach Aussage des Minis-
ters nicht den gewünschten 
Erfolg.

Thomas de Maizière:  
„Um zu wissen, wer sich in 
Deutschland aufhält, bringt 
eine bloße Registrierung von 
Flüchtlingen an der Grenze 
nichts; wir wissen ja auch  
nicht, wie viele Franzosen, 
Spanier oder Angehörige 
anderer Staaten in Deutsch-
land sind.“

<< Aufstockung der 
Bundes- und Bereit-
schaftspolizei

In Übereinstimmung mit der 
Bundesleitung wertete der Mi-
nister die inzwischen bewillig-
ten 3 000 Stellen bei der Bun-
despolizei als ersten Erfolg im 
Bemühen um eine bessere Per-
sonalausstattung, wohl wis-
send, dass die Kräfte erst nach 
der Ausbildung zur Verfügung 
stehen. Daher und in Anbe-
tracht der nach wie vor schwie-
rigen Zustände insbesondere 
an der deutsch-österreichi-

schen Grenze wiederholte die 
DPolG-Führung ihre Forderung, 
die Bundespolizei durch zu-
sätzliche Bundespolizeiliche 
Unterstützungskräfte kurzfris-
tig personell zu verstärken. 

Der stellvertretende Bundes-
vorsitzende und Chef der 
DPolG Bundespolizeigewerk-
schaft, Ernst G. Walter, brach- 
te in diesem Zusammenhang 
erneut Tarifbeschäftigte ins 
Gespräch und der Minister  
ließ sich davon überzeugen, 
dass es innerhalb der Beleg-
schaft durchaus die Bereit-

schaft zur Unterstützung poli-
zeilicher Vollzugskräfte gibt.

Der Personalansatz an der 
deutsch-österreichischen 
Grenze umfasste Ende 2015 
rund 1 500 Bundespolizisten. 
Zusätzlich wurden 150 Poli-
zeibeamte insbesondere  
zur weiteren Stärkung der 
Sicherheit im Grenzraum 
eingesetzt.

Thomas de Maizière:  
„Mit dem zusätzlichen Perso-
nal stärkt die Bundespolizei 
vor allem ihre Anstrengungen 

<< Sven-Erik Wecker, Michael Hinrichsen, Wolfgang Ladebeck, Rainer Wendt, Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière, Joachim Lenders, Ralf Kusterer, Ernst G. Walter
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bei stichprobenartigen Kon­
trollen an der grünen Grenze 
sowie bei der Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Krimi­
nalität. In enger Abstimmung 
mit den bayerischen Behörden 
intensivieren wir die gute Ko­
operation auch im Lichte der 
gegenwärtigen Gefährdungs­
lage.“

Positiv hob DPolG-Bundesvor-
sitzender Rainer Wendt die für 
die Bereitschaftspolizeien der 
Länder im Bundeshaushalt 
2016 zusätzlich vorgesehenen 
6,5 Millionen Euro für Investi
tionen in den veralteten Fahr-
zeugpark hervor. Die DPolG 
hatte in den zurückliegenden 
Monaten in zahllosen Kontak-
ten mit politisch Verantwortli-
chen eine Erhöhung der Haus-
haltsmittel gefordert.

Wendt unterstrich, dass damit 
zwar eine richtige Entschei-
dung getroffen wurde, um die 
notwendigsten Beschaffungen 
jetzt auch vorzunehmen. Er 
wies aber auch deutlich darauf 
hin, dass eine einmalige Erhö-
hung nicht ausreichen wird, 
um die sich abzeichnenden Fä-
higkeitslücken in den Bereit-
schaftspolizeien abzuwehren. 
Daher lobte der Bundesvorsit-
zende auch die Mitteilung des 
Vorsitzenden der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bun-
destag, Volker Kauder, wonach 
das Bundesministerium des 
Innern und das Bundesminis
terium der Finanzen gebeten 
wurden, die Erhöhung für die 
kommenden Jahre fortzu-
schreiben, um auch in Zukunft 
eine adäquate Ausstattung der 
Bereitschaftspolizeien gewähr-
leisten zu können.

<< Keine Verjährung von 
Überstunden

Einen weiteren gewerkschaftli-
chen Schwerpunkt des Minis-
tergesprächs bildeten die seit 
Beginn der Wiedereinführung 
temporärer Grenzkontrollen 
von den Kolleginnen und Kol
legen geleisteten immensen 
Überstunden, die sich derart 
erhöht haben, dass in absehba-

rer Zeit seitens der Dienstherrn 
mitunter weder ein Freizeit- 
noch ein finanzieller Ausgleich 
ermöglicht wird.

Die Bundesleitung machte in 
diesem Zusammenhang klar, 
dass für die DPolG eine etwa 
von politischer Seite in Be-
tracht gezogene Verjährung 

von Überstundenansprüchen 
nicht hinnehmbar wäre und 
unweigerlich rechtliche Aus
einandersetzungen zur Folge 
hätte. Für seinen Zuständig-
keitsbereich erklärte der Minis-
ter daraufhin eindeutig Ver-
ständnis für das Anliegen der 
DPolG zu haben, Überstunden-
ansprüche keinesfalls verfallen 
zu lassen.

<< Schutzausstattung auf 
dem Prüfstand

In Anbetracht der anhaltenden 
Terrorgefahr auch in Deutsch-
land muss nach übereinstim-
mender Auffassung die Schutz-
ausstattung polizeilicher 
Einsatzkräfte ständig optimiert 
und stets auf dem bestmögli-
chen Stand gehalten werden. 
Die Gesprächspartner waren 

sich ferner darin einig, dass 
auch den am Einsatzort in aller 
Regel zuerst eintreffenden Kol-
leginnen und Kollegen des 
Streifendienstes vor Eintreffen 
der Spezialkräfte ein Mindest-
schutz gewährt werden muss. 
Die persönlichen Ausrüstungs-
gegenstände werden fortlau-
fend evaluiert.

<< Kein Bundeswehreinsatz 
im Innern

Gegenüber dem Bundesminis-
ter des Innern sprach sich die 
Bundesleitung erneut gegen 
eine Verfassungsänderung  
mit dem Ziel aus, einen Bun-
deswehreinsatz im Innern zu 
ermöglichen, der über bloße 
humanitäre oder administra
tive Unterstützungshandlun-
gen hinausgeht. Das von Rainer 
Wendt in diesem Zusammen-
hang – neben verfassungs-
rechtlichen Bedenken – vor
gebrachte Argument, eine 
solche Diskussion führe im 
politischen Bereich sehr leicht 
dazu, den Personalbestand bei 
der Polizei hinsichtlich etwai-
ger Einsparpotenziale zu über-
prüfen, überzeugte den Minis-
ter sichtlich.

<< Gewährung einer 
Auslandsverpflich­
tungsprämie

Schließlich sprach die Bundes-
leitung noch einen Punkt an, 
der unseren im Rahmen inter-
nationaler Polizeimissionen tä-
tigen Kolleginnen und Kollegen 
wichtig ist: Unter bestimmten 
Voraussetzungen kann im Aus-
land tätigen Polizeibeamtinnen 
und -beamten eine Auslands-
verpflichtungsprämie gewährt 
werden. Diese Prämie wird 
zahlreichen in Afghanistan täti-
gen Kolleginnen und Kollegen 
seit dem 1. Januar 2015 nicht 
weiter gewährt. Begründet 
wurde die Streichung mit der 
veränderten inhaltlichen Aus-
richtung des German Police 
Project Teams (GPPT) und den 
mittlerweile genügend hohen 
Bewerberzahlen.

Durch die Streichung der Prä-
mie ist damit erneut der – sei-
nerzeit von gewerkschaftlicher 
Seite kritisierte – Zustand ein-
getreten, dass Angehörigen 
verschiedener (multi- oder 
bilateraler) Auslandsmissionen 
unterschiedlich hohe Zulagen 
gewährt werden, obwohl sie in 
ein und demselben Land den-
selben Gefahren ausgesetzt 
werden. Damit wird der vom 
Gesetzgeber – zumindest auch 
– verfolgte Zweck, mit der Ein-
führung der Auslandsverpflich-
tungsprämie einen finanziellen 
Unterschiedsbetrag zu ande-
ren Missionen zu beseitigen, 
konterkariert.

Die Motivation der nunmehr 
finanziell benachteiligten Kolle-
ginnen und Kollegen in den von 
der Streichung betroffenen Aus-
landsmissionen ist naturgemäß 
rapide abgesunken. Vor diesem 
Hintergrund ersuchte die Bun-
desleitung den Innenminister, 
die Streichung der Auslandsver-
pflichtungsprämie einer kriti-
schen Prüfung zu unterziehen; 
eine Wiedereinführung wäre 
ein deutliches Signal der Solida-
rität mit den nach wie vor unter 
schwierigsten Bedingungen ar-
beitenden Kolleginnen und Kol-
legen im Auslandseinsatz.�

<< Die Bundespolizei ist nach wie vor stark an der Grenze beansprucht,  
wie mit der Registrierung von Flüchtlingen.
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Einführung der beweissicheren Atem­
alkoholanalyse im Verkehrsstraftatenbereich
Kurzfassung eines Vortrags, den der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Rainer 
Wendt, im Januar 2016 anlässlich des 54. Deutschen Verkehrsgerichtstages in Goslar gehalten hat.

Mehrere Deutsche Verkehrs­
gerichtstage haben in den 
vergangenen Jahrzehnten die 
beweissichere Atemalkohol­
analyse (AAA) thematisiert, 
zuletzt im Jahre 2009. Ein greif­
bares gesetzgeberisches Ergeb­
nis der jeweiligen rechtspoliti­
schen Diskussionen war die im 
Jahre 1998 erfolgte Einführung 
von eigenständigen Atemalko­
holgrenzwerten in § 24 a StVG. 
Damit einher ging die generelle 
juristische Anerkennung der 
Atemalkoholanalyse als stan­
dardisiertes Messverfahren im 
Ordnungswidrigkeitenverfah­
ren durch den Bundesgerichts­
hof im Jahre 2001.

Die Atemalkoholanalyse ist 
seitdem als beweissicheres Ver­
fahren im Ordnungswidrigkei­
tenbereich anerkannt. Dennoch 
hat sich der Verkehrsgerichts­
tag im Jahre 2009 noch nicht 
dazu entschließen können, die 
Einführung der Atemalkohol­
analyse auch im Strafverfahren 
zu empfehlen. Die seinerzeiti­
gen Empfehlungen standen of­
fensichtlich unter dem Eindruck 
der Entscheidung der Justiz­
ministerkonferenz, die dem 
Ansinnen der Innenminister­
konferenz nicht folgen wollte, 
die Einführung der Atemalko­
holanalyse auch bei Verkehrs­
straftaten zu unterstützen. 

In der Zwischenzeit hat sich die 
Situation aufseiten der Politik 
in Deutschland entscheidend 
verändert. In ihrer Koalitions­
vereinbarung vom 27. Novem­
ber 2013 hat die Koalition aus 
CDU/CSU und SPD formuliert: 
„Bei Verkehrsdelikten streben 
wir an, zur Bestimmung der 
Blutalkoholkonzentration auf 
körperliche Eingriffe zugunsten 
moderner Messmethoden zu 
verzichten. Eine Blutentnahme 
wird durchgeführt, wenn der 
Betroffene sie verlangt.“ Damit 
ist die wichtige verkehrs- und 
justizpolitische Festlegung ge­
troffen, dass die Koalition den 
Weg der Einführung der Atem­

alkoholanalyse auch in das 
Strafrecht gehen will. 

In diesem Zusammenhang ist 
die Festlegung derjenigen Tat­
umstände, die für die Nutzung 
der Atemalkoholanalyse auch 
im Strafbarkeitsbereich infrage 
kommen, wichtig, weil dadurch 
etliche Argumente, die bislang 
gegen die Einführung der 
Atemalkoholanalyse im Straf­
barkeitsbereich eingebracht 
wurden, entfallen. Folgende 
Voraussetzungen müssen 
erfüllt sein: 

>> Für die Anwendung der 
Atemalkoholanalyse im Straf­
barkeitsbereich kommen aus­

<< Die Alkoholkonzentration nach Trunkenheitsfahrten könnte künftig durch gerichtsfeste Atemalkoholmessgeräte festgestellt werden.
©
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schließlich „folgenlose Trun­
kenheitsfahrten“ gemäß 
§ 316 StGB in Betracht. Ist  
es im Zusammenhang mit 
der Alkoholfahrt zu einem 
Verkehrsunfall gekommen, 
scheidet die Atemalkohol­
analyse grundsätzlich aus;  
die Blutprobenentnahme 
bleibt obligatorisch. Diese 
differenzierende Betrachtung 
zwischen den beiden Delik­
ten § 316 StGB und § 315 c 
Abs. 1 Nr. 1 a StGB ist hier al­
lein schon aus den Gesichts­
punkten Unrechtsgehalt und 
Strafzumessungserwägun- 
gen geboten. 

>> Von der Feststellung des Al­
koholverdachts bis zur Atem­
alkoholanalyse muss durch 
die einschreitenden Beamten 
eine lückenlose Beobach­
tungskette gegeben sein, 
was die Behauptung des 
„Nachtrunks“ ausschließt; 
gibt es Beobachtungsbrüche, 
ist die Blutprobenentnahme 
unverzichtbar. 

>> Die Identität des Fahrzeug­
führers muss einwandfrei 
feststehen.

>> Es darf nur der Verdacht eines 
Alkoholkonsums vorliegen, 
das schließt den Verdacht auf 
andere berauschende Mittel 
aus. Bei einem derartigen Ver­
dacht ist nicht nur die Blut­
entnahme anzuordnen, son­
dern auch die entsprechende 
Untersuchung des entnom­
menen Blutes zu beauftragen.

>> Darüber hinaus muss der 
Beschuldigte willens und 
körperlich in der Lage sein, 
die beweissichere Atem­
alkoholanalyse korrekt 
durchzuführen.

Inzwischen verwerfen auch 
Gerichte die von rechtsmedizi­
nischer Seite vorgetragenen 
grundsätzlichen Bedenken ge­
gen die Verwertbarkeit von 
Atemalkoholmessungen in Ge­
richtsverfahren. So akzeptierte 
unlängst das Verwaltungsge­
richt München einen Atemal­
koholmesswert als geeigneten 
Beweis für die Rechtmäßigkeit 
der Anordnung eines ärztlichen 
Gutachtens im Rahmen einer 
Fahreignungsbegutachtung 

gemäß § 13 FeV. Selbst der 
Bundesgerichtshof erkannte in 
einer aktuellen Entscheidung 
zur Thematik einer Unterbrin­
gung gem. § 64 Satz 1 StGB 
eine Atemalkoholmessung als 
Beweis für übermäßigen Alko­
holkonsum eines Angeklagten 
an. Es bleibt zu hoffen, dass 
auch andere Strafrichter sich 
dieser inzwischen vielseits ak­
zeptierten Analysemethode 
öffnen.

An den Argumenten, die für 
die Anwendbarkeit der Atem­
alkoholanalyse im Strafbar-
keitsbereich sprechen, hat sich 
nichts geändert, es sind dies:

>> Der Zeitgewinn für die Polizei 
mit der Folge, dass mehr Ver­
kehrskontrollen gerichtssicher 

durchgeführt werden können. 
Dabei sind nicht Bequemlich­
keitsüberlegungen hand­
lungsleitend, sondern das Be­
streben, effektive Verkehrs- 
sicherheitsarbeit zu leisten.

>> Entlastung der Justiz mit 
dem Effekt, dass schnellere 
Bestrafungen zu erwarten 
sind – damit kann dem an­
gestrebten Grundsatz „Die 
Strafe soll auf dem Fuße fol­
gen“ nachhaltiger entspro­
chen werden.

>> Entlastung des ärztlichen 
Dienstes durch Feststellungs­
berichte der Polizei, die auf 
der Basis eingebrachten um­
fänglichen Erfahrungswis­
sens der handelnden Polizei­
kräfte hohe Aussagekraft 
haben.

>> Verhältnismäßigkeitserwä­
gungen, da die Maßnahme 
bei einer Atemalkoholanalyse 
erheblich rascher beendet ist, 
ein körperlicher Eingriff ent­
fällt und deutlich geringere 
Kosten für den Betroffenen 
entstehen.

Gegen die Atemalkoholanalyse 
im Strafrecht wird auch immer 
wieder eingewandt, dass die 
Blutprobe nachträglich für wei­
tergehende Untersuchungen, 
etwa verwaltungsrechtliche 
oder zivilrechtliche Verfahren, 
aufbewahrt und genutzt wer­
den können. Das wäre in der Tat 
gelegentlich sehr praktisch und 
würde der Polizei manche Fest­

stellungen erleichtern, aber es 
ist schlicht rechtswidrig. Blut­
proben sind nach § 81 a Abs. 3 
StPO „unverzüglich zu vernich­
ten, sobald sie für das anhängi­
ge Strafverfahren nicht mehr 
erforderlich sind.“ Und weil sich 
auch rechtsmedizinische Insti­
tute an Recht und Gesetz hal­
ten, muss man diesem schein­
baren Argument nicht wirklich 
große Beachtung schenken. 
Nicht alles, was praktisch und 
erkenntnisreich ist, darf der 
Rechtsstaat zulassen. 

Das Fehlen eines konkreten 
Grenzwertes zur Bestimmung 
der absoluten Fahrunsicherheit 
mittels Atemalkoholanalyse ist 
die Lieblingswaffe im Argumen­
tationskasten der Atemalkohol­
analyse-Gegner. Der Gesetzge­
ber hat mit der Festlegung von 
Grenzwerten, jedenfalls im Be­
reich der Ordnungswidrigkei­
ten, kein Problem. Aufgrund 
physiologischer Unterschiede 
ist eine direkte Konvertierbar­
keit von Atem- zu Blutalkohol­
werten in der Tat nicht möglich. 
Es wäre also auch im Strafrecht 
Aufgabe des Gesetzgebers  
oder aber der Rechtsprechung, 
Atemalkoholkonzentration-
Grenzwerte festzulegen, die 
wissenschaftlich begründet 
sind und gegebenenfalls auch 
eine begünstigende Wirkung 
für den Verdächtigen entfalten, 
so wie es im OWi-Recht der Fall 
ist. Der BGH hat in seinem Be­
schluss aus dem Jahre 2001 
ausdrücklich darauf hinge­
wiesen, dass der Gesetzgeber 
gerade nicht gehindert sei, mit 
der Festsetzung eigener AAK-
Grenzwerte die Messgröße  
AAK als tatbestandlich anders, 
aber mit gleichen Rechtsfolgen 
wie bei „entsprechenden“ BAK-
Werten einzuführen. Dies muss 
nicht zwingend der Gesetzge­
ber selber tun, er kann es auch 
der Rechtsprechung überlassen, 
den AAK-Grenzwert zu defi­
nieren. 

In diesem Zusammenhang  
hat das Forschungsprojekt der 
Hochschule der Sächsischen 
Polizei (FH) zur „Vergleichbar­
keit des beweissicher festge­

<< Die Referenten des Arbeitskreises I beleuchteten das Thema aus rechts­
medizinischer, juristischer und polizeilicher Sicht.
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<< Rainer Wendt referierte über die 
Einführung der Atemalkohol­
analyse im Verkehrsstrafrecht.
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stellten Atemalkoholwertes 
mit dem beweissicher festge­
stellten Blutalkoholwert“, an 
dem sich die Polizeien aller 
Länder beteiligen, eine beson­
dere Bedeutung.

Nachfolgende Ziele sind mit 
dem Forschungsprojekt ver­
bunden:

>> Feststellen der statistischen 
Vergleichbarkeit des beweis­
sicher festgestellten Atem­
alkoholwertes mit dem 
beweissicher festgestellten 
Blutalkoholwert.

>> Feststellen des Grades der 
Abweichungen zwischen Pro­
millewert der BAK und mg/l 
AAK, umgerechnet in Promil­
lewert, in Prozent.

>> Feststellen der höchsten und 
geringsten Abweichungen 
zwischen Promillewert der 
BAK und mg/l AAK, umge­
rechnet in Promillewert, in 
Prozent.

>> Statistischer und juristischer 
Nachweis einer Beweisbar­
keit der alkoholbedingten 
Fahrunsicherheit im Rahmen 
der Trunkenheitsfahrt des 
§ 316 StGB durch eine be­
weissichere Atemalkohol­
analyse. 

Die Polizei macht es sich also 
nicht leicht und setzt sich mit 
hohem Aufwand dafür ein, die 
für diese Aussagen notwendi­
gen wissenschaftlichen Daten 
zu liefern.

Deshalb lässt sich zusammen­
fassend festhalten: 

>> Angesichts der vorliegenden 
Erkenntnisse ist die Empfeh­
lung des Verkehrsgerichtsta­
ges 2009, dass die Atemalko­
holanalyse „kein geeignetes 
Beweismittel im Strafverfah­
ren“ sei, nicht mehr haltbar.

>> Die Bundesregierung hat ih­
ren Willen, hinsichtlich der 

Bestimmung der alkoholbe­
dingten Fahrunsicherheit auf 
körperliche Eingriffe zuguns­
ten moderner Messmetho­
den zu verzichten, eindeutig 
dokumentiert.

>> Die Atemalkoholanalyse ist 
im Ordnungswidrigkeitenver­
fahren als rechts- und beweis­
sicher anerkannt und wird 
dort problemlos praktiziert.

>> Die aktuelle wissenschaftliche 
Untersuchung sollte genutzt 
werden, um einen AAK-Wert 
auch im Strafrecht als ein Ali­
ud mit einem BAK-Wert juris­
tisch auf eine Stufe zu stellen.

>> Vermeidbare freiheitsbe­
schränkende Maßnahmen 
und körperliche Eingriffe müs­
sen unterbleiben. So will es 
unsere Verfassung.�

<< 54. Deutscher Verkehrsgerichtstag 27. bis 29. Januar 2016 in Goslar

EMPFEHLUNG

Arbeitskreis I

„Moderne Messmethoden“ und Blutentnahme im Verkehrsstrafrecht

1. �Der Arbeitskreis fordert, den für die Anordnung der Blutprobenentnahme bestehenden Richtervor­
behalt in § 81 a Abs. 2 StPO zu streichen und eine originäre Anordnungskompetenz der Ermittlungs­
personen der Staatsanwaltschaft zu schaffen.

2. �Der Arbeitskreis stellt fest, dass in Ermangelung hinreichender wissenschaftlicher Erkenntnisse die 
Atemalkoholanalyse gegenwärtig kein ausreichendes Beweismittel zur Feststellung „absoluter“ 
Fahrunsicherheit im deutschen Verkehrsstrafrecht ist.

3. �Der Arbeitskreis fordert die Bundesregierung auf, vor dem Hintergrund vorhandener und laufender 
Studien zur Erforschung insbesondere nachfolgender Themen Forschungsaufträge zu erteilen:

– �Begründung eines Grenzwertes für die AAK (Atemalkoholkonzentration) zur Feststellung der 
„absoluten“ Fahrunsicherheit

– �Möglichkeit einer Rückrechnung der AAK auf den Tatzeitpunkt

– �Ermittlung der erforderlichen Wartezeit für die Bestimmung der AAK bei Verdacht auf höhere 
Alkoholkonzentrationen

– �Überprüfung der Plausibilität von Trinkmengenangaben.

Darüber hinaus fordert der Arbeitskreis die Bundesregierung auf, die Entwicklung weniger invasiver 
„moderner Messmethoden“ zur Bestimmung der Blutalkoholkonzentration zu fördern.

4. �Das Ergebnis einer „beweissicheren“ Atemalkoholanalyse kann ein geeigneter Beweis im Rahmen einer 
Gesamtwürdigung zur Feststellung „relativer“ Fahrunsicherheit sein.

<< Die Verkehrsexperten der DPolG in der ersten Reihe: Stefan Pfeiffer, 
Sven-Erik Wecker, Jörg Müller, Wolfgang Blindenbacher und Wulf Hoff­
mann (von links).
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<< Bundesvorsitzender Rainer Wendt erläuterte auch die Forderung der 
DPolG nach Abschaffung des Richtervorbehaltes in § 81 a Abs. 2 StPO.
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Erfolg der DPolG: Bundesregierung hält Wort

Begleitung Schwerlasttransporte  
neu geregelt – Polizei wird entlastet
Im September vergangenen Jahres hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel 
gegenüber dem DPolG-Bundesvorsitzenden Rainer Wendt versprochen: 
„Das wird jetzt geregelt!“ Gemeint war eine deutliche Entlastung der Polizei 
durch weitgehenden Verzicht auf die Begleitung von Großraum- und Schwer
transporten. Jetzt wird Verkehrsminister Alexander Dobrindt liefern!

Am 7. Januar 2016 fand im 
Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) in Berlin ein Termin 
statt, der einer Delegation  
der Deutschen Polizeigewerk-
schaft mit dem Bundesvorsit-
zenden Rainer Wendt an der 
Spitze ermöglichte, sich mit 
BMVI-Staatssekretär Michael 
Odenwald über verkehrsbezo-
gene Themen auszutauschen 
(siehe Foto).

Kernthema war die Fortschrei-
bung der Verwaltungsvor-
schrift (VwV) zu den §§ 29 und 
46 der Straßenverkehrsord-
nung (StVO). Ausgehend von 
den bisherigen Festlegungen, 
die es erforderlich machten, 
dass ein großer Teil der Groß-
raum- und Schwertransporte 

auf deutschen Straßen durch 
die Polizei zu begleiten ist, wird 
seit einiger Zeit darum gerun-
gen, die Polizei hinsichtlich die-
ser Aufgaben nachhaltig zu 
entlasten. Herausforderungen 
mit Relevanz für die öffentliche 
Sicherheit (latente terroristi-
sche Bedrohung, Flüchtlings-
ströme und Ereignisse wie das 
„Silvesternacht-Phänomen in 
Köln“), wie sie durch die Polizei 
zu bewältigen sind, fordern 
dies ein.

Eine anerkannte Alternative 
zur polizeilichen Begleitung ist 
die Wahrnehmung dieser Ar-
beitsrate durch autorisierte 
Verwaltungshelfer. Verwal-
tungshelfer sind private Perso-
nen, die von der Verwaltung 
bei der Erfüllung ihrer hoheitli-

chen Aufgaben unterstützend 
eingeschaltet werden. Sie ha-
ben – anders als sogenannte 
Beliehene – keine eigenen 
Entscheidungsbefugnisse –  
sie erledigen lediglich techni-
sche Aufgaben. Für den ver-
mehrten Einsatz von Verwal-
tungshelfern spricht auch, dass 
sie verlässlich zur Verfügung 
stehen, denn sie müssen nicht 
– wie das bei der Polizei immer 
mal wieder vorkommt – priori-
tär abzuarbeitende Einsätze 
wahrnehmen, die dann daran 
hindern, die Begleitung wahr-
zunehmen.

Seitens des BMVI wurde er-
klärt, dass ja bereits Rahmen-
voraussetzungen für den Ein-
satz von Verwaltungshelfern 
auf dem Feld der Großraum- 

und Schwertransporte ge-
schaffen wurden, es sind dies 
die „Veröffentlichung eines 
Merkblatts über die Ausrüs-
tung von privaten Begleitfahr-
zeugen zur Absicherung von 
Großraum- und Schwertrans-
porten“ (Mai 2015) und die 
„Veröffentlichung von Regel-
plänen für straßenverkehrs-
rechtliche Anordnungen der 
Straßenverkehrsbehörde 
zwecks Verlagerung der Stan-
dardbegleitfälle der Polizei 
unter Zuhilfenahme privater 
Verwaltungshelfer zur Visuali-
sierung der Verkehrszeichen-
anordnungen im Rahmen der 
Begleitung von Großraum- und 
Schwertransporten“ (Septem-
ber 2015).

Die DPolG-Delegation formu-
lierte in diesem Zusammen-
hang die Frage nach der noch 
ausstehenden Anpassung der 
Verwaltungsvorschriften zu 
§ 29 Abs. 3 und § 46 Abs. 1 
Nummer 5 StVO, die denk
notwendig mit den oben ge-
nannten Regelungen einher
gehen muss. Die zuständige 
Referatsleiterin des BMVI 
machte deutlich, dass diese 
Regelungsfortschreibung bis 
„Sommer 2016“ realisiert sein 
wird, wenn denn die erforderli-
che Ressortabstimmung und 
Beteiligung des Bundesrates 
abgeschlossen sind.

Rainer Wendt: „Jetzt liegt der 
Ball im Spielfeld der Länder, 
die die Beauftragung von Ver-
waltungshelfern regeln müs-
sen, um die Polizei deutlich zu 
entlasten. Wir sind froh darü-
ber, dass dieses lange disku-
tierte Problem nun endlich 
gelöst werden konnte!“

Ein weiteres Gesprächsthema 
war die „Beweissichere Atem
alkoholanalyse im Verkehrs-

<< Bernd Heller, Wolfgang Blindenbacher, Rainer Wendt, Staatssekretär Michael Odenwald, Ernst G. Walter, Detlev 
Junker (von links)
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straftatenbereich“. Der DPolG-
Bundesvorsitzende Rainer 
Wendt stellte die Ausgangslage 
dar und wies in diesem Kontext 
auch auf den anstehenden 
Deutschen Verkehrsgerichtstag 
2016 in Goslar hin, der sich in 
seinem Arbeitskreis I „ ,Moder-
ne Messmethoden‘ und Blut-
entnahme im Verkehrsstraf-
recht“ mit dieser Thematik 
befassen wird. Herr StS Oden-
wald zeigte sich interessiert, 
mehr über das noch im vergan-
genen Jahr begonnene themen-
bezogene Forschungsprojekt, 
an dem sich alle Länderpolizei-
en in Deutschland beteiligen, 
zu erfahren. Der derzeitige 
Sachstand wurde dargestellt.

<< Aufgaben beim Bundes-
amt für Güterverkehr

Abschließend stellten die Dele-
gationsvertreter Ernst Walter, 
Vorsitzender der DPolG-Bun-

despolizeigewerkschaft, und 
Detlev Junker, Vorsitzender des 
Personalrates der BAG-Zentrale, 
zwei aktuelle Themen des Bun-
desamtes für Güterverkehr vor. 
Zum einen ist dies die ange-
spannte Personalsituation, 
insbesondere vor dem Hinter-

grund der neu eingerichteten 
Zentrale in München, und zum 
zweiten konnte eine Ausarbei-
tung „Eigenschutz in den Kon
trolldiensten des BAG“ über-
reicht werden. Junker erläuterte 
die dahinterstehende Strategie. 
„Statt Bewaffnung setzen wir 

darauf, Abstand, Öffentlichkeit 
und Aufmerksamkeit zu schaf-
fen“, sagte Junker. Walter be-
tonte in diesem Zusammen-
hang die besondere Notwen- 
digkeit der Ausstattung von 
BAG-Mitarbeitern mit Body-
cams und regte bei Staatssekre-
tär Odenwald die kurzfristige 
Durchführung eines Pilotver-
suchs beim BAG an. Auch die 
Dauerbaustellen im BAG wie 
zahlreiche befristete Arbeits-
verträge oder fehlende Auf-
stiegsmöglichkeiten themati-
sierten Walter und Junker. 
Zudem wurde auch die beson-
dere Belastung der BAG-Kolle-
ginnen und -Kollegen durch die 
Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit der Koordinierungsstelle 
Transport zur Organisation  
der Flüchtlingsverteilung (KoSt) 
in München angesprochen. 
Staatssekretär Odenwald nahm 
beide Themen sehr interessiert 
zur Kenntnis.�

<< Schwerlasttransporte: Könnten bald von sogenannten Verwaltungs
helfern begleitet werden.
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Gespräch mit der CDU-Senioren-Union

Sicherheit im Alter – Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage – Mütterrente
Zu einem Gespräch, insbesondere zu den oben angeführten Themen, trafen 
sich im Konrad-Adenauer-Haus in Berlin DPolG-Bundesvorsitzender Rainer 
Wendt und der Vorsitzende der DPolG-Bundesseniorenvertretung, Gerhard 
Vogler, mit dem Bundesvorsitzenden der CDU-Senioren-Union, Professor Dr. 
Otto Wulff. Beide Seiten stimmten darin überein, dass das Sicherheitsgefühl 
zu den wichtigsten Bedürfnissen des Menschen zähle – gerade auch im Alter.

<< Sicherheit im Alter

Der Schutz vor Gefahren wie 
Verkehrsunfällen oder Krimina-
lität ist für Senioren ein wichti-
ges Thema, dessen sich Politik 
und Polizei annehmen müssen. 
DPolG und Senioren-Union set-
zen sich für mehr Polizeiprä-
senz in der Öffentlichkeit sowie 
für mehr Schutz vor Woh-
nungseinbrüchen ein und for-
dern eine altersgerechte Ver-
kehrsinfrastruktur. Professor 
Wulff, gewähltes Mitglied des 
CDU-Bundesvorstandes, dank-
te zunächst Rainer Wendt für 
dessen maßgebliche Mitwir-
kung an der Formulierung des 
CDU-Positionspapiers „Sicher 
leben im Alter“ und ließ sich 
insbesondere über die Perso-
nal- und Sachausstattung der 

Polizeien des Bundes und der 
Länder informieren. Dabei 
konnte ihn nicht überraschen, 
dass gerade beim Personal an-
gesichts des enormen Aufga-
benzuwachses einerseits und 
eines verantwortungslosen 
Personalabbaues in der Vergan-
genheit andererseits ein ge-
fährlicher Personalnotstand ge-
radezu organisiert worden ist. 
Die jetzt bei Bund und den 
meisten Ländern einsetzende 
Korrektur dieser verfehlten Po-
litik früherer Jahre könne sich 
aber nach Anwerbung, Einstel-
lung und Ausbildung frühes-
tens in vier Jahren auswirken. 
Bis dahin muss das vorhandene 
Personal die politischen Fehler 
mit außergewöhnlichem Enga-
gement und Zigtausenden von 
Mehrarbeitsstunden versuchen 

auszugleichen. Weil aber die 
allermeisten dieser Mehrar-
beitsstunden bei der andauern-
den „Auftragslage“ nicht aus-
geglichen und meist auch nicht 
finanziell abgegolten werden, 
nach geltender Rechtslage also 
auch verjähren können, bat 
Bundesvorsitzender Wendt um 
politische Unterstützung für 
seine Forderung, sogenannte 
Arbeitszeitkonten einzuführen, 
die auch zu einem späteren 
Zeitpunkt in Anspruch genom-
men werden können. Verwun-
dert zeigte sich der Vorsitzende 
der Senioren-Union darüber, 
dass infolge der unsäglichen 
Föderalismusreform die Gehäl-
ter der Polizisten zwischen 
Bund und Ländern inzwischen 
bis zu zwanzig Prozent ausein-
anderklaffen. Schlusslicht die-

ser nicht hinnehmbaren Ent-
wicklung: Ausgerechnet die 
Hauptstadtpolizei Berlin.

<< Ruhegehaltsfähigkeit 
der Polizeizulage

Gerhard Vogler verwies auf die 
systemwidrige Einordnung der 
Polizeizulage als funktionsbe-
zogene Stellenzulage mit der 
Folge, dass diese anders als 
Amtszulagen bei veränderter 
Tätigkeit widerrufbar, nicht ali-
mentationsgeschützt, nicht 
teilhabend an der allgemeinen 
Bezügeerhöhung und letztlich 
auch nicht ruhegehaltsfähig 
ist. In Wirklichkeit wird diese 
Zulage seit Jahrzehnten aber ab 
dem zweiten Dienstjahr ohne 
Funktionsbezug und ununter-
brochen bis zum Ruhestand ge-
zahlt. Sie ist dem Statusamt zu-
zurechnen und erfüllt damit für 
die gesamte Dauer der Voll-
zugsdiensttätigkeit gesetzes-
technisch den Status einer un-
widerruflichen Amtszulage mit 
der Folge, dass sie an den nor-
malen Besoldungserhöhungen 
teilnimmt und dass sie zu den 
ruhegehaltsfähigen Dienstbe-
zügen zählt. Einzig der Freistaat 
Bayern hat diese zwingende 
Rechtsfolge nach hartnäckiger 
Überzeugungsarbeit der DPolG 
Bayern schon vor vielen Jahren 
anerkannt, die Polizeizulage 
und andere vergleichbare Zula-
gen im Sicherheitsbereich zur 
„Amtszulage für besondere Be-
rufsgruppen“ (hier für den Poli-
zeivollzugsdienst) erklärt und 
folgerichtig dauerhaft als ruhe-
standsfähig verankert. Erfreu-
lich: Auch in Nordrhein-Westfa-
len will man noch im Jahr 2016 
dem Recht zum Recht verhel-
fen und die Polizeizulage ruhe-
gehaltsfähig machen. Bleiben 
vierzehn andere Bundesländer 
und vor allem, es fehlt der 
Bund, wo die CDU sowohl im 

<< Der Bundesvorsitzende der CDU-Senioren-Union, Professor Dr. Otto Wulff, im Gespräch mit dem DPolG-Bundes-
vorsitzenden Rainer Wendt und dem Vorsitzenden der DPolG-Bundesseniorenvertretung, Gerhard Vogler.
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Innenministerium als auch im 
Finanzressort „das Sagen“ hat, 
so Vogler an das CDU-Vor-
standsmitglied Otto Wulff.

<< Mütterrente

Seit dem 1. Juli 2014 werden in 
der Rentenversicherung für vor 
1992 geborene Kinder zwei Jah-
re als Kindererziehungszeit be-
rücksichtigt. Bund und Länder 
(positive Ausnahme auch hier 
der Freistaat Bayern) verwei-
gern sich bislang aus fiskali-

schen Gründen, diese Verbesse-
rung auf gleichgelagerte Fälle 
im Versorgungsrecht zu über-
tragen, wo es bei einer Anrech-
nung von lediglich einem Jahr 
bleibt. Bei einem Brutto von 
3 200 Euro errechnet sich bei 
einem dadurch fehlenden Pensi-
onszuschlag von 1,793 Prozent/
Jahr ein Plus von 57,40 Euro/Mo-
nat, was adäquat zur Rente mit 
real plus 57,22 Euro/Monat ver-
gleichbar wäre. Also wäre eine 
entsprechende versorgungs-
rechtliche Regelung systembe-

zogen und gleichwertig im Sin-
ne des § 56 Abs. 4 SGB VI. Wenn 
in der Vergangenheit alle ren-
tenrechtlichen Verschlechterun-
gen inhaltsgleich auf die Beam-
tenversorgung übertragen 
worden sind (zum Beispiel Ni-
veauabsenkung, Abschläge bei 
vorzeitigem Ruhestand, Pflege-
finanzierung, Anhebung der Al-
tersgrenzen), warum dann nicht 
auch eine Verbesserung? „Die 
Wertschätzung von Kindererzie-
hungszeiten als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe darf nicht 

vom Beruf der Mutter abhängig 
gemacht werden, so Gerhard 
Vogler. Er forderte das CDU-Vor-
standsmitglied Wulff auf, sich 
an die Seite der CDU-Frauenuni-
on zu stellen und wie diese für 
Gerechtigkeit durch Anrech-
nung der Erziehungszeit von 
ebenfalls zwei Jahren bei der 
beamtenrechtlichen Versor-
gung einzutreten.

NEU – mal reinklicken! 
www.dpolg.de/über uns/ 
senioren�

<< Urlaubsangebote

Lago Maggiore/Italien 
FeWo in Tronzano (Ostufer)  
a. Rande des Tessin, 3 km hin-
ter CH-Grenze. 3 Zi, Kü, Bad, 
Balkon 65 m2 (4 Pers), See- 
blick. 320 €/Wo. + Endr.  
Tel.: 07660.576 (Bohl).  
E-Mail: kurtbohl@gmx.de

St. Peter/Schwarzwald 
FeWo in St. Peter, nähe Frei-
burg u. Feldberg. Gute Wan-
dermöglichkeiten. Wohnung 
in zentraler ruhiger Lage. 
Separater Eingang, 35 m2 
(2 Pers), Wohn- u. Schlafzim-
mer, Kochnische, Du/WC. Miet-
preis 37 €/Tg. zuzüglich Kurta-
xe. E-Mail: kurtbohl@gmx.de.; 
Tel. 07660.576 (Bohl)

Bordelum/Nordfriesland 
3 ½-Zimmer-Steinhaus in Nähe 
der Nordsee und der Nordfrie-
sischen Halligen und Inseln zu 
vermieten. Fähren nach Föhr, 
Amrum und den Halligen in 
der Nähe. Die Insel Sylt ist aus 
Bredstedt mit dem Zug in 80 
Minuten zu erreichen. Das 
Haus hat bis zu 6 Schlafplätze, 
SAT-TV , WLAN, Gartenmöbel 
und Fahrräder sind vorhanden, 
HS 50 €; NS 40 € je Tag.  

M.Marten, Tel.: 040.5705010, 
Handy 0175.8966958, E-Mail: 
margit-marten@t-online.de

Osterferien an der Nordsee 
Ferienhaus für Kurzurlaub 
über Ostern. Sie kommen am 
24.3. und bleiben bis zum 
28.3.2016 = 4 Übernachtungen, 
inkl. Kaminholz, Wasser, Strom 
und Kurtaxe. Pauschal 200 €. 
Das Haus auf einer Warf hat 
3 Schlafzimmer mit 5 großen 
Betten. Hunde können leider 
nicht kommen. Für Urlaub 
nach Ostern: www.ferienwoh-
nungen.de, Ferienhaus/20742 
(Kollegen bekommen auf den 
Preis einen Rabatt). Info und 
Kontakt 040.7323000

Spanien – Cap Salou 
FeWo 2 ZKB, ruhige Toplage, 
1. Reihe direkt am Meer, 50 m2 
Wfl., gr. Balkon, Komplett-
ausst., SAT-TV, Barcelona 
90 km, Kollegenrabatt,  
Tel.: 06126.52837 abends

Spanien – Costa Blanca 
Südl. Alicante, Komf.-Bunga-
low, 2 Schlz., 2 Bäder, Klima, 
SAT-TV, EBK, Pool, Gartenm., 
Liegen, 3 Terrassen, Bettw., 

Hand- u. Badet. ab 45 €, 
Fahrräder u. Pkw und WaMa 
vorhanden, Fotos per E-Mail, 
Termine im Juni, Juli, August 
frei, Tel.: 02385.3910  
(Spiegelberg), E-Mail: 
wrspiegelberg@t-online.de

Usedom Zinnowitz  
FeWo 2-Raum-Wohnung, Süd-
terrasse, 800 m zum Strand, 
Autoabstellpl., 45–80 €/Tag, 
Tel.: 030.5647476  
Mobil: 0172.6623433.  
www.ostseequartett.de

Kroatien/Dalmatien/ 
Insel Murter 
Vermiete großen Wohnwagen, 
ca. 30 m vom Meer, für 4–6 
Pers., kompl. wohnfertig 
eingerichtet. Klima/SAT, Vor-
zelt (mit Holzboden), Kühl-
schrank, Kochgelegenheit, 
Pavillion. Bootsliegepl. mög-
lich, Tauchbasen auf der Insel. 
Brückenverb. vom Festl. zur 
Insel. Ab 30–65 € pro Tag. 
Reinhard.svjetlo@gmx.de,  
Tel.: 09246.989188 od. 
0157.82806128

Toskana/Maremma 
Nur 20 Min. ans Meer, wun-
derschöne Strände, glasklares 
Wasser. Traumhafte Aussicht 
von der Terrasse in klassische 
toskanische Landschaft. Na-
turstein-FeWo in historischem 
Dorf Caldana. 65 m2, 2 Schlaf-
zimmer, max. 4 Pers., voll aus-
gestattet, Küche inkl. Geschirr-
sp., Tel.: 08131.260463; E-Mail: 
residenzacaldana@hotmail.com

Mittlerer Schwarzwald * * * * 
Exklusiv eingerichtete 
****-Komfort-FeWos, 50–90 m2, 
ab 40 €/Tag, viele interessante 
Ausflugsmöglichk. (Europa-
park/Kaiserstuhl), u. Natur  
pur. Tel.: 07823.96565,  
Fax 96566 (Fam. Schäfer)  
www.mittelschwarzwald.de

Florida/Golfküste 
Freistehendes und voll ausge-
stattetes Ferienhaus (ca. 120 m2) 
an Kollegen zu vermieten. Mehr 
Infos unter: 0172.9498968 
(Christoph), www.mein- 
florida-haus.npage.de

Ihr Inserat kommt im Rahmen des Platzangebots zum Abdruck. 

Bitte beachten Sie:

1. �Keine gewerblichen Inserate. Wir behalten uns Kürzungen vor.

2. �Ihre Zusendung muss mit Schreibmaschine/PC geschrieben sein  
und Ihren Namen mit Anschrift enthalten.  
Kein Fax! Bitte benutzen Sie das Internet/E-Mail.

3. �Umfang: max. 190 Buchstaben  
(30 Buchstaben i. Überschrift, 160 Buchstaben i. Text)

4. �Kosten: 20,– €; Rechnung abwarten! 

E-Mail: dpolg@dbb.de

REDAKTION POLIZEISPIEGEL, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin

<< Arbeitsplatzbörse

Die DPolG unterstützt in dieser Rubrik die Bemühungen aller 
Kolleginnen und Kollegen zum Wechsel in ein anderes Bundesland. 
Die Veröffentlichung ist kostenfrei. Bitte nutzen Sie für Ihre 
Zuschrift das Internet: dpolg@dbb.de. 

Achtung: Mit Ihrer Zusendung stimmen Sie der Veröffentlichung 
auch im Internet zu!

Brandenburg <->  
Sachsen-Anhalt 
Derzeit in der 4. Einsatz
hundertschaft in Frankfurt/ 
Oder (Land Brandenburg) als 
Polizeimeister tätig. Ich suche 
einen Tauschpartner aus Sach-
sen-Anhalt und würde auch 
einen Ringtausch in Erwä-

gung ziehen. Bei Rückfragen 
torstenschiess@freenet.de, 
torsten.schiess@polizei.
brandenburg.de oder 
0162.2372814 

Berlin <-> Schleswig-Holstein 
Biete LaPol Berlin (gD), suche 
Schleswig-Holstein, Kontakt: 
biete.berlin@web.de
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Flüchtlingspolitik, Aufenthaltsrecht  
und Aufgaben der (Bundes-)Polizei
Gespräch mit dem Vorsitzenden des Bundestags-Innenausschusses

Die politisch derzeit heiß diskutierten Fragen, wie mit straffällig gewor
denen Ausländern beziehungsweise Asylsuchenden umzugehen ist und 
welche Rechtsänderungen im Aufenthaltsrecht notwendig sind, standen  
im Mittelpunkt eines Gesprächs der Bundesleitung mit dem Vorsitzenden 
des Innenausschusses im Deutschen Bundestag, Ansgar Heveling (CDU),  
am 14. Januar 2016.

<< Datenaustausch­
verbesserungsgesetz

Übereinstimmend sahen die 
Gesprächspartner den Entwurf 
eines „Datenaustauschverbes-
serungsgesetzes“ als notwen-
diges Instrument einer zentra-
len Informationssteuerung an. 
Das Gesetzesvorhaben bein
haltet unter anderem die 
Schaffung eines zentralen 
Kerndatensystems für die Re-
gistrierung Asyl- und Schutz
suchender im Ausländerzen
tralregister (AZR); die Ergän- 
zung bisher zu speichernder 
Grundpersonalien um erken-
nungsdienstliche Daten, Infor
mationen zu Gesundheitsun-
tersuchungen, Impfungen, 
Qualifikationen und anderes; 
eine Erfassung im Kerndaten-
system bei erstmaligem be-
hördlichem Kontakt, einen 
Sicherheitsabgleich und die 
Verpflichtung aller zur Regist-
rierung befugten Stellen zur 
Datenübermittlung an das AZR.

<< Zentraldatei für laufende 
Ermittlungsverfahren

In diesem Zusammenhang er-
innerte Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt an die Notwen-
digkeit einer Zentraldatei für 
laufende Ermittlungsverfah-
ren. Unter Hinweis auf beste-
hende Erkenntnislücken mit 
Auswirkungen zum Beispiel auf 
die Einstellung von Verfahren 
betonte er, wie wichtig es sei, 
dass die Strafverfolgungsbe-

hörden von entsprechenden 
Verfahren in anderen Bundes-
ländern Kenntnis hätten.

<< Neuregelungen bei  
der Ausweisung und 
Abschiebung

Diskutiert wurde auch die am 
Vortag des Gesprächs erfolgte 
Einigung von Bundesinnenmi-
nister Thomas de Maizière und 
Bundesjustizminister Heiko 
Maas auf eine erleichterte Aus-
weisung krimineller Ausländer. 
Danach sollen unter anderem 
Straftaten gegen das Leben, 
die körperliche Unversehrtheit, 

die sexuelle Selbstbestim-
mung, das Eigentum oder der 
Widerstand gegen Vollstre-
ckungsbeamte zukünftig ein 
sogenanntes schwerwiegen-
des Ausweisungsinteresse be-
gründen, sofern ein Ausländer 
hierfür zu einer Freiheits- oder 
Jugendstrafe (gleich welcher 
Höhe) verurteilt wurde. Dies 
soll auch gelten, wenn diese 
zur Bewährung ausgesetzt 
wird. 

Diese insoweit verschärften 
Vorschriften für bestimmte 
Straftaten sind eine Konse-
quenz aus den Vorfällen in  

der Silvesternacht in Köln und 
anderen Städten.

Ob und inwieweit einer danach 
verfügten Ausweisung auch 
eine zeitnahe Abschiebung des 
Ausländers folgt, ist indes frag-
lich. Der Erste stellvertretende 
Bundesvorsitzende Joachim 
Lenders wies energisch darauf 
hin, dass eine eindeutige ge-
setzliche Regelung dringend 
notwendig ist, um eine erleich-
terte Ausweisung krimineller 
Ausländer auch wirkungsvoll 
umzusetzen. Die Bundesregie-
rung arbeitet derzeit daran, 
dass die Ausweisungen auch 
tatsächlich vollzogen werden 
können. Bislang gestalten 
rechtliche und praktische 
Abschiebehindernisse – wie 
fehlende Papiere oder die Wei-
gerung des Herkunftslandes, 
eine kriminelle Person zurück-
zunehmen – in nicht wenigen 
Fällen die zwangsweise Durch-
setzung der Ausreisepflicht 
schwierig.

<< Entlastung der 
Bundespolizei von 
sachfremden Aufgaben

Unter Hinweis auf die anhal-
tend hohe Belastung der Bun-
despolizei im Zusammenhang 
mit der Flüchtlingssituation 
wurde Heveling schließlich mit 
der wiederholt erhobenen For-
derung der DPolG konfrontiert, 
die Bundespolizei endlich von 
sachfremden Aufgaben wie 
der Registrierung von Flüchtlin-
gen zu entlasten. Die Bundes-
polizisten, die in der Flücht-
lingshilfe eingesetzt werden, 
müssen endlich durch anderes 
Personal ersetzt werden. Dann 
könnten sie entsprechend ihrer 
Zuständigkeit die Grenzen 
auch wieder viel besser kon
trollieren.�

<< Der Vorsitzende des Innenausschusses des Bundestages, Ansgar 
Heveling (CDU) (Zweiter von rechts), empfing DPolG-Bundesvorsitzen- 
den Rainer Wendt (Zweiter von links), seinen 1. Stellvertreter Joachim 
Lenders (rechts) sowie seinen Stellvertreter Wolfgang Ladebeck (links).
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Einkommensrunde 2016
Vorbereitungen laufen auf vollen Touren

Am 21. März 2016 beginnt mit 
dem ersten Verhandlungster­
min die Einkommensrunde 
2016 für die Beschäftigten von 
Bund und Kommunen. Zur Vor­
bereitung auf die Forderungs­
findung am 18. Februar 2016 
durch die Bundestarifkommis­
sion des dbb haben nun die 
Mitglieder der Fachgewerk­
schaften das Wort.

<< Branchentage

Mit einer Vielzahl von bundes­
weiten Branchentagen bei den 
Fachgewerkschaften diskutiert 
der dbb Fachbereich Tarif mit 
den Mitgliedern über die spezi­
fischen Probleme in den ver­
schiedenen Berufsgruppen, 
denn alle Berufe im öffentli­
chen Dienst haben ihre Be­
sonderheiten und speziellen 
Herausforderungen. Jede Be­
rufsgruppe hat es verdient, 

gehört zu werden. Es ist wich­
tig zu wissen, was die Kollegin­
nen und Kollegen vor Ort be­
wegt, wo der Schuh drückt und 
welche Erwartungshaltung be­
steht. Genutzt wird die Diskus­
sion vor Ort auch dazu, den 
Kolleginnen und Kollegen klar­
zumachen, dass die Einkom­
mensrunde nur erfolgreich sein 
kann, wenn die Arbeitgebersei­
te weiß, dass die Beschäftigten 
wirklich hinter den aufgestell­
ten Forderungen stehen und 
eine entsprechende Aktions- 
und gegebenenfalls Streik­
bereitschaft vorhanden ist.

<< Tarifler und Beamte

Hauptsächlich betroffen von 
der Einkommensrunde 2016 
sind die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer des Bundes 
und der Kommunen. Jedoch ist 
das Ergebnis auch für die Bun­

desbeamten von Bedeutung, 
denn in den vergangenen Jah­
ren ist es dem dbb regelmäßig 
gelungen, den linearen Teil des 
Tarifergebnisses auch auf die 
Bundesbeamten zu übertra­
gen. Deshalb sind neben den 
Arbeitnehmern des Bundes 
und der Kommunen auch die 
Bundesbeamten aufgerufen, 
mitzudiskutieren und sich ak­
tiv einzumischen. 

<< Bundespolizei

Die Tarifkommission der DPolG 
Bundespolizeigewerkschaft 
hat ihre Forderungen bereits 
im Dezember 2015 formuliert 
und an den Fachbereich Tarif 
des dbb weitergeleitet. Die Ta­
rifvertreter der Bundespolizei 
sprechen sich unter anderem 
dafür aus, dass Einkommens­
erhöhungen wieder durch eine 
Mischung von linearer Erhö­

hung und sozialer Komponen- 
te gestaltet werden sollen. Die­
ses Verfahren hat sich bei den 
Tarifverhandlungen 2014 be­
währt und dazu geführt, dass 
auch die unteren Entgeltgrup­
pen eine spürbare Entgelterhö­
hung erhalten haben.

<< Arbeitgeber

Der Verhandlungsführer der 
Arbeitgeber, Bundesinnenmi­
nister de Maizière, hat sich auf 
der Kölner Arbeitstagung des 
dbb für zügige Tarifverhand­
lungen ausgesprochen und an 
die Tarifpartner appelliert, auf 
Rituale zu verzichten. Sollten 
die Arbeitgeber diese Aussagen 
ernst meinen, so könnten sie 
ihren guten Willen bereits 
beim Auftakt der Tarifverhand­
lungen mit einem verhand­
lungsfähigen Angebot unter 
Beweis stellen. �

<< Neuerungen ab 2016:

Servicestellen für Patienten
Im Rahmen des Versorgungsstärkungsge­
setzes, das der Bundestag bereits Mitte 
des vergangenen Jahres beschlossen hat, 
sind die Kassenärztlichen Vereinigungen 
verpflichtet, seit dem 23. Januar 2016 so­
genannte Terminservicestellen einzurich­
ten. Mithilfe dieser neuen Servicestellen 
soll verhindert werden, dass gesetzlich 
Versicherte selbst in akuten Fällen mona­
telang auf einen Behandlungstermin bei 
einem Facharzt warten müssen. Auf 
Wunsch des Kassenpatienten sollen die 
Servicestellen innerhalb von vier Wochen 
einen Termin bei einem Facharzt vermit­
teln und den Patienten innerhalb einer 
Woche über einen entsprechenden Be­
handlungstermin benachrichtigen. Können 
die Servicestellen Patienten nicht an eine 
geeignete Praxis vermitteln, muss den Ver­
sicherten ein Behandlungstermin in einer 
Krankenhausambulanz angeboten wer­
den. Voraussetzung für eine solche Ver­
mittlung ist, dass der Versicherte eine 
Überweisung seines Hausarztes an einen 
Facharzt hat, auf der die Dringlichkeit be­
stätigt wird. Ziel ist, dass jeder, der eine 

medizinische Versorgung braucht, diese 
innerhalb von vier Wochen erhält.

Mehr Kindergeld und höherer 
Kinderzuschlag für Geringverdiener
Zum 1. Januar wurde das Kindergeld um 
zwei Euro pro Kind erhöht. Für das erste 
und zweite Kind gibt es nun jeweils 190 
Euro, für das dritte Kind 196 Euro und  
für jedes weitere Kind 221 Euro pro Monat. 
Geringverdiener können unter bestimmten 
Voraussetzungen bei der Familienkasse der 
Arbeitsagentur einen Kinderzuschlag be­
antragen. Ab 1. Juli 2016 gibt es bis zu 160 
Euro pro Kind (bislang: 140 Euro). Der Kin­
derzuschlag wird als Ergänzung zum Kin­
dergeld gezahlt. Einen Anspruch haben El­
tern oder Alleinerziehende, die aus ihren 
finanziellen Mitteln zwar ihren eigenen 
Bedarf, nicht aber den ihrer Kinder decken 
können. Das Verfahren zur Berechnung  
des Kinderzuschlags ist kompliziert, weil  
es sowohl eine Mindest- als auch eine 
Höchsteinkommensgrenze gibt. Nur wer 
mit seinem Einkommen zwischen diesen 
beiden Werten liegt, hat überhaupt An­
spruch auf den Kinderzuschlag, der bei  

der zuständigen Familienkasse beantragt 
werden muss.

Entgelterhöhung für 
Landesbeschäftigte
Ab dem 1. März 2016 tritt für die Beschäf­
tigten, die unter den Geltungsbereich des 
TV-L fallen, die zweite Stufe der Tarifeini­
gung vom 28. März 2015 in Kraft. Danach 
erhöhen sich die Tabellenentgelte des 
TV-L einschließlich der Beträge aus einer 
individuellen Zwischen- oder Endstufe 
sowie der Tabellenwerte für die Entgelt­
gruppen 2 Ü, 13 Ü und 15 Ü um 2,3 Pro­
zent, mindestens aber um 75 Euro. 
Außerdem erhöhen sich die monatlichen 
Ausbildungsentgelte der Auszubildenden 
nach dem TVA-L BBiG und nach dem TVA-L 
Pflege sowie die Tarifentgelte der Prakti­
kantinnen und Praktikanten nach dem  
TV Prakt-L um einen Festbetrag in Höhe 
von 30 Euro. Als Folge der Entgelterhöhun­
gen steigen auch die Beträge für Entgelt­
bestanteile wie zum Beispiel der Garantie­
betrag nach § 17 Abs. 4 und die Besitz- 
standszulagen nach dem TVÜ-Länder  
zum 1. März 2016.
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Der Zweck heiligt die Mittel: 

Flashmob-Aktionen im 
Arbeitskampf zulässig1 
Von Rechtsanwalt Stefan Bell,  
Anwaltsbüro Bell & Windirsch, Düsseldorf

<< Stefan Bell

Seit 1981 Anwalt und Fach-
anwalt für Arbeitsrecht. Sein 
Tätigkeitsschwerpunkt ist 
das gesamte Individual
arbeitsrecht wie zum Beispiel 
Arbeitsvertragsrecht, Kündi
gungsschutzrecht sowie kol-
lektives Arbeitsrecht – hier 
vor allem Betriebsverfas-
sungsrecht, Tarifrecht und 
Tarifvertragsrecht. Er berät 
und vertritt Betriebsräte in 
allen tarif- sowie betriebs-
verfassungsrechtlichen Fra-
gen, insbesondere beim Ab-
schluss von Betriebsverein- 
barungen und Sozialplänen.

Stefan Bell ist Mitautor der 
Kommentare zu den Mantel
tarifverträgen des Einzelhan-
dels und des Groß- und Au-
ßenhandels in NRW sowie 
des Kommentars „Sozialrecht 
für Arbeitnehmer“. Er arbei-
tet auch als Referent auf 
Schulungsveranstaltungen 
für Betriebsräte und Gewerk
schaftssekretäre/-innen.

Bei der Ausgestaltung des Ar-
beitskampfrechts besteht ein 
weiter Handlungsspielraum. 
Das Grundgesetz schreibt nicht 
vor, wie die gegensätzlichen 
Grundrechtspositionen im Ein-
zelnen abzugrenzen sind; es 
verlangt keine Optimierung 
der Kampfbedingungen. Ist der 
Flashmob als gewerkschaftlich 
getragene Arbeitskampfmaß-
nahme erkennbar, handelt es 
sich um eine verfassungsrecht-
lich zulässige Maßnahme eines 
Arbeitskampfes: Bundesver-
fassungsgericht vom 26. März 
2014 – 1 BvR 3185/091

Die im Ausgangsverfahren be-
klagte Gewerkschaft führte ei-
nen Streik zur Durchsetzung 
ihrer Forderung nach einem 
neuen Tarifvertrag für den 
Einzelhandel. Ihr Landesbezirk 
veröffentlichte während des 
Streiks ein virtuelles Flugblatt, 
mit der Frage „Hast Du Lust, 
Dich an Flashmob-Aktionen zu 
beteiligen?“, bat Interessierte 
um die Handynummer, um 
diese per SMS zu informieren, 
wenn man gemeinsam „in ei-
ner bestreikten Filiale, in der 
Streikbrecher arbeiten, gezielt 
einkaufen gehen“ wolle, „zum 
Beispiel so: Viele Menschen 
kaufen zur gleichen Zeit einen 
Pfennig-Artikel und blockieren 
damit für längere Zeit den Kas-
senbereich. Viele Menschen 
packen zur gleichen Zeit ihre 
Einkaufswagen voll (bitte keine 
Frischware!!!) und lassen sie 
dann stehen.“ Die Gewerk-

1	 Siehe auch POLIZEISPIEGEL-Fachteil Heft 
5/2012

schaft propagierte dies auch in 
der Presse und im Rahmen ei-
ner öffentlichen Kundgebung. 

Die Gewerkschaft führte in  
der Filiale eines Mitgliedsunter
nehmens des Arbeitgeberver
bandes eine solche Flashmob-
Aktion durch. Es beteiligten sich 
etwa 40 bis 50 Personen, die 
per SMS von der Gewerkschaft 
dorthin bestellt worden waren. 
Zwei oder drei Teilnehmende 
trugen eine Jacke mit der Auf-
schrift „ver.di“, zahlreiche ande-
re trugen Sticker der Gewerk-
schaft. Zunächst betraten etwa 
drei Personen die Filiale, kleb-
ten ein Flugblatt mit einem 
Streikaufruf an einen Backofen, 
legten weitere Flugblätter an 
die Kasse und forderten eine 
Arbeitnehmerin zur Streikteil-
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nahme auf. Später begaben sich 
etwa 40 Personen in die Filiale 
und kauften dort in größerer 
Zahl sogenannte Pfennig- oder 
Cent-Artikel, weshalb sich an 
den Kassen Warteschlangen bil-
deten. Andere füllten etwa 40 
Einkaufswagen mit Waren und 
ließen diese ohne Begründung 
oder mit der Angabe, das Geld 
vergessen zu haben, in den 
Gängen oder im Kassenbereich 
stehen. Die Aktion dauerte 
nach Angaben des Arbeitgeber-
verbandes etwa eine Stunde, 
nach Angaben der Gewerk-
schaft 45 Minuten. 

Das Bundesarbeitsgericht (Ur-
teil vom 22. September 2009, 
Az.: 1 AZR 972/082), das Landes
arbeitsgericht Berlin-Branden-
burg (Urteil vom 29. September 
2008 – 5 Sa 967/08) sowie das 
Arbeitsgericht Berlin (Urteil 
vom 1. April 2008, 34 Ca 2402/ 
08) wiesen jeweils die Klage  
des Arbeitgeberverbandes ab. 
Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) nahm die Verfassungs-
beschwerde im Wesentlichen 

2	 „Eine streikbegleitende Aktion, mit der eine 
Gewerkschaft in einem öffentlich zugängli-
chen Betrieb kurzfristig und überraschend 
eine Störung betrieblicher Abläufe hervor-
rufen will, um zur Durchsetzung tariflicher 
Ziele Druck auf die Arbeitgeberseite aus
zuüben, ist nicht generell unzulässig. Der 
damit verbundene Eingriff in den einge
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
des betroffenen Arbeitgebers kann aus 
Gründen des Arbeitskampfrechts gerecht-
fertigt sein, wenn dem Arbeitgeber wirk-
same Verteidigungsmöglichkeiten zur Ver-
fügung stehen.“

aus dem folgenden Grund nicht 
an. Die angegriffenen Entschei-
dungen verletzen nicht die in 
Art. 9 Abs. 3 GG geschützte Ko-
alitionsfreiheit des Beschwer-
deführers. 

Bei der Ausgestaltung des Ar-
beitskampfrechts besteht ein 
weiter Handlungsspielraum. 
Das Grundgesetz schreibt nicht 
vor, wie die gegensätzlichen 
Grundrechtspositionen im 
Einzelnen abzugrenzen sind; es 
verlangt keine Optimierung der 
Kampfbedingungen. Umstritte-
ne Arbeitskampfmaßnahmen 
werden unter dem Gesichts-
punkt der Proportionalität 
überprüft; durch den Einsatz 
von Arbeitskampfmaßnahmen 
soll kein einseitiges Überge-
wicht bei Tarifverhandlungen 
entstehen. Die Orientierung 
des Bundesarbeitsgerichts am 
Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit ist insofern nicht zu be-
anstanden. Ausgehend von die-
sen Maßstäben lässt sich eine 
Verletzung des Beschwerde-
führers in seiner Koalitionsfrei-
heit aus Art. 9 Abs. 3 GG durch 
die angegriffenen Urteile nicht 
feststellen. Gewerkschaftlich 
getragene, auf Tarifverhand-
lungen bezogene sogenannte 
Flashmob-Aktionen der vorlie-
gend zu beurteilenden Art fal-
len in den Schutzbereich der 
Koalitionsfreiheit aus Art. 9 
Abs. 3 GG. 

Das Bundesarbeitsgericht geht 
zutreffend davon aus, dass die 
Beurteilung, ob eine Betäti-
gung koalitionsspezifisch ist, 
grundsätzlich nicht nach der 
Art des von der Koalition ge-
wählten Mittels, sondern nach 
dem von ihr damit verfolgten 
Ziel zu erfolgen hat. Es besteht 
kein Anlass, am koalitionsspe-
zifischen Zweck des Aufrufs zu 
einem Flashmob der vorlie-
gend zu beurteilenden Art zu 
zweifeln, der streikbegleitend 
während der laufenden Tarif
auseinandersetzung erkennbar 
darauf ausgerichtet ist, recht-
mäßige Arbeitskampfziele zu 
unterstützen. 

So muss der Flashmob als ge-
werkschaftlich getragene Ar-
beitskampfmaßnahme erkenn-
bar sein, also deutlich werden, 
dass es sich nicht um eine „wil-
de“, nicht gewerkschaftlich ge
tragene Aktion handelt, was 
auch für Schadensersatzforde-
rungen der Arbeitgeber bei 
rechtswidrigen Aktionen von 
Bedeutung ist. In verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstan
dender Weise berücksichtigt 
das Bundesarbeitsgericht auch, 
dass Flashmob-Aktionen – an-
ders als Streiks – kein Element 
unmittelbarer Selbstschädi-
gung der Teilnehmenden in 
Form des Verlustes des Arbeits-
entgelts innewohnt, das einen 
(eigen)verantwortlichen Um-

gang mit dem Arbeitskampf-
mittel fördern kann. Der Gehalt 
des Art. 9 Abs. 3 GG, der sowohl 
die Gewerkschaft als auch die 
Arbeitgeberseite schützt, wird 
jedoch nicht verkannt, wenn 
das Bundesarbeitsgericht dar-
auf abstellt, dass der Arbeitge-
berseite geeignete Verteidi-
gungsmittel gegen die hier in 
Rede stehenden Aktionen zur 
Verfügung stünden. 

Das BVerfG bestätigt die 
Rechtsprechung aller Arbeits-
gerichte, die die Flashmob-
Aktionen von ver.di in dem 
Arbeitskampf als zulässig an-
gesehen hatten. Maßgeblich 
für die Zulässigkeit einer Maß-
nahme im Arbeitskampf ist 
nicht die Art dieser Maßnah-
me, sondern ihr Zweck. Voraus-
setzung ist allerdings auch, 
dass es sich erkennbar um eine 
gewerkschaftlich getragene 
Arbeitskampfmaßnahme han-
delt, also keine Maßnahme 
nicht organisierter und deswe-
gen nicht zu beeinflussender 
außenstehender Dritter. Man 
darf gespannt sein, ob in ande-
ren Branchen als dem Einzel-
handel auch ähnlich fantasie-
volle Aktionen durchgeführt 
werden können. Das BVerfG 
hat jedenfalls deutlich erklärt, 
dass alle Maßnahmen im Ar-
beitskampf zulässig sind, die 
den oben genannten Regeln 
folgen.�

Persönlichkeitsrecht im Büro oder  
gibt es ein Briefgeheimnis am Arbeitsplatz?
Rechtliche Überlegungen von Jürgen Roos, Polizeidirektor a. D., Roßbach/Wied

Sind es wirklich die „Militaris-
ten des Papierkriegs“, wie Cyril 
Northcote Parkinson1 einmal 
die Bürokraten genannt hatte, 
die sich mit der oben genannten 
Fragestellung beschäftigen und 
denen in der heutigen Zeit eine 
„besondere Affinität für ,über
triebenen‘ Datenschutz“ vorge-
halten wird? Oder entspricht die 
in der Überschrift gewählte Fra-

1	 1909 bis 1993, britischer Historiker und 
Publizist

gestellung nicht den selbstver-
ständlichen Grundbedürfnissen 
und Überlegungen aller, und 
zwar auch derer, die – gleich an 
welcher organisatorisch-hier
archischen Stelle – im Arbeits
leben stehen?

Niemand wird annehmen 
können, dass auch oder gerade  
im Bereich des dienstlichen/
behördlichen Beschäftigungsfel-
des der Bereich der Persönlich-

keitssphäre des einzelnen Mitar-
beiters völlig ausgeblendet ist. 
Zu keiner Zeit ist man losgelöst 
vom Anspruch auf Schutz der 
Intimsphäre oder vom Schutz 
der persönlichen Achtung und 
Würde2. Dieses wird auch nicht 

2	 Auch der BGH bewertet das im Briefge-
heimnis erkennbare Persönlichkeitsrecht 
als hochrangig, wenn er unter anderem 
ausdrückt, dass „das unbefugte Öffnen ei-
nes verschlossenen Briefes das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht des Adressaten verlet-
zen kann und Art. 10 GG mit dem Brief‑ und 
Postgeheimnis sich zwar in erster Linie ge-

dadurch gemindert, dass es 
schon immer das „Mitteilungs-
bedürfnis“ von einzelnen Kolle-
gen und Mitarbeitern gegeben 
hat, die sich zum Beispiel über 
das am zurückliegenden Wo-
chenende Erlebte unbedingt an-
deren „bis ins kleinste Detail“ 
offenbaren müssen. Ein mögli-
ches, vom „Empfänger“ dieser 
„Botschaft“ gesteuertes abweh-
rendes Verhalten lässt diesen 
Vorgang noch in einem gewis-
sen Umfang als „harmlos“ er-
scheinen. Dagegen entzieht es 

gen den Staat richtet, aber auch zeigt, dass 
in diesem Bereich ein besonderes Schutz-
bedürfnis besteht. So sind selbst Ehegatten 
nicht befugt, die an den anderen Partner 
gerichtete Post zu öffnen.“ (BGH, Urteil 
vom 20. Februar 1990 – VI ZR 241/89)
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sich in der Regel der eigenen 
Einflussnahme, von wem der 
Mitarbeiter am Arbeitsplatz an­
gerufen wird oder wer ihm per­
sönlich gemeinte Briefpost zu­
kommen lässt. Der Empfänger 
kann dieses Verhalten des Ab­
senders oft nicht steuern oder 
nur eingeschränkt beeinflussen. 
Und genau hier steht dann die 
„Poststelle“ oder „zentrale Brief­
eingangsstelle“ vor der schwieri­
gen Frage des Öffnens der Post 
und des damit oft zwangsläufig 
verbundenen „Einbruchs in das 
Persönlichkeitsrecht“ durch eine 
inhaltliche Kenntnisnahme.

Das Problem stellt sich seit ei­
nigen Jahren vermehrt auch 
dadurch, dass im Zeichen so­
genannter „Bürgernähe“ die 
ausgehenden Schreiben der 
Behörde regelmäßig den jewei­
ligen Sachbearbeiter nament­
lich auch mit dem Vornamen 
bezeichnen. Dementsprechend 
fallen die Antworten des Bür­
gers häufig entsprechend per­
sönlich aus und richten sich 
unmittelbar an „seinen“ Beam­
ten. Selbstverständlich führt 
dieser private Anstrich des 
Schriftverkehrs zwischen Staat 
und Bürger nicht zu einer Aus­
weitung des Briefgeheimnisses 
dahingehend, dass allein nur 
das persönlich angeschriebene 
Behördenmitglied berechtigt 
ist, die Sendung zu öffnen und 
zur Kenntnis zu nehmen. Ad­
ressat bleibt die Behörde, der 
betreffende Bedienstete ist nur 
„pars pro toto“. Die Sendung 

ist ohne Zweifel für die Behör­
de in ihrer Zuständigkeit be­
stimmt.

Grundsätzlich gilt dennoch, 
dass derjenige, der das Schrift­
stück verschlossen hat, also in 
der Regel der Absender eines 
Briefes, allein entscheidet, wer 
Kenntnis von diesem Schrift­
stück nehmen darf. Sobald aber 
das Schriftstück den rechtmäßi­
gen Empfänger erreicht hat, 
kann dieser dann für sich selbst 
entscheiden, wer von diesem In­
halt Kenntnis nehmen darf. So 
kann er zum Beispiel einen Kol­
legen bitten, das Schriftstück zu 
öffnen und es ihm – auch vor 
anderen Personen – vorzulesen. 

Letztendlich lässt sich die ei­
gentliche Grundfrage plakativ 
in die Überlegung fassen, ob es 
zulässig sein soll, dass der Ar­
beitgeber oder die von ihm mit 
bestimmten Funktionen Be­
trauten (wie zum Beispiel die 
Mitarbeiter der Posteingangs­
stelle) an Mitarbeiter adressier­
te Post öffnen dürfen? Unter 
„Post“ sollen in diesem Beitrag 
sowohl Briefe und Kataloge als 
auch Päckchen oder Pakete ver­
standen werden. Dabei sei 
noch einmal der Hinweis ge­
stattet, dass es meistens vom 
Adressaten nicht beeinflussbar 
ist, welche Post er erhält. 

Die Frage der Öffnungsbefugnis 
verschärft sich insbesondere 
zum Beispiel in Zeiten längerer 
Abwesenheit des Empfängers 

oder wenn der Arbeitgeber auf 
dringend benötigte Informatio­
nen eines Geschäftspartners 
wartet. Die Schwierigkeit wird 
besonders deutlich, wenn die 
Möglichkeit nicht ausgeschlos­
sen werden kann, dass der 
Absender dieses Schreiben 
namentlich an den letzten Ge­
sprächspartner gerichtet hat, 
ohne jedoch durch einen Zusatz 
deutlich zu machen, dass der 
Brief an den Arbeitnehmer 
nicht persönlich gerichtet ist.

Grundsätzlich steht jedem Ar­
beitgeber als Inhaber des Un­
ternehmens beziehungsweise 
dem Behördenleiter das Direk­
tionsrecht3 bezüglich aller Vor­
gänge sowie sachlichen und im­
materiellen Gegenständen zu, 
die für die Firma erworben oder 
in diese eingebracht werden. Zu 
diesen Gegenständen gehören 
auch die ankommenden Post­
sendungen. Einschränkungen 
dieses Rechts könnten sich al­
lenfalls aus entgegenstehenden 
Rechten Dritter ergeben (so 
sind zum Beispiel besondere 
Leistungen an den Arbeitneh­
mer denkbar wie zum Beispiel 
aus dem Beihilferecht). 

Gleichermaßen gilt, dass derje­
nige, der seine Privatpost als 
Dienstpost deklariert, um Brief­
porto zu sparen, hinterher nicht 
mit Erfolg geltend machen 
kann, der Dienstherr habe durch 
das Öffnen von Dienstpost sei­
ne Rechte verletzt. Dies wäre 
ein widersprüchliches Verhal­
ten. Der Dienstherr kann selbst­
verständlich in einem solchen 
Fall durch hausinterne Stichpro­
benkontrolle diesem pflichtwid­
rigen Verhalten des Mitarbei­
ters entgegenwirken. Allerdings 
sollte hausintern vorher in ge­
eigneter Weise deutlich darauf 
hingewiesen werden, dass eine 
solche Stichprobenkontrolle 
stattfinden wird. Damit handelt 
jeder, der künftig Porto auf Kos­
ten des Dienstherrn sparen will, 
auf eigenes Risiko.

3	 Als Direktionsrecht oder Weisungsrecht 
wird das Recht des Dienstherrn bezeichnet, 
die im Dienst- oder Beschäftigungsverhält­
nis nur rahmenmäßig umschriebenen Leis­
tungspflichten insbesondere nach Art, Ort 
und Zeit einseitig näher auszugestalten.

<< Jürgen Roos, Polizeidirektor a. D. 

Nach Eintritt 1963 in die Polizei des Landes NRW Streifendienst und 
Dienstgruppenleiter in Mülheim an der Ruhr, danach Verwendung im 
Innenministerium NRW und als Referent im Bundesministerium des 
Innern in Bonn.

Ab 1988 Abteilungsführer einer Bereitschaftspolizeiabteilung in 
Mainz, ab 1992 bis zum Eintritt in den Ruhestand hauptamtlicher 
Dozent an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in 
Rheinland-Pfalz im Fachbereich Polizei.

Außerdem Lehrbeauftragter im Rechtsbereich an den Fachhoch­
schulen in Duisburg, Köln und Wiesbaden mit den Schwerpunkten 
in Verfassungsrecht, Eingriffsrecht sowie im allgemeinen und be­
sonderen Verwaltungs- und Polizeirecht, ferner Seminarleiter und 
Referent im Informations- und Bildungszentrum Schloss Gimborn 
(IBZ), der Tagungsstätte der International Police Association, Gast­
dozent an der Schule des Verfassungsschutzes des Bundes und der 
Länder in Swisstal-Heimerzheim und an der Kommunalakademie 
des Landes Rheinland-Pfalz sowie beim Kommunalen Studieninsti­
tut in Pirmasens, Mitverfasser der Kommentare zum Polizei- und 
Ordnungsrecht Rheinland-Pfalz und zum Versammlungsrecht.

> Polizeispiegel  |  Januar/Februar 2016

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft



Diese Überlegungen sollen 
aber in diesem Beitrag nicht 
vertieft werden. 

<< Durchbrechung des 
Briefgeheimnisses

Festzustellen bleibt jedoch, dass 
gerade im Beamtenverhältnis 
Einschränkungen auch des 
Briefgeheimnisses nicht un­
typisch sind. Dieses ergibt sich 
zum Beispiel aus § 67 Abs. 4 
BBG und § 37 Abs. 6 Beamten­
statusgesetz, wonach ein Beam­
ter auf Verlangen des Dienst­
vorgesetzten Aufzeichnungen 
jeder Art über dienstliche Vor­
gänge herauszugeben hat. 
Darunter kann auch ein privater 
Briefwechsel fallen, der dienst­
liche Angelegenheiten betrifft. 
Mit der Herausgabepflicht will 
der Gesetzgeber die Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit gewähr­
leisten. Allerdings vermag § 67 
Abs. 4 BBG nicht eine allgemei­
ne Einschränkung des Briefge­
heimnisses zu begründen, da 
sich diese Vorschrift allein auf 
Aufzeichnungen über dienstli­
che Vorgänge bezieht. An den 
Beamten gerichtete, ausschließ­
lich ihn persönlich betreffende 
Schriftstücke ohne einen dienst­
lichen Bezug gehören daher 
nicht dazu.

Allerdings könnte im Beamten­
verhältnis dennoch eine allge­
meine Pflicht dergestalt gege­
ben sein, von vornherein auf 
die Öffnung und die Kenntnis­
nahme der bei der Behörde ein­
gehenden (Post‑)Sendungen 
einzuwilligen, die nicht zwei­
felsfrei ausschließlich für den 
Mitarbeiter bestimmt und pri­
vaten Charakters sind. Diese 
Pflicht lässt sich aus der Treue­
verpflichtung gegenüber dem 
Staat entwickeln, wonach sich 
wesensbestimmend insbeson­
dere die Pflicht ergibt, den 
Dienstherrn vor Schaden zu be­
wahren: Solcher Schaden könn­
te dann zu besorgen sein, wenn 
bei der Behörde eingegangene 
Postsendungen, die laufende 
Verwaltungsverfahren betref­
fen können, mit Rücksicht auf 
das individuelle Briefgeheimnis 
längere Zeit und letztlich sach­

fremd so lange ungeöffnet blei­
ben müssen, bis der als Adres­
sat bezeichnete Beamte aus 
seinem Urlaub zurückgekehrt 
oder wieder genesen ist.

Allerdings gilt auch, dass priva­
te Briefe auch nicht dadurch 
„dienstlich“ werden, dass sie 
dem Beamten in seine Behörde 
geschickt werden. Wer wem 
wohin schreibt, entscheidet, 
wie schon erwähnt, der Ab­
sender und nicht der Adressat. 
Das Briefgeheimnis des Beam­
ten von den Dispositionen des 
Absenders abhängig zu ma­
chen, erscheint daher zweifel­
haft und unzumutbar.

Stellt man eine Begründung 
schwerpunktmäßig auf das 
Briefgeheimnis in Art. 10 Abs. 2 
Satz 1 GG ab, dann stößt man 
auf den Vorbehalt des Gesetzes. 
Das BVerfG hat zuerst für den 
Strafvollzug entschieden4, dass 
der Gesetzesvorbehalt auch in 
besonderen Gewaltverhältnis­
sen gilt. Zu einem solchen be­
sonderen Gewaltverhältnis 
zählt auch das Beamtenverhält­
nis. Die Pflichten des Beamten 
sind aber abschließend in den 
Beamtengesetzen geregelt, was 
bedeutet, dass sich diese Pflich­
ten allein aus den einschlägigen 
Beamtengesetzen herleiten. Die 
tragende verfassungsrechtliche 
Regelung des Art. 33 Abs. 5 GG 
verpflichtet ihrem eindeutigen 
Wortlaut nach ausschließlich 
den Gesetzgeber.

<< Mögliche Anschriften­
formulierungen

Das hier nun gemeinte Anwen­
dungsfeld betrifft die in den 
Betrieb eingehenden Postsen­
dungen. Diese könnten wie 
folgt andressiert sein:
1. �Herrn Abteilungsleiter X 

o. V. i. A., Bundesversiche­
rungsamt

2. �Bundesversicherungsamt, 
z. Hd. Herrn X oder c/o Herrn X

3. �Bundesversicherungsamt, 
Herrn X 

4. �Herrn X, Bundesversiche­
rungsamt 

4	 BVerfG vom 14. März 1972 in BVerfGE 33,1

5. �Herrn X im Bundesversiche­
rungsamt 

6. �Herrn X, Reichspietschufer 
74–76, 1000 Berlin 30 

7. �Herrn X – persönlich

Grundsätzlich kann man aus 
dem schon oben erwähnten Di­
rektionsrecht des Arbeitgebers 
die Schlussfolgerung ableiten, 
dass diesem generell die Zu­
griffsbefugnis auf alle in den 
Herrschaftsbereich des Arbeit­
gebers eingelieferten Sendun­
gen zusteht. Dabei sind diejeni­
gen Fälle unproblematisch, in 
denen die Sendung ausdrücklich 
an den Arbeitgeber adressiert 
ist. So bestehen keine ernsthaf­
ten Zweifel, dass Briefe, die wie 
nach Nummer eins mit dem Zu­
satz „o. V. i. A.“ (= oder Vertreter 
im Amt) versehen sind, eindeu­
tig einen dienstlichen Charakter 
besitzen. Hier ist als Adressat 
das Unternehmen beziehungs­
weise die Behörde gemeint. Das 
Schreiben gilt als vorrangig an 
den Geschäftsbetrieb gerichtet. 
Das Direktionsrecht des Arbeit­
gebers erfasst diese Sendungen 
uneingeschränkt. Der Arbeitge­
ber ist befugt, die Sendung zu 
öffnen oder öffnen zu lassen 
und innerbetrieblich weiterzu­
leiten. 

Das Schreiben nach Beispiel 
Nummer sieben dagegen ist 
ebenso eindeutig ausschließ­
lich an Herrn X gerichtet. Pri­
vatbriefe an Bedienstete in 
einer Verwaltungsbehörde 
unterfallen grundsätzlich und 
uneingeschränkt dem Briefge­
heimnis aus Art. 10 GG. Eine 
darauf abgestimmte strafrecht­
liche Konsequenz findet sich im 
§ 202 StGB. 

Nach § 202 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
macht sich strafbar, wer unbe­
fugt einen verschlossenen Brief 
oder ein anderes verschlosse­
nes Schriftstück unbefugt öff­
net, das nicht zu seiner Kennt­
nis bestimmt ist. Strafrechtlich 
beurteilt müsste man daher sa­
gen, dass die Tathandlung im 
Rahmen des § 202 StGB das un­
befugte Öffnen5 des Schrift­

5	 Eine Befugnis kann sich zum Beispiel aus 
der Organisation des Empfängers (Post­

stücks ist, wobei der Täter auf 
irgendeine Wiese das durch den 
Verschluss geschaffene Hinder­
nis so weit beseitigt, dass er 
vom Inhalt Kenntnis nehmen 
könnte. Das Schriftstück muss 
also entweder verschlossen 
(Abs. 1) oder durch ein ver­
schlossenes Behältnis gegen 
Kenntnisnahme besonders ge­
sichert (Abs. 2) sein. Beiden Al­
ternativen gemeinsam ist, dass 
die Kenntnisnahme durch Drit­
te mindestens deutlich behin­
dert werden muss. Daher wird 
der Inhalt ungesicherter Post­
karten nicht erfasst. Ob der Be­
treffende letztlich überhaupt 
inhaltlich Kenntnis nimmt, ist 
dabei ohne Bedeutung.

Im Gegensatz zu § 184 StGB 
fehlt in § 202 StGB ein Verweis 
auf § 11 Abs. 3 StGB, der Schrift­
stücke und Daten gleichstellt. 
Eine Verletzung des Briefge­
heimnisses durch unbefugtes 
Lesen von E-Mails ist also nicht 
möglich, da E-Mails nicht von 
§ 202 StGB erfasst sind. Man 
könnte jedoch an eine Strafbar­
keit nach §§ 202 a ff. StGB we­
gen Ausspähens von Daten 
denken. Dieses erfordert aber, 
dass die Daten gegen unberech­
tigten Zugang besonders gesi­
chert sind. Eine unverschlüssel­
te E-Mail fällt demnach nicht in 
den Schutzbereich des § 202 a 
StGB. Wird die E-Mail hingegen 
verschlüsselt, ist eine Strafbar­
keit nach § 202 a StGB gegeben, 
wenn diese unberechtigter­
weise gelesen wird.

Es gilt jedoch zu beachten, dass 
der Schutzbereich des § 202 
Abs. 1 StGB mit dem des Art. 10 
GG im Wesentlichen zusam­
menfällt. Zwar knüpft die 
Strafvorschrift tatbestandlich 
bereits an den äußerlich konkre­
tisierten Verschlusswillen des 
Absenders an, während Art. 10 
GG den schriftlichen Nachrich­
tenverkehr einzelner Personen 
untereinander vor der Kenntnis­
nahme durch die öffentliche Ge­
walt schützen will. Doch treffen 

stelle) ergeben, aus gesetzlichen Vor­
schriften (zum Beispiel im Strafvollzug) 
oder aus der Einwilligung des berechtigten 
Empfängers.

22

Fa
ch

te
il

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

> Polizeispiegel  |  Januar/Februar 2016



InformatIonen für Beamte
und arBeItnehmer

dbb verlag gmbh
friedrichstraße 165

10117 Berlin

telefon: 0 30/7 26 19 17-0
telefax: 0 30/7 26 19 17-40

e-mail: Kontakt@dbbverlag.de
Internet: www.dbbverlag.de

Bestellcoupon
__ exemplar/e „Personalvertretungsrecht des Bundes

und der Länder – 17. auflage“

Verlagsprogramm

Zuschicken oder faxen

datum/unterschrift

name

anschrift

M e h r w i s s e n a l s a n d e r e . B e s t e l l e n s i e j e t z t .

Widerrufsrecht: Sie haben das recht, binnen 14 tagen ohne angabe von Gründen
diesen Vertrag zu widerrufen. die frist beginnt mit absendung dieser Bestellung. Zur
einhaltung der frist genügt die rechtzeitige absendung des Widerrufs an: dbb verlag
gmbh, friedrichstr. 165, 10117 Berlin, tel.: 030.726 19 17-0, fax: 030.726 19 17-40,
e-mail: kontakt@dbbverlag.de

neuauflage 2015

der inhalt im Überblick:
• Grundzüge des Personalvertretungs-

rechts auf aktuellem Stand
• Gesetzestexte mit aktuellen

Erläuterungen
• Mustervorlagen und Formbriefe
• Kurzerläuterung der Wahlordnung

was sie davon haben:
Die 17. Auflage wurde nicht nur inhaltlich
aktualisiert, sondern auch als Arbeits-
mittel weiter entwickelt: Begriffsbestim-
mungen, Kurzerläuterungen und
Hinweise auf die neueste Rechts-
sprechung geben klar, prägnant und
praxisorientiert Hilfen für Personalräte
(Bund/Länder). Nicht lange suchen,
sondern finden, das erlaubt die klare
Gliederung und ein wesentlich erweiter-
tes Stichwortregister. Unabdingbar für
jeden Personalrat – ob erstmals gewählt
oder bereits erfahren!

so bestellen sie ganz einfach:
Sie können mit nebenstehendem Bestell-
coupon per Post oder Fax bestellen.
Oder Sie teilen uns Ihren Wunsch per
E-Mail oder über Internet mit.

488 seiten
 36,40*

ISBn 978-3-87863-194-1
* inkl. mwSt.

zuzügl. Porto und Verpackung

fragen zur Personalratsarbeit?
hier finden sie die antworten!

_0UQJC_EA_S_23_dbb_1-2_2016.pdf; s1; (185.00 x 135.00 mm); 28.Dec 2015 11:29:09; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

sich beide Normen konkret in 
einem Lebenssachverhalt: Ein 
verschlossener Brief wird in der 
Eingangsstelle einer Behörde 
regelmäßig in Ausübung öffent‑
licher Gewalt geöffnet und zur 
weiteren Vorbehandlung zur 
Kenntnis genommen. Das glei‑
che gilt, wenn der Brief nicht 
schon in der Eingangsstelle, 
sondern vom Vertreter des 
abwesenden Adressaten X ge‑
öffnet und gelesen wird. In bei‑
den Fällen ist das Handeln nur 
rechtmäßig, wenn es nicht un‑
befugt im Sinn von § 202 Abs. 1 
StGB erfolgt und auch nicht das 
durch Art. 10 GG garantierte 
Briefgeheimnis verletzt. Nach 
Art. 10 Abs. 2 Satz 1 GG darf  
das Briefgeheimnis aber nur 
aufgrund eines Gesetzes be‑
schränkt werden, das heißt 
durch ein förmliches Bundes‑ 
oder Landesgesetz oder eine 
Rechtsverordnung, die den 
Erfordernissen des Art. 80 
Abs. 1 GG genügt.

<< Grundrechtsschutz des 
Absenders

Auf den Absender kommt es 
aber auch in anderer Hinsicht 
entscheidend an. Art. 10 GG 
schützt alle an einer konkreten 
brieflichen Korrespondenz Be‑
teiligten, neben dem Adressa-
ten also auch den Absender. 
Letzterer wird jedoch regelmä‑
ßig nicht der beamtenrechtli‑
chen Treuepflicht unterfallen 
und muss die aus ihr resultie‑
renden Grundrechtsbeschrän‑
kungen demgemäß für sich 
nicht hinnehmen. Zwar könnte 
der Absender auf die Ausübung 
seines Grundrechts verzichten, 
allerdings nur ausdrücklich, 
freiwillig und lediglich im Ein‑
zelfall. Allein der Umstand, dass 
jemand privat einem Beamten 
an dessen Arbeitsplatz in einer 
Behörde schreibt, kann keinen 
konkludenten Grundrechtsver‑
zicht dahingehend begründen, 
dass die Behörde berechtigt 

sein soll, vom Inhalt des Schrei‑
bens Kenntnis zu nehmen. Die 
etwaigen Schwierigkeiten in‑
nerhalb der Behörde bei der Un‑
terscheidung von persönlichen 
und dienstlichen Eingängen be‑
rühren den Absender an sich 
nicht und dürften nur sehr sel‑
ten zum Gegenstand seiner 
Überlegungen werden. Sie wer‑
den ihn auch nicht dazu veran‑
lassen, den persönlich gemein‑
ten Kommunikationsvorgang 
von Person zu Person Dritten 
preiszugeben. 

Als Rechtfertigungsgrund 
kommt für die Behörde § 679 
BGB6 nicht in Betracht, da dieser 
eine vom Geschäftsherrn zu er‑
füllende Rechtspflicht verlangt. 

6	 § 679 BGB Unbeachtlichkeit des entgegen-
stehenden Willens des Geschäftsherrn 
Ein der Geschäftsführung entgegenste‑
hender Wille des Geschäftsherrn kommt 
nicht in Betracht, wenn ohne die Geschäfts‑
führung eine Pflicht des Geschäftsherrn, 
deren Erfüllung im öffentlichen Interesse 
liegt, oder eine gesetzliche Unterhalts
pflicht des Geschäftsherrn nicht recht- 
zeitig erfüllt werden würde.

Dagegen kann sich ein Anspruch 
auf Unterlassung aus einer ana‑
logen Anwendung des § 1004 
BGB ergeben, der sich unmittel‑
bar auf rechtswidrige Beein‑
trächtigungen des Eigentums 
bezieht. Dem Schutz des § 1004 
BGB werden auch sonstige 
Rechtsgüter und rechtlich ge‑
schützte Interessen zugeordnet. 
Daher ist ein deliktischer Unter‑
lassungsanspruch wegen Ver
letzung eines Schutzgesetzes 
(§§ 1004 Abs. 1, 823 Abs. 2 BGB 
in Verbindung mit § 202 StGB) 
vorstellbar.

Das Briefgeheimnis dient dem 
Schutz privater Lebensgestal‑
tung und gewährleistet den dar‑
aus resultierenden Anspruch des 
Einzelnen, seine Mitteilungen 
nur dem von ihm bestimmten 
Personenkreis zu offenbaren, 
um so seine Privatsphäre nach 
eigenem Ermessen abgrenzen 
zu können. Damit wäre es un‑
vereinbar, einem beliebigen 23

Fa
ch

te
il

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

> Polizeispiegel  |  Januar/Februar 2016



Dritten in der Posteingangsstel-
le einer Behörde Einblick auch in 
solche Eingänge zu gestatten, 
an deren dienstlichem Charak-
ter ernsthafte Zweifel bestehen. 
Allein aus dem öffentlichen 
Interesse an einer effizienten 
Verwaltungstätigkeit eine (mut-
maßliche) Einwilligung des Ab-
senders in die Einschränkung 
des ihm garantierten Briefge-
heimnisses zu folgern, bedeute-
te daher eine reine Fiktion, die 
einen Grundrechtsverzicht nicht 
zu tragen vermag.

Es kommt also zunächst darauf 
an, für wessen Kenntnis das 
Schriftstück bestimmt ist. Das 
richtet sich regelmäßig nach 
dem Willen des Verfügungsbe-
rechtigten. Verfügungsberech-
tigt ist der das Schriftstück Ver-
schließende oder derjenige, der 
den Verschluss durch einen an-
deren anbringen lässt, typi-
scherweise also der Absender. 
Regelmäßig wird der Wille des 
Absenders aber positiv nicht be-
kannt sein. Er muss deshalb in 
den hier interessierenden Fällen 
nach Eingang der Sendung bei 
der Behörde durch Auslegung 
ermittelt werden. Auslegungs-
kriterien sind zunächst und vor 
allem die Anschrift selbst, fer-
ner die Absenderangabe und 
sonstige Umstände, die gegebe-
nenfalls Rückschlüsse auf den 
Willen des Absenders zulassen. 
Eine solche andere Wertung 
könnte sich jedoch dann zum 
Beispiel aus der Absenderanga-
be ergeben, wenn zum Beispiel 
X – allen bekannt – eine Neben-
tätigkeit als Dozent an der Uni-
versität ausübt. Ist als Absender 
eben diese Universität zu erken-
nen, dann steht zu vermuten, 
dass es sich um eine private 
Nachricht für den Dozenten X 
und nicht um eine dienstliche 
Mitteilung an den Amtswalter X 
als Teil der zuständigen Behörde 
handelt. In diesem Fall ist grund-
sätzlich kein anderer als X selbst 
berechtigt, das Schreiben zu öff-
nen und zu lesen. Gleiches gilt, 
wenn der Brief als Absender 
zum Beispiel eine Arztpraxis 
oder die Beihilfestelle erkennen 
lässt. Auch hier muss ein beson-
derer Geheimhaltungsbedarf 

(Arzt-/Sozialgeheimnis) unter-
stellt werden.

Denkbar zur Klärung des „Ab-
senderwillens“ ist auch eine 
(telefonische) Nachfrage beim 
Absender. Hierdurch würde 
man im Einzelfall am zuverläs-
sigsten Aufschluss über den 
wahren Willen des Absenders 
erhalten. Eine ebensolche 
Nachfrage beim Empfänger X 
kann ähnlich informativ sein. 
Möglicherweise willigt X sogar 
in Öffnung und Kenntnisnah-
me eines an ihn gerichteten 
Schreibens durch einen ande-
ren Behördenbediensteten ein. 
Für die Formulierung im Bei-
spiel zwei ist es naheliegend, 
dass die Sendung für die Be-
hörde bestimmt ist. Die Be-
zeichnung des namentlich ge-
nannte Mitarbeiters mit Zusatz 
„z. Hd. von“, mit Zusatz „c/o“ 
oder mit oder ohne Angabe der 
Abteilung unter dem Namen 
der Firma dient nach mehr
heitlicher Meinung allein der 
schnelleren innerbetrieblichen 
Verteilung. Eine Zuordnung des 
Briefes an den Arbeitnehmer 
persönlich kann hierin grund-
sätzlich nicht gesehen werden.

Allerdings soll nicht verschwie-
gen werden, dass es auch gera-
de bei der Adressierung mit 
„c/o“ eine andere, historisch 
angelegte7 Sichtweise gibt. Die 
so adressierte Sendung soll da-
nach eindeutig an den Arbeit-
nehmer, erreichbar unter der 
Firmenanschrift, gerichtet sein, 
was bedeutet, dass, auch wenn 
der Arbeitnehmer nicht anwe-
send ist (zum Beispiel im Ur-
laub oder auf längerer Dienst
reise), es für den Arbeitgeber 
klar erkennbar sei, dass der 
Brief nicht für den Geschäfts-
betrieb der Behörde/Firma, 
sondern für den Arbeitnehmer 
„persönlich“ bestimmt ist. Hier 
kann als Bewertungsmaßstab 

7	 Die Abkürzung c/o steht für „care of“. Im 
Deutschen würde man es mit „bei“ oder „im 
Hause“ bezeichnen. Es bedeutet ursprüng
lich wörtlich „in der Obhut von“, sinngemäß 
„wohnhaft bei“ und hatte zuerst die Funk-
tion, Untermieter ohne eigene Anschrift 
postalisch erreichen zu können, darüber 
hinaus auch für Vereine und andere, die 
kein eigenes Büro hatten, in welche Abtei-
lung eines Firmengebäudes und so weiter 
eine Postsendung geleitet werden sollte.

– wenn auch sehr schwierig zu 
praktizieren – nur die Überle-
gung gelten, ob die fraglichen 
Briefe von ihrem Inhalt her der-
gestalt erkennbar sind, dass 
eine gefestigte Vermutung be-
steht, dass durch die Kenntnis-
nahme Dritter, insbesondere 
des Mitarbeiters in der Post-
stelle, eine Beeinträchtigung 
der Individual-, Privat- oder In-
timsphäre des Adressaten dro
hen oder eintreten würde8.

So sehr die Formulierung unter 
Nummer sechs wiederum vor-
dergründig auf eine private 
Nachricht schließen lässt, kön-
nen aber auch hier die Umstän-
de im Ergebnis in eine andere 
Richtung weisen. Hat der Absen-
der etwa ein Akten‑ oder Ge-
schäftszeichen hinzugefügt, 
wird davon auszugehen sein, 
dass die Sendung einen amtli-
chen Geschäftsvorgang betrifft 
und daher vorrangig für die Be-
hörde bestimmt ist. Daher darf 
zum Beispiel der Vertreter des X 
das Schreiben öffnen und seinen 
Inhalt zur Kenntnis nehmen. 
Ebenso wäre in den Fällen der 
Nummer drei bis fünf zu verfah-
ren. Durch Auslegung ist der 
Wille des Absenders zu ermit-
teln. In der Regel wird in diesen 
Fällen wohl der Form der Adres-
sierung ein geringerer Informa-
tionsgehalt abgewonnen wer-
den können, zumal es wohl 
selten bewusster Überlegung 
des Absenders entspringen wird, 
ob die Anschrift – in unserem 
Beispiel – „Herrn X im Bundes-
versicherungsamt“ oder „Bun-
desversicherungsamt, Herrn X“ 
lautet. Hier müssen andere Aus-
legungskriterien hinzutreten, 
um Persönlichkeitsrechte des 
Empfängers deutlich werden zu 
lassen. Vorrangig soll hier wohl 
der vom Absender gemeinte 
Adressat in der Organisation 
zuverlässig ermittelt werden.

<< Schlussfolgerungen

>> Der Mitarbeiter kann vom 
„Chef“ eine Regelung erwar-
ten, dass eine an ihn adres-

8	 So auch in der Tendenz bestätigend 
Landesarbeitsgericht Hamm, Urteil vom 
19. Februar 2003 – 14 Sa 1972/02

sierte Sendung nicht von der 
Poststelle als geschäftliche 
Post geöffnet wird. An den 
Arbeitnehmer adressierte 
Sendungen sind solche, die 
ausdrücklich und namentlich 
an ihn gerichtet sind. 

>> Soweit der Name des Arbeit-
nehmers vor dem der Firma 
genannt ist, ist diese Sen-
dung nicht generell aufgrund 
des Briefgeheimnisses als 
eine persönlich an den Ar-
beitnehmer gerichtete Sen-
dung anzusehen. Sie wird der 
allgemeinen Geschäftspost 
zugerechnet. Diese Ansicht 
kann aber durchaus auch 
hinterfragt werden.

>> Der Arbeitgeber sollte seinen 
Mitarbeitern mitteilen, nach 
welchen Regeln eingehende 
Postsendungen geöffnet 
werden beziehungsweise als 
persönliche Mitarbeiterpost 
ungeöffnet an diese weiter
geleitet werden. In der An
weisung könnte zum Beispiel 
festgelegt werden, dass nur 
Briefe, die eindeutig als per-
sönliche Schreiben an den Ar-
beitnehmer gekennzeichnet 
sind, von der Öffnung der im 
Betrieb eingehenden Sendun-
gen ausgenommen werden.

>> Im Ergebnis kann nur durch 
eine einheitliche und klare 
Regelung die Unsicherheit 
beseitigt werden, indem das 
Briefgeheimnis wirksam be-
schrieben und die möglichen 
Einschränkungen deutlich 
hervorgehoben werden. 

>> Für Behörden mit umfangrei-
chem externen Schriftverkehr 
bieten sich daneben formular
mäßige Hinweise auf eine 
eindeutige Adressierung an. 
Darüber hinaus gilt die nahe-
liegende Empfehlung an die 
Mitarbeiter, dass für private 
Korrespondenz die „richtige“ 
Adresse nach wie vor die ent-
sprechende Privatanschrift 
ist. Wer dennoch die Behörde 
bevorzugt, muss trotz einer 
für ihn möglicherweise güns-
tigen Rechtslage damit rech-
nen, dass sein Brief vom dem 
„Falschen” geöffnet wird. Ge-
schieht dies versehentlich 
oder irrtümlich, schützt dage-
gen auch § 202 StGB nicht.�
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Wir machen das!
Der dbb hat bei seiner Jahrestagung 2016 sehr konkrete Forderungen aufgestellt, um die Arbeit mit 
Flüchtlingen zu verbessern. Darüber, und welche Themen 2016 noch wichtig werden, sprach das  
dbb magazin mit der dbb Führungsspitze: Klaus Dauderstädt, Willi Russ und Hans-Ulrich Benra.

 < dbb magazin

Herr Dauderstädt, es gab gro-
ße Schwierigkeiten mit der Re-
gistrierung, Versorgung und 
Integration von Asylsuchen-
den – und teilweise gibt es sie 
immer noch. Ist es falsch, so 
viele Flüchtlinge aufzuneh-
men?

 < Dauderstädt

Das ist primär eine politische 
Entscheidung, die der dbb zur 
Kenntnis zu nehmen hat. Das 
Recht auf Asyl ist in der Verfas-
sung verankert. Außerdem ist 
Solidarität mit Schutzbedürfti-
gen immer auch ein Grundge-
danke allen gewerkschaftli-
chen Handelns. Fakt ist aber: 
Wer eine politische Entschei-
dung trifft, der muss auch in 
der Verwaltung die Vorausset-
zungen für deren Umsetzung 
schaffen. Und da ist in den ver-
gangenen Monaten einiges 
schiefgelaufen. Auf diese 
 Herausforderungen war der 
öffentliche Dienst schlecht 
 vorbereitet.

 < dbb magazin

Was meinen Sie genau?

 < Dauderstädt

Es fehlt oft schlicht an Res-
sourcen und daraus resultie-
rend an Rechtssicherheit. Und 
mit den Ressourcen meine ich 
nicht nur Immobilien oder 
Geld. Damit meine ich in ers-
ter Linie geeignetes Personal. 
Leider ist das eingetreten, was 
in den letzten Jahren schon so 
oft passiert ist: Erst werden 
neue Aufgaben beschlossen 
und erst dann macht man sich 
Gedanken, wer die überhaupt 
schultern soll.

 < dbb magazin

Haben Sie konkrete Beispiele?

 < Dauderstädt

Seit einer gefühlten Ewigkeit 
warnen wir davor, dass der öf-
fentliche Gesundheitsdienst 

 total unterbesetzt ist. Die Stel-
len reichen nicht und selbst die 
vorhandenen bekommen wir 
kaum besetzt, weil die Ärzte 
bei fast jedem anderen Arbeit-
geber besser verdienen. Die 
Aufgaben dort waren vorher 
schon kaum zu schaffen, und 
jetzt muss noch eine Million 
Flüchtlinge versorgt werden. 
Wie soll das funktionieren? Ge-
nauso beim Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge oder 
bei der Bundespolizei. Aber wie 
gesagt, das ist keine neue Ent-
wicklung, das gab es schon vor 

dem Anstieg der Flüchtlings-
zahlen. Rechtsanspruch auf 
 Kita-Platz, aber keine zusätz-
lichen Erzieher. Kontrolle des 
Mindestlohns, aber keine zu-
sätzlichen Zöllner ... wenn ich 
alle betroffenen Bereiche nen-
nen würde, säßen wir morgen 
noch hier.

 < dbb magazin

Aber es wurden doch neue 
Stellen geschaffen. Insbeson-
dere in den von Ihnen genann-
ten Bereichen, etwa beim Bun-
desamt für Migration und 
Flüchtlinge und der Bundes-
polizei.

 < Dauderstädt

Zu wenige und zu spät, ein 
Tropfen auf dem heißen  
Stein. Die Ausbildung eines 
Bundespolizisten dauert  

drei Jahre. Muss ich noch  
mehr  sagen?

 < dbb magazin

Schon verstanden. Sie haben 
gerade noch die fehlende 
Rechtssicherheit erwähnt.  
Was meinen Sie damit?

 < Dauderstädt

Durch die fehlenden Res-
sourcen sind die Beschäftig-
ten  total überlastet. Das 
bleibt übrigens auf Dauer 
auch gesundheitlich nicht 
ohne Folgen. Hinzu kommt 
das Risiko, dass rechtsstaatli-
che Standards nicht einge-
halten  werden. Der Wunsch 
nach schneller und unkom-
plizierter Hilfe ist natürlich 
nachvollziehbar. Die vielen 
freiwilligen Helfer, deren Ein-
satz ich bewundernswert 
finde, können da zum Bei-
spiel auch relativ frei agie-
ren. Ein Beschäftigter im öf-
fentlichen Dienst kann das 
nicht. Der macht sich im 
Zweifel strafbar, wenn er sei-
nem gesetzlichen Auftrag 
nicht korrekt nachkommt. 
Dabei möchte er genauso 
gerne schnell helfen. Da 
kann man sich noch so oft 
über die angebliche Schwer-
fälligkeit der Behörden 
echauffieren: Wir brauchen 
geordnete und transparente 
Verfahren, die im Fall der 
 Fälle einer gerichtlichen 
Überprüfung standhalten. 
Alles andere ist einfach un-
fair den Beteiligten gegen-
über, Flüchtlingen und Be-
schäftigten gleichermaßen.

 < dbb magazin

Sie zeichnen ein düsteres Bild. 
Ist die Lage so dramatisch?
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 < Dauderstädt

Die wahre Größe der Heraus-
forderungen wird sich sogar 
erst in Zukunft zeigen. Denn es 
wird eine langfristige Aufgabe. 
Auch wenn die Fernsehkame-
ras eines Tages wieder weg 
sind und die Aufmerksamkeit 
sich auf andere Dinge richtet, 
wird der öffentliche Dienst 
noch lange mit der Aufarbei-
tung beschäftigt sein. Aber es 
gibt tatsächlich keinen Grund, 
schwarz zu malen. Es gehört zu 
unseren Aufgaben als dbb, den 
Finger in die Wunde zu legen. 
Es erfüllt mich aber auch mit 
unglaublichem Stolz zu sehen, 
wie die Kolleginnen und Kolle-
gen sich in den vergangenen 
Monaten ins Zeug gelegt ha-
ben. Da wurde bis zum Umfal-
len gearbeitet, um Menschen 
in Not zu helfen. Das war ganz, 
ganz stark. Und da wir im öf-
fentlichen Dienst ja daran ge-
wöhnt sind, auch mit schwieri-
gen Rahmenbedingungen 
umzugehen, traue ich mich, 
zuversichtlich zu sagen: Wir 
machen das.

 < dbb magazin

Sie haben bereits angespro-
chen, dass die Bezahlung bei 
der Personalgewinnung eine 
große Hürde ist. Im Frühjahr 
steht eine Einkommensrunde 
für Bund und Kommunen an. 
Herr Russ, mit welcher Forde-
rung werden Sie in die Ge-
spräche gehen?

 < Russ

17,49 Prozent.

 < dbb magazin

Bitte?

 < Russ

Nein, das ist natürlich Quatsch. 
Die Forderung wird vor allen 
Einkommensrunden von un-
seren Gremien beschlossen,  
so auch dieses Mal. Jetzt  
schon über Prozentzahlen  
zu spekulieren, verbietet sich 
einfach.

 < dbb magazin

Oft wird über die sogenannten 
„Tarif-Rituale“ geschimpft. Das 
hört sich dann in etwa so an: 
„Die Gewerkschaften fordern 
X, die Arbeitgeber bieten nix 
und am Ende trifft man sich in 
der Mitte. Der Dumme ist der 
Bürger, der unter den Streiks 
leidet. Das muss doch anders 
gehen.“

 < Russ

Wer so redet, macht es sich 
aber auch sehr, sehr einfach. 
Zunächst sollte man festhal-
ten, dass das keine „Tarif-Ritua-

le“ sind. Ich gebe Ihnen Brief 
und Siegel, dass in der freien 
Wirtschaft jede Verhandlung 
nach dem gleichen Muster ge-
führt wird. So laufen Vertei-
lungskämpfe nun mal. Und 
was unsere Forderung angeht: 
Glauben Sie wirklich, wir über-
legen uns ein gutes Ergebnis 
und nehmen es dann einfach 
mal zwei, um auf unsere For-
derung zu kommen?

 < dbb magazin

Wie funktioniert es denn?

 < Russ

Da spielen viele Faktoren mit 
rein. Wirtschaftswachstum, 
Steuereinnahmen, allgemeine 
Lohnentwicklung, Inflationsra-
te und viele mehr. Am Ende 
steht ein Ideal als Forderung.

 < dbb magazin

Wir leben aber nicht in einer 
idealen Welt.

 < Russ

Deshalb steht am Ende von 
Verhandlungen immer ein 
Kompromiss. Dabei kommen 

weitere Faktoren zum Tragen. 
Welche Laufzeit hat der Tarif-
vertrag? Gibt es eine soziale 
Komponente? Wurden zusätz-
lich nicht-monetäre Aspekte 
wie die Arbeitszeit verhandelt, 
die aber eingepreist werden 
müssen? Und ganz wichtig: 
Wie viel Druck konnten wir als 
Gewerkschaft auf der Straße 
erzeugen?

 < dbb magazin

Streiks werden aber gerne als 
Folklore von gestern abgetan.

 < Russ

Ja, das hört man immer wieder 
mal. Ist aber totaler Unsinn, 
das ärgert mich wirklich. Glau-
ben Sie mir: Alle Politiker – 
 besonders die, mit denen wir 
verhandeln – sind bestens in-
formiert, was in den Medien 
berichtet wird. Und da macht 
es sehr wohl einen Unter-
schied, ob wir an einem Tag 
3 000 oder 30 000 auf die Stra-
ße bringen. Da haben unsere 
Verhandlungspartner ein sehr 
feines Gespür. Für die Auswir-
kungen unserer Streiks auf das 
öffentliche Leben ebenso.

 < dbb magazin

Bei den Einkommensrunden 
kämpft der dbb gemeinsam 
mit ver.di. Wie läuft die Ko-
operation denn so? Und vor 
 allem: Wie lange wird sie noch 
Bestand haben? Stichwort 
 „Tarifeinheitsgesetz“.

 < Russ

Das Gesetz wird derzeit vom 
Bundesverfassungsgericht ge-
prüft. Und wir sind nach wie 
vor davon überzeugt, dass es 
diese Prüfung nicht bestehen 
wird. Ich hoffe, dass wir in 
 diesem Punkt bald Klarheit 
 haben. Die laufenden Koope-
rationen mit anderen Gewerk-
schaften sind davon meiner 
Meinung nach aber ohnehin 
nicht betroffen. Das funktio-
niert sehr ordentlich, auch 
wenn es natürlich hier und da 
immer mal wieder kleinere 
Unstimmigkeiten gibt. Das  
ist aber bei eigenständigen 
Organisationen vollkommen 
normal.

 < dbb magazin

Nochmal zurück zur Einkom-
mensrunde: Die wirkungsglei-
che Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf die Beamtinnen 
und Beamten ist eine immer 
wiederkehrende dbb Forde-
rung in allen Einkommens-
runden. Im kommenden Jahr 
doch sicherlich auch, Herr 
 Benra?

 < Zweiter Vorsitzender Willi Russ
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 < Benra

Selbstverständlich.

 < dbb magazin

Haben Sie die Befürchtung, 
dass es Probleme bei der Um-
setzung geben könnte? Immer-
hin wurde die Besoldung der 
Bundesbeamten erst im No-
vember 2015 in einigen Punk-
ten verbessert.

 < Benra

Moment. Die Verbesserungen, 
die Sie mit dem 7. Besoldungs-
änderungsgesetz ansprechen, 
waren eine Reaktion auf die 
besonderen Herausforderun-
gen durch die gestiegenen 
Flüchtlingszahlen. Beispiels-
weise eine Erhöhung der Zula-
ge für Dienst zu ungünstigen 
Zeiten, also an Feiertagen, 
während der Nacht und an 
Wochenenden. Oder die Erhö-
hung der Reisebeihilfen an ab-
geordnete Beschäftigte, um 
wenigstens eine wöchentliche 
Heimfahrt zur Familie zu er-
möglichen. BAMF-Beschäftigte 
erhalten für die nächsten drei 
Jahre eine Stellenzulage. Wer 
seinen Ruhestandseintritt hin-
ausschiebt, erhält bei Weiter-
beschäftigung ebenfalls einen 
Zuschlag. Für diese Verbesse-
rungen haben wir gekämpft, 
damit die außergewöhnliche 
Leistung der Kolleginnen und 
Kollegen wenigstens ansatz-
weise gewürdigt wird. Mit der 
„normalen“ Besoldungserhö-
hung hatte das nichts zu tun. 
Und wir werden nicht zulassen, 
dass hier aufgerechnet wird.

 < dbb magazin

Neben der Einkommensrunde 
erwartet uns 2016 noch ein, 
wenn man so will, doppeltes 
Superwahljahr. Neben Land-
tagswahlen in fünf Ländern 
finden beim Bund sowie in sie-
ben Ländern – nämlich Bayern, 
Berlin, Bremen, Hessen, Nie-
dersachsen, Nordrhein-West-
falen und Sachsen – Personal-
ratswahlen statt. Sie waren 
selbst lange Zeit Personalrats-

vorsitzender im Bundesinnen-
ministerium, Herr Benra. Wel-
che Bedeutung für den dbb 
messen Sie den anstehenden 
Wahlen zu?

 < Benra

Das ist gewerkschaftliches 
Kerngeschäft, gar keine Frage. 
Für den dbb ist es essenziell, 
dass die Kandidatinnen und 
Kandidaten aus unseren Mit-
gliedsgewerkschaften wieder 
ein gutes Ergebnis erzielen, 
wenn möglich sogar gestärkt 
aus den Wahlen hervorgehen. 
Wie könnten wir unsere Arbeit 

als Dachverband im Berliner 
Politikbetrieb erledigen, wenn 
sich die Kolleginnen und Kolle-
gen mit ihrer praktischen Ar-
beit vor Ort überall in Deutsch-
land nicht um die alltäglichen 
Sorgen und Nöte kümmern 
würden? Das garantiert einen 
direkten Draht zwischen den 
Beschäftigten, den Mitglieds-
gewerkschaften und dem dbb.

 < dbb magazin

Was tut der dbb denn genau, 
um die Mitgliedsgewerkschaf-
ten zu unterstützen?

 < Benra

Zum einen gibt es natürlich 
 logistische und materielle 
 Unterstützung während des 
Wahlkampfes. Dazu haben wir 
beispielsweise eine Sondersei-
te auf dbb.de eingerichtet, wo 
alle relevanten Infos gebündelt 
sind. Darüber hinaus gibt es 
zahlreiche Hilfestellungen zwi-
schen den Wahlen. Seien es 
Veranstaltungen und Schulun-
gen zum Personalvertretungs-
recht, unser Onlineforum für 
den Austausch zwischen den 
Praktikern oder etwa unsere 
Initiative zur Bündelung der 

 gewerkschaftsübergreifenden 
Interessen bei den Job-Center-
Personalräten. Aber ich sage 
auch: Obwohl wir schon viel 
tun, können und wollen wir 
diese Angebote weiter aus-
bauen.

 < dbb magazin

Das andere Superwahljahr,  
mit Wahlen in Baden-Würt-
temberg, Sachsen-Anhalt und 
Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin, erin-
nert an ein Thema, über das 
wir schon nach der Jahresta-

gung 2015 gesprochen haben: 
Sie haben für eine Rückkehr zu 
einer bundesweit einheitlichen 
Besoldung geworben, Herr 
Dauderstädt. Wie ist der Stand 
der Dinge?

 < Dauderstädt

Leider hat sich meine Prognose 
bestätigt: Das ist ein dickes 
Brett, das da zu bohren ist. 
2016 jährt sich die Verabschie-
dung der Föderalismusreform I 
zum zehnten Mal. Nach feiern 
ist bei uns aber niemandem 
zumute. Vielmehr werden wir 
dieses Jubiläum zum Anlass 
nehmen, um eine kritische Bi-
lanz zu ziehen. Und ich kann 
schon jetzt sagen: Im Beam-
tenrecht wird sie größtenteils 
verheerend ausfallen. Die Be-
soldung driftet immer weiter 
auseinander. Langsam aber 
 sicher hat auch das Bild des 
 Flickenteppichs dafür ausge-
dient, denn selbst die Flicken 
fallen auseinander.

 < dbb magazin

Also keine Hoffnung auf 
 Besserung in Sicht?

 < Dauderstädt

Das habe ich nicht gesagt. 
Schauen Sie, die Föderalismus-
reform 2006 hatte eine Vor-
laufzeit von vielen Jahren.  
Und es ist ja nicht nur das Be-
amtenrecht betroffen, sondern 
viele weitere Bereiche. Aber 
2019 müssen die Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und 
den Ländern ohnehin erneut 
überarbeitet werden, denn der 
Länderfinanzausgleich läuft 
ebenso aus wie der Solidarpakt 
II. Da wird viel in Bewegung 
 geraten, besonders unter dem 
Druck der Schuldenbremse. 
Daher gilt es für uns als dbb, 
bereits jetzt in die Gespräche 
einzusteigen und uns klar zu 
positionieren. Und genau das 
tun wir. Denn meine feste 
Überzeugung ist: Ein einheit-
lich geregeltes Beamtentum  
ist nicht nur gut für unsere 
Mitglieder, es ist auch gut für 
Deutschland. 

 < Stellvertretender Bundesvorsitzender Hans-Ulrich Benra

Die Fragen stellte Michael Eufinger.

 < Benra

Selbstverständlich.

 < dbb magazin

Haben Sie die Befürchtung, 
dass es Probleme bei der Um-
setzung geben könnte? Immer-
hin wurde die Besoldung der 
Bundesbeamten erst im No-
vember 2015 in einigen Punk-
ten verbessert.

 < Benra

Moment. Die Verbesserungen, 
die Sie mit dem 7. Besoldungs-
änderungsgesetz ansprechen, 
waren eine Reaktion auf die 
besonderen Herausforderun-
gen durch die gestiegenen 
Flüchtlingszahlen. Beispiels-
weise eine Erhöhung der Zula-
ge für Dienst zu ungünstigen 
Zeiten, also an Feiertagen, 
während der Nacht und an 
Wochenenden. Oder die Erhö-
hung der Reisebeihilfen an ab-
geordnete Beschäftigte, um 
wenigstens eine wöchentliche 
Heimfahrt zur Familie zu er-
möglichen. BAMF-Beschäftigte 
erhalten für die nächsten drei 
Jahre eine Stellenzulage. Wer 
seinen Ruhestandseintritt hin-
ausschiebt, erhält bei Weiter-
beschäftigung ebenfalls einen 
Zuschlag. Für diese Verbesse-
rungen haben wir gekämpft, 
damit die außergewöhnliche 
Leistung der Kolleginnen und 
Kollegen wenigstens ansatz-
weise gewürdigt wird. Mit der 
„normalen“ Besoldungserhö-
hung hatte das nichts zu tun. 
Und wir werden nicht zulassen, 
dass hier aufgerechnet wird.

 < dbb magazin

Neben der Einkommensrunde 
erwartet uns 2016 noch ein, 
wenn man so will, doppeltes 
Superwahljahr. Neben Land-
tagswahlen in fünf Ländern 
finden beim Bund sowie in sie-
ben Ländern – nämlich Bayern, 
Berlin, Bremen, Hessen, Nie-
dersachsen, Nordrhein-West-
falen und Sachsen – Personal-
ratswahlen statt. Sie waren 
selbst lange Zeit Personalrats-

vorsitzender im Bundesinnen-
ministerium, Herr Benra. Wel-
che Bedeutung für den dbb 
messen Sie den anstehenden 
Wahlen zu?

 < Benra

Das ist gewerkschaftliches 
Kerngeschäft, gar keine Frage. 
Für den dbb ist es essenziell, 
dass die Kandidatinnen und 
Kandidaten aus unseren Mit-
gliedsgewerkschaften wieder 
ein gutes Ergebnis erzielen, 
wenn möglich sogar gestärkt 
aus den Wahlen hervorgehen. 
Wie könnten wir unsere Arbeit 

als Dachverband im Berliner 
Politikbetrieb erledigen, wenn 
sich die Kolleginnen und Kolle-
gen mit ihrer praktischen Ar-
beit vor Ort überall in Deutsch-
land nicht um die alltäglichen 
Sorgen und Nöte kümmern 
würden? Das garantiert einen 
direkten Draht zwischen den 
Beschäftigten, den Mitglieds-
gewerkschaften und dem dbb.

 < dbb magazin

Was tut der dbb denn genau, 
um die Mitgliedsgewerkschaf-
ten zu unterstützen?

 < Benra

Zum einen gibt es natürlich 
 logistische und materielle 
 Unterstützung während des 
Wahlkampfes. Dazu haben wir 
beispielsweise eine Sondersei-
te auf dbb.de eingerichtet, wo 
alle relevanten Infos gebündelt 
sind. Darüber hinaus gibt es 
zahlreiche Hilfestellungen zwi-
schen den Wahlen. Seien es 
Veranstaltungen und Schulun-
gen zum Personalvertretungs-
recht, unser Onlineforum für 
den Austausch zwischen den 
Praktikern oder etwa unsere 
Initiative zur Bündelung der 

 gewerkschaftsübergreifenden 
Interessen bei den Job-Center-
Personalräten. Aber ich sage 
auch: Obwohl wir schon viel 
tun, können und wollen wir 
diese Angebote weiter aus-
bauen.

 < dbb magazin

Das andere Superwahljahr,  
mit Wahlen in Baden-Würt-
temberg, Sachsen-Anhalt und 
Rheinland-Pfalz, Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin, erin-
nert an ein Thema, über das 
wir schon nach der Jahresta-

gung 2015 gesprochen haben: 
Sie haben für eine Rückkehr zu 
einer bundesweit einheitlichen 
Besoldung geworben, Herr 
Dauderstädt. Wie ist der Stand 
der Dinge?

 < Dauderstädt

Leider hat sich meine Prognose 
bestätigt: Das ist ein dickes 
Brett, das da zu bohren ist. 
2016 jährt sich die Verabschie-
dung der Föderalismusreform I 
zum zehnten Mal. Nach feiern 
ist bei uns aber niemandem 
zumute. Vielmehr werden wir 
dieses Jubiläum zum Anlass 
nehmen, um eine kritische Bi-
lanz zu ziehen. Und ich kann 
schon jetzt sagen: Im Beam-
tenrecht wird sie größtenteils 
verheerend ausfallen. Die Be-
soldung driftet immer weiter 
auseinander. Langsam aber 
 sicher hat auch das Bild des 
 Flickenteppichs dafür ausge-
dient, denn selbst die Flicken 
fallen auseinander.

 < dbb magazin

Also keine Hoffnung auf 
 Besserung in Sicht?

 < Dauderstädt

Das habe ich nicht gesagt. 
Schauen Sie, die Föderalismus-
reform 2006 hatte eine Vor-
laufzeit von vielen Jahren.  
Und es ist ja nicht nur das Be-
amtenrecht betroffen, sondern 
viele weitere Bereiche. Aber 
2019 müssen die Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und 
den Ländern ohnehin erneut 
überarbeitet werden, denn der 
Länderfinanzausgleich läuft 
ebenso aus wie der Solidarpakt 
II. Da wird viel in Bewegung 
 geraten, besonders unter dem 
Druck der Schuldenbremse. 
Daher gilt es für uns als dbb, 
bereits jetzt in die Gespräche 
einzusteigen und uns klar zu 
positionieren. Und genau das 
tun wir. Denn meine feste 
Überzeugung ist: Ein einheit-
lich geregeltes Beamtentum  
ist nicht nur gut für unsere 
Mitglieder, es ist auch gut für 
Deutschland. 

 < Stellvertretender Bundesvorsitzender Hans-Ulrich Benra

Die Fragen stellte Michael Eufinger.
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die andere meinung:

Einkommensrunde 2016 – wessen Krise?
Jüngst kündigte Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) in seiner 
Rede bei der 57. Jahrestagung des dbb ein Plus von 1,5 Milliarden Euro in sei-
nem Etat an. Was zunächst für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst gut 
klingt, ist es bei genauem Hinsehen nicht: Ausbau von Sicherheitsbehörden, 
erhöhte Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten, ein Stellenpool für beson-
dere Lagen, Zuverdienstgrenzen für Ruheständler, die weiter arbeiten wollen, 
werden an- oder gar aufgehoben ... Das sind die falschen Instrumente. 

Auf der anderen Seite sagte de 
Maizière, man müsse an Be-
fristungen festhalten, und er 
hoffe überdies, die im Februar 
kommende Einkommensrunde 
werde ohne Erzwingungs-
streiks und Schlichtung zügig 
über die Bühne gehen. 
Wenn der Innenmi-
nister betont, 
niemand 
hätte die 
derzeitige 
Situation 
 bezüglich 
 anhaltend 
hoher Flücht-
lingszahlen 
voraussehen können, 
kann man ihm bestenfalls 
mit einem Kopfschütteln zu-
stimmen. Trotzdem ist an der 
Stelle auch lauter Widerspruch 
angebracht. Zurecht sagte Wil-
li Russ bei der Jahrestagung, 
die Verwaltung sei auf Kante 
genäht und: „Es gibt keine Re-
serven, und die Altersstruktur 
bietet für die Zukunft keine 
Perspektive.“ 

Wer in Berlin sich ummelden 
möchte, wartet Monate auf 
einen Termin. Schlanker Staat 
at its best ... Die Überlastung 
der Beschäftigten beim BAMF 
oder auch die Überlastung der 
Polizeien sind Teile des Ge-
samtbildes. Verweise auf 
Überalterung und marode 
 Infrastruktur komplettieren 
diese Aufzählung nicht.

Da liegt auch der Widerspruch. 
Wenn Bundesregierung nach 
Bundesregierung den öffentli-

chen Dienst auf ein Maß zu-
sammenstreicht, mit dem die 
Arbeitsfähigkeit mancher 
Dienststellen und Behörden 
schon in 

 normalen 
Zeiten kaum noch gewährleis-
tet ist, darf man sich nicht 
wundern, wenn einem der La-
den in einer Ausnahmesituati-
on wie der derzeitigen bald um 
die Ohren fliegt.

Was hat das mit der kommen-
den Tarifrunde für den öffentli-
chen Dienst in Bund und Kom-
munen zu tun? Das liegt auf 
der Hand. Nötig sind: Erstens 
eine deutliche Einkommenser-
höhung, zweitens ein Ende der 
Befristungen für Ausgelernte 
und drittens ein Beschäfti-
gungsaufbauprogramm, das 
seinen Namen verdient.

Erstens: Auf der einen Seite 
steht die zeitliche Mehrbelas-
tung, die Beamte und Beschäf-

tigte mitbekommen. Es gibt 
Arbeitsschutzgesetze, geregel-
te Arbeits- und Ruhezeiten, 
Überstundenregelungen. Der 
Arbeitstag hat nur soundso 

viele Stunden. Auf der 

anderen Seite steht 
die persönliche, die psychi-

sche Überlastung, und die hat 
mit der emp fundenen Wert-
schätzung für die geleistete 
Arbeit zu tun. Nach Jahren des 
Verzichts und der Arbeitsver-
dichtung sollte sich diese 
Wertschätzung auch spürbar 
im Geldbeutel niederschlagen 
und nicht im Appell an eine 
„friedliche“ Tarifrunde, wenn 
der oberste Dienstherr schon 
im Vorfeld durch die Blume an-
kündigt, dass viel aber nicht zu 
holen sein wird. Das ist ein fal-
sches Zeichen.

Der zweite Punkt hat damit zu 
tun. Ein Ende der Befristungen 
muss her. Wer gute Personal-
politik machen will, der muss 
auch eine Perspektive für den 
Einstieg ins Berufsleben bieten 

und sich als guter Arbeitgeber 
darstellen. Befristungen nach 
Ausbildungsende helfen da 
nicht weiter. In der Wirtschaft 
mag es schwankende Auf-
tragslagen oder Ähnliches ge-
ben, dass Befristungen recht-
fertigt, aber im öffentlichen 
Dienst gibt es keine Auftrags-
lage, sondern einen Katalog 
klar definierter Aufgaben, die 
nicht weniger, sondern eher 
noch mehr werden.

Der öffentliche Dienst braucht 
drittens mehr Beschäftigte. 
Das zeigt die aktuelle Situati-

on. Und die findet man nur, 
wenn man sich als at-

traktiver Arbeitgeber 
darstellt, der 

nach einer gu-
ten Ausbildung 
einen sicheren 
Einstieg ins Be-
rufsleben zu ei-
ner vernünfti-
gen Bezahlung 

bietet. Es wäre 
schön, würde ange-

sichts des Lamentierens 
über die Arbeitsbelastung 

wegen der hohen Flüchtlings-
zahlen einmal das Pferd vom 
Kopf her aufgezäumt, denn 
eine „Flüchtlingskrise“ ist das 
in dem Sinne nicht, sondern 
unter anderem die Krise eines 
öffentlichen Dienstes, der über 
Jahre systematisch demontiert 
wurde.
                                       Jörg Meyer

©XtravaganT – Fotolia.com

 < Der Autor ...

... Jahrgang 1972, ist Redak-
teur bei der in Berlin er-
scheinenden Tageszeitung 
„neues deutschland“. Sein 
Fachgebiet sind Gewerk-
schaftsthemen. Er betreut 
und erstellt die freitags im 
„nd“ erscheinende Seite 
„Betrieb und Gewerkschaft“. 
Folgen Sie Jörg Meyer auf 
Twitter: @doogle13
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die andere meinung:

Einkommensrunde 2016 – wessen Krise?
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dere Lagen, Zuverdienstgrenzen für Ruheständler, die weiter arbeiten wollen, 
werden an- oder gar aufgehoben ... Das sind die falschen Instrumente. 

Auf der anderen Seite sagte de 
Maizière, man müsse an Be-
fristungen festhalten, und er 
hoffe überdies, die im Februar 
kommende Einkommensrunde 
werde ohne Erzwingungs-
streiks und Schlichtung zügig 
über die Bühne gehen. 
Wenn der Innenmi-
nister betont, 
niemand 
hätte die 
derzeitige 
Situation 
 bezüglich 
 anhaltend 
hoher Flücht-
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noch mehr werden.

Der öffentliche Dienst braucht 
drittens mehr Beschäftigte. 
Das zeigt die aktuelle Situati-

on. Und die findet man nur, 
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zahlen einmal das Pferd vom 
Kopf her aufgezäumt, denn 
eine „Flüchtlingskrise“ ist das 
in dem Sinne nicht, sondern 
unter anderem die Krise eines 
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teur bei der in Berlin er-
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Fortbildung zum/zur Ergonomieberater/-in in der öffentlichen Verwaltung:

Für gesundes Arbeiten am Büroarbeitsplatz
Moderne Büroarbeit bean-
sprucht die Beschäftigten oft 
über die Maßen hinaus. Nicht 
selten leidet darunter die Ge-
sundheit. Häufig sind schlechte 
ergonomische Verhältnisse des 
Arbeitsplatzes für Schmerzen 
im Bereich von Rücken, Na-
cken, Kopf, Schulter und Arm 
verantwortlich. 

Dagegen kann man etwas un-
ternehmen, denn optimal ge-
staltete Bildschirmarbeitsplät-
ze tragen im Büroalltag viel zur 
Gesundheit und Leistungsfä-
higkeit der Beschäftigten bei. 
Mit ein fachen Veränderungen 
des Verhaltens und der Anord-
nung der Arbeitsmittel lassen 
sich viele Beschwerden vermei-
den. Häufig fehlt den Beschäf-
tigten allerdings das nötige 
Wissen dazu.

Wie kann ein Büroarbeitsplatz 
optimal ergonomisch gestaltet 
werden und wie lassen sich 
Belastungen und Fehlbean-
spruchungen bei Bildschirmar-
beitsplätzen reduzieren? Wel-
che gesetzlichen Vorgaben 

muss man beachten und wel-
che praktischen Hilfestellun-
gen kann man den Beschäf-
tigten am Büroarbeitsplatz 
geben?

 < Bindeglied zwischen 
 Kollegen, Vorgesetzten, 
Arbeitsmedizinern, 
 Sicherheitsfachkräften 
und Personalrat

Auf diese und weitere Fragen 
gibt die zweimodulige Fortbil-
dung Antworten. Als Ergo no-
mieberater/-in stehen Sie mit 
Rat und Tat beim Einrichten 
der Büro- beziehungsweise 
Bildschirmarbeitsplätze zur 
Seite, geben Tipps zum richti-
gen Umgang mit den Arbeits-
mitteln und informieren über 
ergonomische Grundsätze  
und gesundheitsförderliche 
 Arbeitsweisen. Sie beraten  
Ihre Kollegen/Kolleginnen  
bei Bedarf in ergonomischen 
Fragestellungen oder führen 
gegebenenfalls Unterweisun-
gen durch, die auf die individu-
elle Arbeitssituation im Büro 
zugeschnitten sind.

 < Auf einen Blick

 > Zwei Module à zwei 
 Unterrichtstage 

 > Modul 1: 23. bis 24. Juni  
2016

 > Modul 2: 1. bis 2. September 
2016

 > Teilnahmepreis: 1 080 Euro 
(inkl. Ü/VP)

 > Nur als Gesamtpaket buchbar
 > Veranstaltungsort:  
dbb forum siebengebirge, 
Königswinter

Gerne organisieren wir die 
Fortbildung auch als Inhouse-
Veranstaltung für Sie.

Ihre Ansprechpartnerinnen 
sind: 

Brigitte Bojanowsky (Inhalte): 
Telefon: 0228.8193–125,  
b.bojanowsky@dbbakademie.de

Carina Schulte (Organisation): 
Telefon: 0228.8193–263,  
c.schulte@dbbakademie.de  
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57. dbb Jahrestagung in Köln:

Herausforderung für die Demokratie – 
Politik contra Bürger?
Ganz im Zeichen der enormen Anstrengungen des öffentlichen Dienstes, die Aufgaben im Zusammen-
hang mit dem anhaltenden Strom von Schutz,  Sicherheit und ein besseres Leben suchenden Menschen 
nach Deutschland zu meistern, stand die 57. Jahrestagung des dbb vom 10. bis 12. Januar 2016 in Köln. 
Mehr als 700 Teilnehmer aus den Reihen des dbb und Gäste aus Deutschland und Europa sowie zahl-
reiche Medienvertreter waren der Einladung gefolgt. 

Zum Auftakt der Jahrestagung 
begrüßte der Zweite Vorsit-
zende des dbb, Willi Russ, in 
Vertretung des erkrankten 
Bundesvorsitzenden Klaus 
Dauderstädt die Teilnehmer. 
Solidarität mit Schutzbedürfti-
gen habe in Deutschland zu 
Recht Verfassungsrang und sei 
„immer auch ein Grundgedan-
ke allen gewerkschaftlichen 
Handelns“, betonte Russ. 

 < Russ: Handlungsfähige 
Verwaltung unerlässlich

Zugleich mahnte er angesichts 
der riesigen Herausforderun-
gen an den öffentlichen Dienst 
im Zusammenhang mit der 
Flüchtlingsbewegung: „Wer 
eine politische Entscheidung 
trifft, muss in der Verwaltung 
auch die Voraussetzungen für 
die Umsetzungen schaffen.“ 

Ohne das besondere Engage-
ment der Kolleginnen und Kol-
legen beispielsweise im Bun-
desamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), bei der 
 Polizei in Bund und Ländern,  
in den Kommunen, Kitas und 

Schulen, im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst oder der Justiz 
wäre die Situation nicht zu be-
wältigen, sagte der dbb Vize 
und verwies auf die Dauerbe-
lastung der Mitarbeiter bis an 
die Grenze physischer und psy-
chischer Leistungsfähigkeit. 
Hinzu komme, dass immer häu-
figer Entscheidungen herbeige-
führt würden, die mit rechts-
staatlichen Verfahren nur 
schwer vereinbar seien. „Aus 
der Sicht einer gewerkschaftli-
chen Spitzenorganisation des 

öffentlichen Dienstes möchte 
ich klarstellen, dass verbindli-
che Regeln nicht der Beschleu-
nigung von Verfahren zum 
 Opfer fallen dürfen“, so Russ.

Um für personelle Entlastung 
zu sorgen, seien Verwaltungs-
verfahren zu straffen, Schnitt-
stellen für den Datenaustausch 
zu definieren und Zuständig-
keiten zu bündeln, „zum Bei-
spiel mit einer einheitlichen 
Flüchtlings- und Integrations-
verwaltung, die für Unter-

bringung, Versorgung und In-
tegration zuständig ist“. Die 
gesamtgesellschaftliche „Her-
kulesaufgabe“ mache auch 
deutlich, „wie sich der seit Jah-
ren von der Politik herbeige-
führte Personalmangel in einer 
aktuellen Krisensituation aus-
wirkt“. Es gebe in der Verwal-
tung keine Reserven und die 
Altersstruktur biete für die Zu-
kunft keine Perspektive. „Die 
Politik ist nun gefordert, Priori-
täten zu setzen und wieder 
stärker für eine aufgabenge-
rechte Personalausstattung zu 
sorgen“, sagte Russ. Die bislang 
bewilligten neuen Stellen seien 
zu begrüßen, aber die Beschäf-
tigten müssen erst einmal ge-
funden, ausgewählt, ausgebil-
det oder in die konkrete 
Aufgabe eingearbeitet werden. 
„Das löst nicht die aktuelle He-
rausforderung“, machte Russ 
klar und kritisierte zudem den 
großen Anteil befristeter Stel-
len. Wenig hilfreich sei auch, 
Schuldige für organisatorische 
Missstände vorrangig bei den 
Beschäftigten zu suchen. Die 
Gebietskörperschaften müss-
ten langfristig die notwendi-

 < Willi Russ
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gen Finanzmittel für die Erfül-
lung der ihnen übertragenen 
Aufgaben erhalten. 

Zur bevorstehenden Einkom-
mensrunde für die Beschäftig-
ten von Bund und Kommunen 
verwies Russ, der Verhand-
lungsführer des dbb sein wird, 
auf die anhaltende konjunktu-
relle Erholung, den Anstieg der 
Inflationsrate und die stabile 
Arbeitsmarktlage in Deutsch-
land. Der dbb werde in den 
nächsten Wochen auf „Bran-
chentagen“ an der Basis mit 
den Mitgliedern über ihre Vor-
stellungen diskutieren, bevor 
am 18. Februar die Gesamtfor-
derungen für alle Statusgrup-
pen präsentiert werden. Dabei 
werde es auch um strukturelle 
Forderungen – etwa die Absen-
kung des viel zu hohen Anteils 
befristeter Arbeitsverhältnisse 
von über 15 Prozent im öffent-
lichen Sektor – gehen, von dem 
vor allem Arbeitnehmer unter 
35 Jahren betroffen seien.  
„Der öffentliche Dienst macht 
im Rahmen seiner ihm gegebe-
nen Möglichkeiten einen ver-
dammt guten Job“, so Russ’ 
 Fazit. „Den wollen wir auch im 
Rahmen der diesjährigen Ein-
kommensrunde entsprechend 
gewürdigt sehen.“ 

 < de Maizière: Auf öffent-
lichen Dienst ist Verlass 

Auch Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière brachte in 
seiner Rede auf der Tagung 
Dank für die Menschen inner-
halb und außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes dafür zum 
Ausdruck, dass sie im Zusam-
menhang mit der Flüchtlings-
krise „solidarisch und beherzt 
Verantwortung übernommen 
haben und manches Mal über 
sich hinausgewachsen sind“. 
Die aktuelle Lage beweise: „Auf 
den öffentlichen Dienst ist Ver-
lass. Dafür gibt es hunderte 
gute Beispiele in ganz Deutsch-
land.“ Die Flüchtlingskrise habe 
gezeigt, wie notwendig ein 
 guter öffentlicher Dienst ist.

Mit Blick auf die sexuellen 
Übergriffe und Straftaten der 

Silvesternacht in Köln sagte 
de Maizière, derartige Exzesse 
habe es in dieser Dimension 
und möglicherweise auch in 
der Organisiertheit in Deutsch-
land bisher nicht gegeben. Sie 
seien inakzeptabel und müss-
ten konsequent mit den Mit-
teln des Rechtsstaates verfolgt 
werden. De Maizière vertrat 
die Auffassung, dass neben der 
Anwendung des geltenden 
Rechts auch gesetzliche Ver-
schärfungen notwendig seien. 
Die Geschehnisse müssten 
konsequent aufgeklärt, „nichts 
darf unter den Teppich gekehrt 
werden“. Es sei auch im Inter-
esse der Flüchtlinge, aufzuklä-
ren, wer kriminell ist und wer 
nicht, sagte der Minister. 

Als wichtigen Schritt bezeich-
nete de Maizière das auf den 
Weg gebrachte Digitalisie-
rungsprojekt samt Gesetzent-
wurf, das die Verfahrensdauer 
verkürzt und klar regelt. Die 
gleichfalls notwendige Siche-
rung der europäischen Außen-
grenzen und eine faire Vertei-
lung der Schutzbedürftigen 
könnten nur in europäischer 
Solidarität und Verantwortung 
gelingen. Zur Wahrheit gehöre 
auch: „Ohne erhebliche An-
strengungen aller Beteiligten, 
auch und insbesondere der 
Flüchtlinge, ohne beträchtliche 
Mehrausgaben wird es nicht 
gehen. Diese bewegen sich im 
zweistelligen Milliardenbe-
reich. Aber den Anspruch an 
die schwarze Null sollten wir 
halten.“ 

Erforderlich seien „Flexibilität 
und Pragmatismus“. So könne 
es für eine begrenzte Zeit nötig 
sein, Anforderungen an die be-
rufliche Qualifikation – etwa 
bei Lehrkräften – abzusenken. 
Berufliche Fertigkeiten der ins 
Land Kommenden sollten am 
besten direkt im Betrieb oder 
in der Ausbildungsstätte „im 
Echtbetrieb“ überprüft wer-
den. Es sei Zeit und Gelegen-
heit, die Lage als Chance zu 
Modernisierung und Flexibili-
sierung zu begreifen. Aus-
drücklich dankte de Maizière 
den Mitarbeitern der Sicher-
heitsbehörden und Polizeien 
von Bund und Ländern für ihre 
„hervorragende Arbeit“. Bei 
dieser Belastung sei es wichtig, 
die Sicherheitsbehörden „deut-
lich zu stärken. Durch gute Ge-
setze, durch gute Ausstattung 
und mit mehr Personal.“

„Wenn man will, dass der Staat 
seine Aufgabe ordentlich erle-
digt, dann braucht er Personal 
und Ausstattung“, betonte der 
Minister und verwies auf den 
Zuwachs von 1,5 Milliarden 
Euro im Etat des Bundesinnen-
ministeriums. Damit seien aber 
die Probleme nicht vom Tisch. 
„Viele Beschäftigte arbeiten 
 bereits heute mehr als in der 
Dienstvorschrift steht. Auf Dau-
er können wir nicht auf den ho-
hen Einsatz mit zig Überstun-
den und unter hohem Druck 
bauen.“ Um dringend benötig- 
te Ressourcen zu erschließen, 
müsse auch Personal umge-
schichtet werden. De Maizière 
versicherte, er werde in nächs-
ter Zeit mit den gewerkschaftli-
chen Spitzenorganisationen zu 
einem Spitzengespräch über die 
Probleme in den Verwaltungen 
und für die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst zusammen-
kommen. 

 < Patzelt: Offenen 
 Meinungsstreit dulden 

Eine große Diskrepanz zwi-
schen den Erwartungen vieler 
Bürgerinnen und Bürger und 
der politisch Verantwortlichen 
konstatierte Prof. Dr. Werner 
Patzelt von der TU Dresden in 
seinem Vortrag. Der Politikwis-
senschaftler, der zuletzt wegen 
seiner in den Medien verbreite-
ten politischen Bewertung der 
Pegida-Demonstrationen be-
kannt geworden war, referierte 

 < Die Kölner Oberbürgermeisterin Henriette Reker sagte in ihrem Gruß-
wort auf dem Begrüßungsabend mit Blick auf das Tagungsmotto:  
„Wir müssen von der Zuständigkeitskultur zur Lösungskultur wechseln. 
Dann werden wir auch wieder mehr Interesse der Bürger an der Demo-
kratie bekommen.“

 < Thomas de Maizière
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zum Titelthema der Tagung. 
Ein nennenswerter Teil der Bür-
ger sympathisiere damit, was 
Parteien wie die AfD und die 
Anhänger von Pegida zum Aus-
druck bringen. Dies sei, so Pat-
zelt, unter anderem auf eine 
„Repräsentationslücke“ im 
rechten Parteienspektrum zu-
rückzuführen. Patzelt sprach 
von einer „Sozialdemokratisie-
rung“ der Union, die sehr zum 
Vorteil der Mitte der CDU sei. 
„Von vielen, die bislang in der 
CDU ihre politische Heimat fin-
den, wird dies aber bedauert“, 
sagte der Experte. Er sehe ei-
nen Konflikt zwischen dem, 
was die Bundesregierung sagt, 
und den Sichtweisen eines 
Teils der Bevölkerung, der doch 
eine Obergrenze der Flücht-
lingszahlen will.

Statt hinzublicken, wer bei den 
Demos von Pegida und AfD auf 
die Straße geht und was diese 
Menschen bewegt, „war man 
sich schnell einig: ausgrenzen, 
als dumm und ignorant be-
zeichnen“. Dies werde sich 
auch in den Stimmergebnissen 
bei den anstehenden Wahlen 
bemerkbar machen und die Re-
gierungsbildung erschweren, 
zeigte sich Patzelt überzeugt. 
In der Flüchtlingskrise über-
nehme die Zivilgesellschaft 
eine Rolle, die nicht hoch ge-
nug zu würdigen sei, aber die 
Frage nach der staatlichen 
 Verantwortung müsse auch 
gestellt werden. 

Eine „unzulängliche Rolle“ spie-
len laut Patzelts Einschätzung 
die Massenmedien mit ihrem 
„anwaltschaftlichen Journalis-
mus“. So habe es das Bemühen 
gegeben, die AfD „zunächst in 
die rechte Ecke und dann in die 
Bedeutungslosigkeit abzu-
schieben“. Der Staat müsse An-
walt eines offenen Meinungs-
streits sein, nicht Anwalt einer 
bestimmten politischen Aus-
richtung. „Öffentliche Zustim-
mung lässt sich nicht erzwin-
gen – redliche, pluralistische, 
breit aufgestellte Diskussion“ 
sei erforderlich und ein legiti-
mes Mittel dafür wäre der 
Wahlkampf. „Wenn dabei 

 heikle Themen herausgehalten 
werden, entzieht man dem 
Bürger ein wirkungsvolles Mit-
tel der Meinungsäußerung.“ 
Das führe zur Gründung von 
Protest-Parteien und „die Ne-
benwirkungen können schäd-
lich sein“, sagte Patzelt. 

 < Diskussion: Wähler ab-
holen, nicht abstempeln

In einer Diskussionsrunde unter 
der Leitung von ZDF-Moderato-
rin Dunja Hayali analysierten 
im Anschluss Wolfgang Bos-
bach (CDU), Mitglied des Innen-
ausschusses des Deutschen 
Bundestages, und Prof. Patzelt 
insbesondere die Rolle von Poli-
tik und Medien in der Flücht-
lingskrise. Das im Impulsvor-
trag von Patzelt geforderte 
plebiszitäre Element in der Ge-
setzgebung lehnte Bosbach ab: 
„Der Wunsch nach Volksbegeh-
ren ist so alt wie die Bundes-
republik selbst“, sagte er. Das 
Problem daran sei die Redukti-

on der Antwort auf „Ja“ oder 
„Nein“, die Abwägungsprozes-
se vermissen lasse. Weiter sei 
direkte Demokratie kein Rezept 
gegen Politikverdrossenheit, 
„weil die Menschen nicht poli-
tikverdrossen, sondern partei- 
und politikerverdrossen sind. 
Die Diskrepanz zwischen Wäh-
lern und Gewählten wird im-
mer größer.“ Mit Blick auf die 
Flüchtlingsproblematik hänge 
damit zusammen, dass sowohl 
in den Parlamenten als auch in 
den Medien die Tatsache zu 
kurz gekommen sei, dass 
Deutschland eben nicht über 
unbegrenzte Integrationskraft 
verfüge.

Zur AfD als Protestpartei stell-
te Bosbach klar: „Die Wähler 
denken nicht, dass die AfD die 
Probleme löst, sondern dass sie 
den etablierten Parteien Feuer 
unter dem Hintern macht.“ Es 
sei falsch, die Bevölkerung un-
ter den Generalverdacht zu 
stellen, sie sei nicht klug 

 genug, um zwischen Ganoven 
und Rechtschaffenden zu un-
terscheiden. In diesem Zusam-
menhang kritisierte Bosbach 
auch die selektive Wahrneh-
mung der Medien, die zum Pro-
testverhalten vieler Menschen 
beigetragen habe: „Die Wahr-
heit ist politisch korrekt“, sagte 
er und wandte sich gegen die 
Tabuisierung von Problemen. 
Daher müssten auch innerhalb 
der Parteien unterschiedliche 
Meinungen offen und nach 
 außen diskutiert werden.

Im Zusammenhang mit der 
 Bewältigung des Flüchtlings-
zustroms lobte Bosbach das 
über jedes normale Maß hin-
ausgehende Engagement des 
öffentlichen Dienstes und sei-
ner Beschäftigten: „Wenn die 
Probleme am größten werden, 
werden die schönsten Eigen-
schaften von uns Menschen 
sichtbar.“

Für Patzelt verlangt ein gang-
barer Mittelweg in der politi-
schen und medialen Diskussion 
„intellektuelle Wachheit und 
politischen Mut“. Die Medien 
müssten sich den Vorwurf ge-
fallen lassen, Beihilfe zur Ver-
schleierungstaktik vieler Politi-
ker geleistet zu haben. Jeder 
sei bemüht gewesen, kein Öl 
ins Feuer zu gießen, um nicht 
in eine politische Ecke gestellt 
zu werden. Die Ereignisse der 
Silvesternacht in Köln und 
 anderen Städten seien damit 
sogar eine Chance für die Mei-
nungsbildung, ohne politi-
schen Scharfmachern das Wort 
reden zu müssen. „Wenn wir 

 < Norbert Walter-Borjans

 < Prof. Dr. Werner Patzelt, Wolfgang Bosbach und Dunja Hayali (von links)
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Menschen abholen wollen, de-
nen eine politische Plattform 
fehlt, brauchen wir eine Politik, 
die vermeintliche Tabuthemen 
besetzt, um kommunikative 
Nischen zu vermeiden, in de-
nen sich extreme Positionen 
bilden können.“ Defizite attes-
tierte Patzelt gerade der Oppo-
sition, die die Regierung und 
ihre Politik vor sich hergetrie-
ben und dabei Fehler überse-
hen habe, die sie eigentlich 
aufdecken sollte.

In Ostdeutschland, insbesonde-
re in Dresden, polarisiere das 
Thema allerdings so stark, „dass 
kein objektiver Diskurs möglich 
ist. Gerade in diesem Umfeld 
löst das Verscheuchen der Wäh-
ler keine Probleme.“ Vielmehr 
treibe der „Ausgrenzungs- und 
Beschimpfungsmodus“ immer 
mehr Menschen in die innere 
Kündigung gegenüber der Poli-
tik. Wirklich ausgegrenzt gehör-
ten aber keine Bürgerinnen und 
Bürger, sondern Rassisten und 
Scharfmacher.

 < Güllner: Diktatur der 
 Minoritäten

Den programmatischen 
Schlusspunkt des ersten Tages 
setzte Forsa-Chef Prof. Man-
fred Güllner, der vor einer zu-
nehmenden Entfremdung 
 zwischen Politik und Bürgern 
warnte. Die „Partei der Nicht-
wähler“ sei weitaus größer als 
die allenthalben thematisierte 
Abwanderung insbesondere 
von den Unionsparteien in 
Richtung der Rechten, sagte 
Güllner in seinem Vortrag. 

Man könne anhand der vorlie-
genden Daten nicht davon aus-
gehen, dass die „neue Rechte“, 
vertreten von Parteien wie 
AfD, NPD und Republikanern, 
eine größere Anziehungskraft 
als je zuvor auf die Wählerin-
nen und Wähler ausübe, führte 
Güllner aus. Hätten die Rech-
ten etwa Ende der 1960er- 
oder der 1980er-Jahre zwi-
schen 6 und 5,4 Prozent der 
Wählerstimmen erhalten, er-
reichten AfD, NPD und Republi-
kaner bei der letzten Bundes-

tagswahl insgesamt „nur“ 3,9 
Prozent, bei der vergangenen 
Europawahl „nur“ 3,7 Prozent. 
Sehe man sich die Wählerbe-
wegungen genauer an, könne 
kein Vakuum am rechten Rand 
der Unionsparteien belegt 
werden: „Von den Unions- 
Abwanderern würden einige 
wenige andere Parteien, mehr-
heitlich im Übrigen die SPD, 
wählen, die ganz deutliche 
Überzahl jedoch gibt an, ihr 
Wahlrecht gar nicht mehr 
wahrnehmen zu wollen“, so 
der Forsa-Geschäftsführer. Ei-
ner Million weniger Stimmen 
für die Unionsparteien standen 
bei den vergangenen Land-
tagswahlen in Summe 48 000 
mehr Stimmen für die AfD ge-
genüber – „der rechnerische 
Rest ist aller Wahrscheinlich-
keit gar nicht wählen gegan-
gen“, so Güllners Schlussfolge-
rung. „Das Potenzial der AfD ist 
weitgehend ausgeschöpft.“ 

Problematisch sieht der Forsa-
Chef vor diesem Hintergrund 
kein etwaiges „Vakuum rechts 
der Union“, sondern vielmehr 
die „deutlich nachlassende Bin-
dekraft der Volksparteien“, die 
ihren Ausdruck in erheblich 
schwächeren Wahlergebnissen 
und Vertrauenswerten für CDU 
und SPD, für die große Koaliti-
on fänden. Auch die schlechten 
Wahlbeteiligungswerte auf re-
gionaler und kommunaler Ebe-
ne wie etwa bei Bürgermeis-
terdirektwahlen seien Ausweis 
für einen nachlassenden Glau-
ben der Wähler an die Sinnhaf-
tigkeit des Wahlrechts. „Die 
Konzentration auf die reinen 
Wahlergebnisse verstellt die 
Sicht auf die Tatsache, dass 
 immer mehr Menschen nicht 
zur Wahl gehen. Das aber ist 
mittlerweile ein handfestes 
Legitimationsproblem: Wenn 
jemand sagt, ich bin euer 
Oberbürgermeister, dann 
stimmt das bei einer Wahlbe-
teiligung von 20 Prozent fak-
tisch nicht mehr“, machte Güll-
ner deutlich. Bedenklich sei 
zudem, dass die Wahlbeteili-
gung insbesondere in sozial 
schwachen Räumen noch 
schlechter sei als andernorts. 

„Experimente mit dem Wahl-
recht“ lehnte der Forsa-Chef 
mit Blick auf wenig erfolgrei-
che Reformen in Bremen, Ham-
burg und Hessen zur Verbesse-
rung der Wahlbeteiligung ab. 
Vielmehr, so Güllners Plädoyer, 
müssten die Ursachen der 
Frustration bei der großen Zahl 
von Nichtwählern erkannt und 
behoben werden. „Das ist kei-
ne Apathie aus Zufriedenheit. 
Die Menschen empfinden, dass 
die großen Parteien kein Ohr 
mehr für sie haben bei all dem 
lauten Streit untereinander“, 
zudem orientiere sich Politik  
zu sehr an den auch von den 
Medien häufig und pointiert 
transportieren Meinungen von 
Minoritäten – diese „Diktatur 
der Minoritäten“ sei es, die die 
Menschen in die Aufkündigung 
ihrer Beteiligung am politi-
schen Prozess treibe. „Sie 
 fühlen sich unverstanden.“ 

Lohnend sei ein Blick nach 
Skandinavien, wo die Wahlbe-
teiligung konstant bei über 80 
Prozent liege, empfahl Güllner: 
„Grund dafür ist wahrschein-
lich die stärkere Konsensorien-
tierung des politischen Sys-
tems und auch der Medien 
dort. Auch die deutschen Wäh-
lerinnen und Wähler sind für 
Kontroverse und kritische Dis-
kussion – aber sie wollen am 
Ende einen Konsens sehen.“ 
Die politische Diskussion und 
Berichterstattung hierzulande 
werde zudem zu sehr von 
„Häme“ dominiert, so Güllner. 
„Aber die meisten Menschen 

können diesen Ton nicht mehr 
ertragen. Sie schalten ab.“ 

 < Friedrich: Vertrauens-
vorschuss wird erwidert

Über erfolgreiche Anstrengun-
gen Baden-Württembergs bei 
der Aufnahme, Unterbringung 
und Integration informierte der 
Minister für Bundesrat,  Europa 
und internationale Angele gen-
heiten des Landes, Peter Fried-
rich, zum Auftakt des zweiten 
Konferenztages. „Das Recht auf 
Asyl ist Grundrecht und nicht 
verhandelbar“, sagte Friedrich 
eingangs. Baden-Württemberg 
habe in mehrfacher Weise auf 
die vielfältigen Herausforde-
rungen reagiert. „Wir haben in 
den zurückliegenden Monaten 
bis zu 1 500 Menschen täglich 
aufnehmen und unterbringen 
müssen. Ein schnelles Reagieren 
war mit üblichen Strukturen 

nicht möglich.“ Deshalb seien 
diese verändert und alle staatli-
chen Ebenen in eine Lenkungs-
gruppe eingebunden worden 
– unter anderem Ministerien, 
Bundeswehr, Feuerwehr. 

Heute stünden rund 40 000 
Plätze zur Erstaufnahme in Ba-
den-Württemberg zur Verfü-
gung. „Wir haben die Bearbei-
tungszeiten stark verkürzt und 
versuchen, Abläufe optimal 
 abzustimmen. Zu den Zielen 
– etwa eines entsprechenden 
Pilotprojektes in Heidelberg – 
gehört, Kommunen und Land-
kreisen nur Flüchtlinge mit 

 < Prof. Manfred Güllner
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Bleibeperspektive zuzuweisen. 
Auch die Information über 
Möglichkeiten der freiwilligen 
Ausreise sei verbessert wor­
den. 5 300 Menschen hätten 
zwischen Januar und Novem­
ber des vergangenen Jahres 
davon Gebrauch gemacht. 

„Der öffentliche Dienst hat be­
wiesen, dass er effizient und 
effektiv reagieren kann. Aber 
die große Herausforderung 
liegt eigentlich noch vor uns: 
Wie werden die Menschen, die 
dauerhaft bei uns bleiben, in­
tegriert? Das bedarf gemein­
samer Anstrengungen der ge­
samten Gesellschaft“, sagte 
Friedrich. Dies betreffe nicht 
nur den Arbeitsmarkt, wo er 
für berufsbegleitende „duale 
Integration“ plädiere. In Ba­
den­Württemberg sei ein An­
erkennungsgesetz für Berufs­
abschlüsse geschaffen worden, 
Praktika seien ein gangbarer 
Weg, Menschen ohne Ausbil­
dung müssten schnellstmög­
lich qualifiziert werden. In 
über 2 000 Vorbereitungsklas­
sen würden Kinder auf den 
Schulbesuch vorbereitet, auch 
bei der Ganztagsbetreuung 
und im Bereich der sozialen 
Arbeit unternehme man in Ba­
den­Württemberg große An­
strengungen. Allerdings fehle, 
um etwa Stellen beim Kita­
Ausbau zu besetzen, schlicht­
weg das geeignete Personal. 
Schwierigkeiten gebe es auch 
dabei, genug bezahlbaren 
Wohnraum bereitzustellen. 
„Wir wollen aber keine Ghet­
toisierung“, machte der Minis­
ter deutlich. 

„Der Vertrauensvorschuss 
durch Willkommenskultur wird 
von den ins Land Kommenden 
vielfach erwidert“, stellte Fried­
rich fest. „Aber wie eine Gesell­
schaft funktioniert, lernt man 
nicht abstrakt, sondern durch 
das Miteinander im Alltag.“ 
Deshalb plädiere er dafür, „wei­
terhin den Mut aufzubringen, 
offen miteinander umzugehen 
und damit einen Beitrag zur 
 Integration zu leisten“. 

 < Diskussion: Von Regis­
trierung zu Integration

Die konkreten Herausforderun­
gen für die öffentliche Verwal­
tung beim Umgang mit der 
Flüchtlingssituation waren 
auch das Thema der abschlie­
ßenden Diskussionsrunde. Auf 
dem Podium: Dr. Eva Lohse, 
Präsidentin des Deutschen 
Städtetages, Detlef Scheele, 
Vorstand der Bundesagentur 
für Arbeit, Peter Friedrich, ba­
den­württembergischer Euro­
pa­Minister und der dbb Vize 
Ulrich Silberbach. Die Modera­
tion hatte erneut Dunja Hayali 
übernommen. Im Fokus der De­
batte standen insbesondere die 
Kommunen, die durch die Be­
treuung der Flüchtlinge vor Ort 
besonders gefordert sind. Loh­
se warnte, dass die Belastungs­
grenze  vieler Städte und Ge­
meinden bereits überschritten 
sei. Sie betonte in diesem Zu­
sammenhang die Verantwor­
tungsgemeinschaft mit den 
Ländern und dem Bund, von 
denen sie ein auch finan ziell 
stärkeres Engagement erwarte. 
„Wir geben gerade Geld aus, 

das wir nicht haben“, sagte 
Lohse mit Blick auf die Kosten 
etwa durch die Unterbringung.

Auch Silberbach sieht die 
Hauptlast bei den Kommunen. 
„Von den 200 000 fehlenden 
Stellen im öffentlichen Dienst 
entfallen mindestens 120 000 
auf den kommunalen Bereich“, 
so der dbb Vize. Für die erfor­
derliche Personalgewinnung sei 
eine größere Wertschätzung 
der Beschäftigten erforderlich. 
Diese gelte für die Bezahlung, 
„aber auch für die öffentliche 
Anerkennung. Wenn sich nach 
den furcht baren Vorkommnis­
sen der Silvesternacht nun  
die Politik hinstellt und die Kol­
leginnen und Kollegen im öf­
fentlichen Dienst mit Schelte 
überzieht, dann finde ich das 
absolut unangebracht. Die Poli­
tik hat den Stellenabbau im öf­
fentlichen Dienst über Jahre vo­
rangetrieben und wundert sich 
nun, dass in diesen Zeiten be­
sonderer Belastung nicht mehr 
alles reibungslos funktioniert.“

Zweifel an der Tauglichkeit der 
derzeit diskutierten politischen 
Maßnahmen meldete der ba­
den­württembergische Euro­
pa­Minister Friedrich an. Als 
Beispiel nannte er die Diskus­
sion über die Ausweitung der 
Wohnortauflagen. Eine Ein­
schränkung der Freizügigkeit 
sei sicher kaum das geeignete 
Mittel, zumal „wir andererseits 
ja auch Mobilität bei der Inte­
gration erwarten“, so Friedrich. 
„Generell habe ich die Sorge, 
dass wir derzeit schneller neue 
Gesetze produzieren, als die 

Verwaltung in der Lage ist, die­
se umzusetzen. So lösen wir 
keine Missstände – schon gar 
nicht von heute auf morgen.“

Bezüglich der Integration der 
Flüchtlinge in den Arbeits­
markt betonte Scheele, dass 
die Bundesagentur für Arbeit 
(BA) erst nach Abschluss der 
Asylverfahren tätig werden 
könne. Daher erwarte er eine 
stärkere Belastung der BA ab 
dem zweiten Quartal 2016.  
Die erfolgreiche Integration  
sei „ein langer Weg“, grund­
sätzlich sei er aber optimis­
tisch. Zwar fehle etwa 80 Pro­
zent der Flüchtlinge vorerst die 
formale Qualifikation für den 
deutschen Arbeitsmarkt. Ge­
linge aber der Dreiklang aus 
paralleler Kompetenzfeststel­
lung, Spracherwerb und beruf­
licher Eingliederung, sei zu­
künftig die Integration von 
450 000  zusätzlichen Kräften 
in den  Arbeitsmarkt aus seiner 
Sicht realistisch.

Willi Russ würdigte in seinem 
Schlusswort den Beitrag, den 
die dbb Jahrestagung 2016 zur 
vielschichtigen Debatte um  
die Rolle von Politik und Bür­
gern, insbesondere bei der 
 Bewältigung der Flüchtlings­
krise, leisten konnte. „Wir ha­
ben dazu zahlreiche Ein­ und 
Überblicke aus Bund, Ländern, 
Kommunen, aber auch aus der 
Wissenschaft bekommen und 
ein Forum für den Dialog gebo­
ten“, so Russ. Er lud Teilnehmer 
und Gäste für Januar 2017 zur 
58. dbb Jahrestagung nach 
Köln ein. 

< dbb Vize Ulrich Silberbach, Peter Friedrich, Detlef Scheele, Dr. Eva Lohse 
und Moderatorin Dunja Hayali (von links)
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Der Fall des Monats

Leistungszulage:

Anspruch besteht auch bei 
Freistellung als Vertrauensperson 
für schwerbehinderte Menschen
Ein Bundesbeamter hat auch 
dann einen Anspruch auf die 
Zahlung einer Leistungszulage 
gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 der 
Verordnung des Bundes über 
leistungsbezogene Besoldungs-
instrumente, wenn er als frei-
gestellte Vertrauensperson für 
schwerbehinderte Menschen 
keine dienstlichen Leistungen 
erbringt, die einer Bewertung 
durch den Dienstherrn zugäng-
lich wären. Vertrauensperso-
nen dieser Art dürfen nicht 

 wegen der Ausübung ihres 
 Amtes benach teiligt werden. 
Wenn die Ein beziehung von 
freigestellten Personalratsmit-
gliedern in die Leistungsbezah-
lung möglich ist, dürfe nichts 
anderes für die Vertrauensper-
sonen schwerbehinderter Men-
schen gelten. Es überschreite 
jedenfalls das Ermessen des 
Dienstherrn, wenn er wie hier 
freigestellte Vertrauensperso-
nen von  vornherein aus dem 
Kreis der potenziell für eine 

Leistungsprämie nach § 4 BLBV 
anspruchsberechtigte  Beam- 
ten ausschließt (Verweis auf 
OVG Nordrhein-Westfalen, 
 Beschluss vom 29. Juli 2014,  
Az.: 1 A 2885/12).

Das Verfahren wurde erfolg-
reich vom Dienstleistungs-
zentrum Ost vor dem Verwal-
tungsgericht Magdeburg (Az.: 
5 A 234/13 MD) mit Urteil vom 
9. Juni 2015 geführt. Das Urteil 
ist noch nicht rechts kräftig.  ak
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Zuständig dafür sind die 
 Juristen in den dbb Dienst-
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„Fall des Monats“.
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Zahlen Daten Fakten 2016:

Dringender Personalbedarf
Der öffentliche Dienst in Deutschland hat ein Personalproblem: 
 Während die zu bewältigenden Aufgaben nicht zuletzt mit Blick auf 
die Flüchtlingssituation stetig anwachsen, ist der Personalbestand 
seit 1991 fast kontinuierlich geschrumpft. Zusammen mit fehlen-
dem Nachwuchs bringt sich der öffentliche Sektor in Deutschland 
immer weiter an den Rand des Funktionsversagens. Das lässt sich 
nicht nur an der wachsenden Zahl an Klagen aus der Praxis ablesen, 
sondern auch an statistischem Zahlenmaterial.

Die Informationsbroschüre 
„Zahlen Daten Fakten“, die der 
dbb jährlich aktualisiert heraus-
gibt, erlaubt eine vorurteilsfreie 
Orientierung über die wichtigs-
ten Eckdaten des öffentlichen 
Dienstes. Aufbauend auf den 
jeweils neuesten Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes und 
der Statistischen Landesämter, 
auf Informationen der Bundes-
ministerien und auf eigenen 
Berechnungen liefert „Zahlen 
 Daten Fakten“ fundiertes Basis-
wissen und eignet sich als 
schnelles Nachschlagewerk,  
das bewusst auf eine Kom-
mentierung verzichtet. 

Die Zahlen sprechen für sich 
und weisen auf Probleme hin, 
die gelöst werden müssen, um 
den öffentlichen Dienst auch 
künftig funktionsfähig zu hal-
ten. Die Ausgabe 2016 zeigt 
deutlich, dass Deutschland 
nicht mehr ausreichend für  
die Bewältigung besonderer 
Situationen ge rüstet ist. Nach 
ak tuellen Schätzungen des  
dbb fehlen dem Staat mehr als 
180 000 Beschäftigte, beson-
ders in den Kommunalverwal-
tungen. Derzeit wird fieberhaft 
neues Personal gesucht. 

So ist zum Beispiel der Anteil 
der Bundesbeamten im Alter 
von 45 bis 54 Jahren vom Jahr 
2000 bis 2014 um 14,4 Prozent 
von 22,1 Prozent auf 36,5 Pro-
zent gestiegen. Der Anteil der 
Beamtinnen und Beamten im 
 Alter von 55 bis 59 Jahren stieg 
im gleichen Betrachtungszeit-

raum um 3,3 Prozent von 10,6 
auf 13,9 Prozent. In den kom-
menden Jahren wird eine Pen-
sionierungswelle auf den öf-
fentlichen Dienst zukommen, 
die  Lücken im Personalbestand 
schaffen wird. Der Arbeits-
markt kann den Bedarf kaum 
decken, weil qualifiziertes Per-
sonal zunächst ausgebildet 
werden muss. Die Gewinnung 
motivierten Nachwuchses für 
den öffentlichen Dienst wird 
daher eine der dringlichsten 
Aufgaben für die kommenden 
Jahre bleiben.

Dabei spricht wenig gegen  
und vieles für Neueinstellun-
gen, denn im europäischen 
 Vergleich steht Deutschland 
schlank da, was sowohl die 
 Arbeitnehmerentgelte in Pro-
zent des Bruttoinlandsproduk-
tes als auch die Personalausga-
ben in Prozent des deutschen 
Gesamthaushaltes betrifft:  

Die Personalausga-
ben sind von 1997 
bis 2014 von 11,9 
Prozent beinahe 
stetig auf 9,9 Pro-
zent ge sunken und 
 werden bis 2019 
voraussichtlich 
weiter sinken – 
ein Zeichen für 
die restriktive 
Personalpolitik im 
 öffentlichen Dienst. Im Europa-
vergleich gibt die Bundesrepu-
blik mit Abstand am wenigsten 
für das Personal im öffentlichen 
Sektor aus: Unter den Entgelt-
ausgaben von 7,6 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts stehen 
lediglich die Tschechische Re-
publik mit 7,4 Prozent und die 
Slowakei mit 7,1 Prozent. Zum 
Vergleich geben Spitzenreiter 
 Dänemark 18,3 Prozent und 
Finnland 14,5 Prozent des 
 Bruttoinlandsprodukts für 
 Arbeitnehmerentgelte aus. 

 Daraus ergeben sich im di-
rekten Vergleich finanzielle 
Spielräume, die genutzt wer-
den sollten, wenn Deutsch- 
land auch in Zukunft einen 
 reaktionsfähigen öffentlichen 
Dienst bereithalten will, auf 
den sich Bürgerinnen, Bürger 
und Wirtschaft verlassen 
 können. 

Zahlen Daten Fakten 2016 
kann über die Homepage des 
dbb unter www.dbb.de als PDF 
herunter geladen werden. 

Zahlen Daten Fakten2016

ZahlenDatenFakten_2016.indd   1

16.12.15   13:34

Altersstruktur der Beamtinnen und Beamten des Bundes  
(inklusive Richterinnen und Richter) im Vergleich der Jahre 2000 und 2014

Quelle: destatis, 2015

2000 2014

Altersgruppe Anzahl Prozent Anzahl Prozent

unter 25 Jahre 8 965 6,8 2 580 2,0

25 bis 34 Jahre 31 405 23,7 16 355 12,9

35 bis 44 Jahre 41 078 31,0 33 175 26,3

45 bis 54 Jahre 29 353 22,1 46 055 36,5

55 bis 59 Jahre 14 038 10,6 17 515 13,9

ab 60 Jahre 7 745 5,8 10 620 8,4

Summe 132 584 100 126 300 100
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Das Wichtigste für 2016! Hier steht’s drin!
Was Sie davon haben:
Das aktuelle Standardwerk in Status-,
Einkommens- und Versorgungsfragen
für den öffentlichen Dienst des Bundes:
Gesetze und Verordnungen auf dem
neuesten Stand, teilweise mit Recht-
sprechung und Anmerkungen; abge-
rundet durch die Adressen der dbb
Mitgliedsgewerkschaften und der
Einrichtungen des dbb.

So bestellen Sie ganz einfach:
Sie können mit nebenstehendem
Bestellcoupon per Post oder Fax
bestellen. Oder Sie teilen uns
Ihren Wunsch per E-Mail oder über
Internet mit.

764 Seiten
€ 23,90*/Abo**: € 19,50*
ISBN 978-3-87863-087-6
* zuzügl. Porto und Verpackung

** Mindestlaufzeit 2 Jahre,
Kündigung 3 Monate vor Ablauf
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Kündigung 3 Monate vor Ende des Abonnements)
Verlagsprogramm

Zuschicken oder faxen

Datum/Unterschrift

Widerrufsrecht: Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen
diesen Vertrag zu widerrufen. Die Frist beginnt mit Absendung dieser Bestellung. Zur
Einhaltung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs an: dbb verlag
gmbh, Friedrichstr. 165, 10117 Berlin, Tel.: 030.726 19 17-0, Fax: 030.726 19 17-40,
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Glosse:

Die neue deutsche Welle ...
... ist ein Dauerphänomen. 
 Immer wieder gibt es etwas 
atemberaubend Neues und 
niemand weiß, wie er vorher 
– ohne das Neue – zurechtge-
kommen ist. Einst eroberte die 
Neue Deutsche Welle die Mu-
sik. – Sie erinnern sich: „Da da 
da. Ich lieb Dich nicht, Du liebst 
mich nicht, aha!“ Und wir 
summten sie begeistert mit, 
die Melodien, die wir uns mer-
ken konnten, mit deutschen 
Texten von anrührender 
Schlichtheit. Heute ist es das 
vegan-biologische Fastfood, 
das das Land erobert und ohne 
das unser Leben uns nicht das 
bieten könnte, was wir verdie-
nen: das Gefühl der angeneh-
men Leichtigkeit des Seins. 
Und wir essen begeistert mit. 
Doch so einfach wie die Musik 

Stephan Remmlers & Co 
damals war, sind die neu-
en Veganbuletten leider 
nicht zu verdauen.

Unsere Fastfoodrestau-
rants huldigen dem 
Fleischkult und bieten 
zwischen pappigen Bröt-
chenhälften graue Hack-
fleischscheiben, die an 
Geschmacklosigkeit kaum 
zu überbieten sind. Jetzt 
gibt es, welch ein Wider-
spruch in sich, diese Gast-
ronomie-Highlights mit 
viel Zwiebeln und teils paniert 
– auch fleischlos – also min-
destens bio, besser noch veg-
gie, um verloren gegangenes 
Kundenterrain neu zu erschlie-
ßen. Aufwendig beworben 
suggerieren die Gemüseklopse 

Gesundheit und Fitness, ob-
gleich mehrstöckige Veggie-
monster, garniert mit Pom- 
mes, Majo und Limo, locker die 
1 000-Kalorien-Grenze über-
schreiten. Der Staat, der nicht 
nur für die Volksgesundheit, 

sondern auch für einen 
funktionierenden öf-
fentlichen Dienst ver-
antwortlich ist, sollte 
einschreiten und die 
Kalorienbombensteuer 
einführen. In Däne-
mark gibt es längst die 
Fettsteuer, in Ungarn 
die Junk-Food-Steuer 
und Frankreich erhebt 
Steuern auf zuckersü-
ße Getränke. Also, wo-
rauf warten wir noch? 
Die Fastfoodketten ha-
ben den Weg bereitet 

für eine Sanierung der Staatsfi-
nanzen: Courage, Herr Finanz-
minister. Werbewirksam könn-
ten Sie diese neue deutsche 
Welle auch als Veggie-Bürger-
Steuer vermarkten. Bio zieht 
immer.  sm
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Digitale Stadtentwicklung:

Lebensader Internet
Das Netz gewinnt zunehmend Bedeutung als wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Motor. Wie gut eine Stadt oder Kommune dasteht, hängt immer 
stärker mit dem Stand des Netzausbaus zusammen. In Deutschland haben 
bisher nur wenige Städte die Nase vorn, was Bürgerfreundlichkeit und politi-
sche Partizipationsmöglichkeiten betrifft.

Köln, Hamburg und München 
sind die hervorstechendsten 
digitalen Hauptstädte Deutsch-
lands. Zu diesem Ergebnis ist 
eine Untersuchung gekommen, 
die die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Pricewaterhouse-
Coopers (PwC) zusammen mit 
dem Geographischen Institut 
der Universität Bonn im Jahr 
2015 durchgeführt hat. Die 
 Ergebnisse: Digitale Angebote 
sind schon heute wichtiger 
Standortfaktor, unzureichender 
oder fehlender Breitbandaus-
bau hemmt die Entwicklung 
der Kommunen und digitale 
Städte sind wirtschaftlich bes-
ser aufgestellt als Städte mit 
schlechter Netzanbindung.

Anhand von 20 Kriterien, die  
die Bereiche Verwaltung und 
Politik, Kommunikation, Infra-
struktur und Energie abdeck-
ten, wurde untersucht, wie 
 digital die 25 bevölkerungs-
reichsten Städte Deutschlands 
sind. Alfred Höhn, Leiter des 
 Bereichs Öffentlicher Sektor in 
Deutschland bei PwC, fasst das 
so zusammen: „Eine entwickel-
te digitale Infrastruktur ist für 
die Kommunen schon heute ein 
zentraler Standortfaktor. Ihre 
Attraktivität für Bewohner, Ar-
beitnehmer und Unternehmen 
hängt entscheidend von ihrem 
Digitalisierungsfortschritt ab.“

Die besten zehn Städte wiesen 
durchschnittlich deutlich bes-

sere Kennzahlen auf als die 
Städte auf den übrigen Plätzen. 
Das gelte beispielsweise für das 
Gewerbesteueraufkommen, 
das von 2009 bis 2013 in gut 
vernetzten Städten um 30 Pro-
zent gestiegen sei, in schlech-
ter vernetzten dagegen nur um 
21 Prozent. Ebenso lasse sich 
das an den Beschäftigtenzah-
len und dem Anteil an Hoch-
qualifizierten ablesen, der in 
der Spitzengruppe mit 20,2 
Prozent deutlich höher sei als 
in anderen Städten mit durch-
schnittlich 14,7 Prozent. Die Be-
völkerung der Städte auf den 
Plätzen eins bis zehn sei durch-
schnittlich um 3,9 Prozent und 
damit fast doppelt so stark ge-
wachsen wie in den anderen 
Städten.

 < Keine klaren Konzepte

Insgesamt wurden im Rahmen 
der Untersuchung mehr als 
200 Städte und Landkreise zur 
Bedeutung und zum Stand der 
Digitalisierung befragt. Dabei 
gaben 70 Prozent an, die Digi-
talisierung spiele eine große 
oder sehr große Rolle in der 
Entwicklungsstrategie ihrer 
Kommune. „Obwohl Städte 
und Gemeinden die Digitalisie-
rung als wichtige Zukunftsauf-
gabe erkannt haben, werden 
heute vor allem solche Online-
dienste angeboten, die ver-
gleichsweise leicht zu etablie-
ren sind“, sagt Felix Hasse, 

PwC-Experte für die Digitalisie-
rung von Kommunen.

An vielen Orten in Deutschland 
sei es zum Beispiel möglich, 
online einen Termin für das 
Bürgeramt zu vereinbaren oder 
per Handy ein Busticket zu 
kaufen. Auch eine Präsenz in 
den sozialen Medien sei inzwi-
schen bei den großen Städten 
weitgehend Standard. Seltener 
zu haben seien dagegen kom-
plexere Serviceleistungen: 
„Nur in neun der 25 untersuch-
ten Städte können Bürger zum 
Beispiel einen Anwohnerpark-
ausweis online beantragen. 
Onlinegewerbeanmeldungen, 
die etwa in den Vereinigten 
Staaten seit Jahren zum Stan-
dard zählen, bietet nur Bremen 
an“, so Hasse. „Vor allem die 
Chance, Bürger online an kom-
munalen Entscheidungen teil-
haben zu lassen, bleibt vielfach 
ungenutzt.“

Für 64 Prozent der befragten 
Kommunen ist die angespann-
te Haushaltslage ein wesentli-
cher Hemmschuh für die Digi-
talisierung. Ohne dass heute 
zusätzliches und qualifiziertes 
Personal eingestellt wird, kann 
die Digitalisierung in den Kom-
munen kaum vorangetrieben 
werden – auch wenn auf lange 
Sicht Einsparungen zu erwar-
ten sind. Weil die notwendigen 
finanziellen Mittel fehlen, 
kommt auch der Ausbau der 

technischen Infrastruktur nicht 
voran. Als Hindernis für eine 
erfolgreiche Digitalisierung der 
Kommunen geben die Befrag-
ten außerdem unklare rechtli-
che Rahmenbedingungen an. 
Nur unzureichend sind etwa 
die Folgen vollkommen neuer 
Prozessabläufe berücksichtigt, 
die sich durch eine Digitalisie-
rung der Verwaltung ergeben. 
Auch wichtige Fragen des Da-
tenschutzes sind ungeklärt. In 
der digitalen Agenda der Bun-
desregierung ist allerdings eine 
Verbesserung in Aussicht 
 gestellt.

Besonders der Ausbau des 
Breitbandnetzes ist ein zen-
trales Problem – ein Punkt, in 
dem Deutschland im europäi-
schen Vergleich seit Jahren zu-
rückliegt. Besonders die balti-
schen und skandinavischen 
Länder sind in Sachen Netzaus-
bau und Digitalisierung öffent-
licher Dienstleistungen viel 
weiter. Lediglich Köln und 
Bonn halten zum Beispiel für 
95 Prozent der Haushalte ein 
Breitbandnetz mit einer Ge-
schwindigkeit von mindestens 
50 Mbit/s vor und setzen sich 
damit schon jetzt vom soge-
nannten Ausbaukorridor der 
Bundesregierung ab, an dem 
sich zwar viele Städte orientie-
ren, den Experten aber als nicht 
ausreichende Zielvorgabe gilt. 

Einen großen Anteil daran hat 
der regionale Telekommunika-
tionsdienstleister NetCologne 
mit dem konsequenten Ausbau 
der Infrastruktur. Das Unter-
nehmen wurde am 31. Oktober 
1994 von der Gas-, Elektrizi-
täts- und Wasserwerke Köln AG 
(GEW, heute Rheinenergie), der 
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Stadtsparkasse Köln (heute 
Sparkasse KölnBonn) und den 
Kölner Verkehrs-Betrieben in 
Köln gegründet. Seit 2004 ist 
die Holdinggesellschaft GEW 
Köln zu 100 Prozent Gesell-
schafter des Unternehmens. 
Zusätzlich zum Eigenausbau 
führt NetCologne auch eine 
Reihe von Kooperationsaus-
bauprojekten in der Region 
durch. Durch Partnerschaften 
mit Städten, Kommunen und 
Energieversorgern wird das 
Glasfasernetz ständig erwei-
tert. Dabei übernehmen die 
Kooperationspartner den Aus-
bau der Infrastruktur, NetColo-
gne installiert im Anschluss die 
aktive Technik. Zu den Ausbau-
gebieten gehören Windeck, 
Siegburg, Burscheid, Betzdorf 
und Niederkassel. Zudem wur-
den Projekte in Wesseling, 
 Frechen, Pulheim, Kerpen und 
Hürth gestartet. Insgesamt 
umfassen die Projekte ein 
 Potenzial von knapp 75 000 
Haushalten und Gewerbe-
betrieben.

 < Verwaltungsvorgänge 
neu denken

 „Es besteht die Gefahr, dass 
sich der digitale Graben zwi-
schen den fortschrittlichen 
Kommunen und denjenigen 
weiter vertieft, die die Digitali-
sierung nicht systematisch in 
Angriff nehmen“, warnt Prof. 
Claus Wiegandt vom Geogra-
phischen Institut der Universi-
tät Bonn, der Co-Autor der Stu-
die ist. Noch fehle den meisten 
Kommunen ein klares Konzept, 
um das Thema Digitalisierung 
anzugehen. Meist werde Digi-
talisierung als Querschnittthe-
ma, nicht aber als eigenständi-

ger Sachbereich verstanden. 
20 der 25 im Detail untersuch-
ten Städte verfügten weder 
über einen Digitalisierungs-
beauftragten noch über eine 
entsprechende Strategie. 

„Um bestehende Verwaltungs-
vorgänge effizienter zu ma-
chen, genügt es nicht, dass 
man einen Termin im Bürger-
amt online vereinbaren kann. 
Digitalisierung muss als Orga-
nisationsaufgabe verstanden 
und Verwaltungsvorgänge aus 
Sicht des Bürgers völlig neu ge-
dacht werden. Ziel sollte es da-
bei sei, den Gang zur Behörde 
vollständig digital zu ersetzen“, 
sagt Felix Hasse.

 < Köln ist Spitzenreiter

Dass Köln heute als Medien-
metropole die digitalste unter 
den deutschen Städten ist, 
hängt mit dem konsequenten 
Ausbau der digitalen Infra-
struktur und deren ebenso 
konsequenter Nutzung zusam-
men. Nicht nur Medienunter-
nehmen profitieren von der 
guten Anbindung, sondern 
auch Bürgerinnen und Bürger. 
Beispiel digitales Rathaus: Die 
„Digitale Willkommenskultur“ 
zeigt zum Beispiel die Aus-
kunftsbereitschaft der Kom-
mune. Im Idealfall müssen 
 Bürger zur Klärung von Fragen 
nicht mehr selbst ins Bürger-
büro kommen, sondern erhal-
ten online eine Rückmeldung. 
Zur Ermittlung der digitalen 
Willkommenskultur hat PwC 
eine identische Informations-
anfrage per E-Mail an die un-
tersuchten Städte gestellt. Da-
bei wurden die bürokratische 
Abwicklung sowie die Angebo-

te bei einem Neuzuzug in die 
jeweilige Stadt erfragt. Die ge-
sandte E-Mail wurde von der 
Stadt Köln mit 14 Minuten Re-
aktionszeit als erste und damit 
schnellste Stadt der 25 unter-
suchten Städte ausführlich 
 beantwortet.

Darüber hinaus genießen die 
Bewohner der Domstadt ein 
hohes Maß an digitaler Parti-
zipation. Das Onlineratsinfor-
mationssystem der Stadt bil-
det demokratische Strukturen 
und Entscheidungen der Kom-
mune durch ein EDV-gestütz-
tes Informations- und Doku-
mentenmanagementsystem 
ab und stellt diese online zur 
Verfügung. Es bietet zum Bei-
spiel die Möglichkeit, den Sit-
zungskalender einzusehen und 
für die jeweilige Sitzung die 
Punkte Einladung, Tagesord-
nung und das Beschlussproto-
koll als PDF herunterzuladen 
oder den Sitzungskalender 
nach Monat und Jahr zu durch-
suchen. Unter einem für jede 
Sitzung angelegten separaten 
Reiter mit dem Namen „Anwe-
senheit“ ist es den Bürgerinnen 
und Bürgern zudem möglich, 
die Anwesenheit der stimm-
berechtigten Mitglieder sowie 
die Parteizugehörigkeit einzu-
sehen. Ebenso können Bürge-
rinnen und Bürger Informatio-
nen über das Gremium des 
entsprechenden Ausschusses, 
die bereits in diesem Zusam-

menhang stattgefundenen Sit-
zungen sowie die Niederschrif-
ten der Sitzungen abrufen.

Mit dem Onlinebürgerhaushalt 
bietet die Stadt ein Instrument 
der kommunalen Bürgerbeteili-
gung und ermöglicht Bürgerin-
nen und Bürgern eine teilweise 
Mitbestimmung über die Ver-
wendung der Haushaltsmittel. 
Das entsprechende Beteili-
gungsportal ist nutzerfreund-
lich und bezirksübergreifend 
gestaltet. Nutzer können dort 
nicht nur Vorschläge zur Verwe-
nung von Mitteln machen, son-
dern ebenso andere Vorschläge 
bewerten. Im Anschluss wird 
eine Bestenliste erstellt. Nach 
Prüfung und Stellungnahme 
durch die Verwaltung werden 
die besten Vorschläge den poli-
tischen Gremien zum Beschluss 
vorgelegt. Der Rat entscheidet 
durch den Beschluss des Haus-
haltsplans, welche der Vor-
schläge letztlich umgesetzt 
werden – ein Prozess, bei dem 
er sich wiederum über das Rats-
informationssystem auf die Fin-
ger schauen lässt. Wer in Köln 
also Transparenz statt Klüngel 
leben möchte, kann das jeder-
zeit tun. So kann Köln für den 
Bürgerhaushalt 2015 (Abstim-
mungsrunde vom 17. Novem-
ber bis 7. Dezember 2014) 3 958 
Teilnehmer, 664 Vorschläge 
1 940 Kommentare der Vor-
schläge sowie 19 888 Bewer-
tungen vorweisen. br

 < Digitale Partizipation in Köln

Ratsinformationssystem: 
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/infobi.asp

Bürgerhaushalt: 
https://buergerhaushalt.stadt-koeln.de/2015/
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 < komba gewerkschaft

Ehrenamt unbezahlbar 

Ehrenamtliches Engagement 
hat Ulrich Silberbach, Bundes-
vorsitzender der komba ge-
werkschaft und dbb Vize, als 
wertvollen Bestandteil unserer 
Gesellschaft gewürdigt. Zum 
Tag des Ehrenamtes am 5. De-
zember erklärte er: „Wachsen-
der Individualismus prägt un-
sere Zeit. Umso wichtiger ist 
es, Werte wie Hilfsbereitschaft 

und Verantwortung zu leben. 
Genau das tun die Ehrenamt-
lichen. Ihnen gilt ein großer 
Dank.“ Für andere einzustehen 
sei ein wesentlicher Faktor für 
den Zusammenhalt einer Ge-
sellschaft. Das zeige sich der-
zeit vor allem in der Flücht-
lingssituation. Zahlreiche 
Bürgerinnen und Bürger enga-
gierten sich unermüdlich für 
notleidende Menschen und 
sorgten für ein solidarisches 
Miteinander. Im besten Fall be-
reichere und ergänze die eh-
renamtliche Arbeit bestehen-
de Strukturen. „Damit sich 
auch weiterhin Menschen für 
ein freiwilliges Engagement 
entscheiden, müssen die Be-
dingungen, aktiv zu werden 
und es auch zu bleiben, attrak-
tiv sein. Ehrenamt darf darü-
ber hinaus nicht dazu benutzt 
werden, dauerhaft staatliche 
Leistungen zu ersetzen oder 
Mängel zu kompensieren“, 
sagte Silberbach. Der interna-
tionale Tag des Ehrenamtes 
wird jährlich am 5. Dezember 
begangen und würdigt das En-
gagement aller ehrenamtlich 
Aktiven. 

 < BVÖGD

Neue Arztstellen in Gesund-
heitsämtern unerlässlich

Angesichts des weiterhin star-
ken Zustroms von Asylbewer-
bern hat die Bayerische Staats-
regierung beschlossen, im 
Nachtragshaushalt 2016 zu-
sätzliche 70 Stellen für Ärztin-
nen und Ärzte an den Gesund-
heitsämtern auszubringen. 
„Mit der Initiative, den öffentli-
chen Gesundheitsdienst perso-
nell zu stärken, hat die Staats-
regierung den richtigen Weg 
eingeschlagen“, stellte die Vor-
sitzende des BVÖGD (Bundes-
verband öffentlicher Gesund-
heitsdienst), Ute Teichert, dazu 
fest. „Wir erwarten, dass auch 
in den anderen Bundesländern 
eine Trendwende vom Stel-
lenabbau hin zu einer perso-
nellen Verstärkung des ÖGD 
erfolgt.“ Im Rahmen der Zu-
wanderung von Flüchtlingen 
spiele die medizinische Versor-
gung eine große Rolle. „Die 

Flüchtlinge sind nach ihrer 
Flucht geschwächt und häufi-
ger krank als andere Men-
schen. Deshalb ist der öffent-
liche Gesundheitsdienst vor 
Ort gefordert, zusammen mit 
den Leistungserbringern im 
Gesundheitssystem die Erstun-
tersuchungen der Flüchtlinge 
durchzuführen. Auch mögliche 
Behandlungen sind kurzfristig 
zu organisieren“, erläuterte 
 Teichert. Weil die Zahl der 
 Ärztinnen und Ärzte in den 
 Gesundheitsämtern in den 
 vergangenen 18 Jahren um  
ein Drittel zurückgegangen  
sei, könne ohne zusätzliche 
Stellen in den Gesundheits-

ämtern der öffentliche Ge-
sundheitsdienst seine wichti-
gen bevölkerungsmedizini- 
schen Aufgaben in Krisensitua-
tionen nicht weiter bewälti-
gen“, machte Teichert klar.  

 < VBE

2016 zum Jahr der Bildungs-
gerechtigkeit machen

Auch im Jahr 2016 werden die 
Beschulung der Flüchtlingskin-
der und die Inklusion die be-
stimmenden Themen in den 

Schulen sein. „Ich fordere alle 
Politiker dazu auf, 2016 zum 
Jahr der Bildungsgerechtigkeit 
zu machen“, sagte der Bundes-
vorsitzende des Verbandes Bil-
dung und Erziehung (VBE), Udo 
Beckmann, am 18. Dezember 
2015. „Denn wo keine Gerech-
tigkeit herrscht, ist der soziale 
Friede bedroht.“ Lege man die 

Schätzungen der Kultusminis-
terkonferenz (KMK) zugrunde, 
wonach mindestens 325 000 
Flüchtlingskinder zu beschulen 
seien, würden rund 23 000 zu-
sätzliche Lehrerstellen ge-
bracht, vorausgesetzt, die bis-
herige Lehrer-Schüler-Relation 
von 1:14 habe Bestand. Beck-
mann warnte die Politik vor Zö-
gerlichkeit: „Kitas und Schulen 
können zum Zusammenhalt 
der Gesellschaft viel beitragen. 
Lehrer sind Integrationsmoto-
ren. Frühwarner gegen Radika-
lisierung zu sein, ist nur ein 
Punkt auf der langen Aufga-
benliste, die Politiker ihnen in 
den letzten Wochen angetra-
gen haben. Wenn die Schulin-
tegration scheitert, werden die 
gesellschaftlichen Kosten spä-
ter um ein Vielfaches höher 
ausfallen.“ Beckmann weiter: 
„Dass einige Kommunen inzwi-
schen dazu übergehen, Flücht-
linge auf bestimmte Standorte 
zu konzentrieren, hält der VBE 
für integrationsfeindlich. Die 
Flüchtlingskinder sollen mög-
lichst schnell in die Regelschu-
len integriert werden. Die Her-
ausforderung dabei wird sein, 
allen Kindern, mit und ohne 
Handicap sowie mit und ohne 
Migrationshintergrund, ge-
recht zu werden. Das zu leis-
ten, erfordert Mehraufwen-
dungen, die deutlich über dem 
bisher zur Verfügung gestell-
ten, liegen.“  

> Ulrich Silberbach, 
Bundesvorsitzender der  
komba gewerkschaft

> Dr. Ute Teichert,  
Bundesvorsitzende des BVÖGD

> Udo Beckmann,  
Bundesvorsitzender des VBE

 < Kurz notiert

VDStra.
Der Bundesvorsitzende des Verbandes Deutscher Straßenwärter 
(VDStra.), Siegfried Damm, fordert, dass die Fahrzeuge der Stra-
ßen- und Verkehrsbeschäftigten Blaulicht bekommen. „Die gelben 
Rundleuchten, die derzeit im Einsatz sind, werden nach unserer 
Erfahrung von Verkehrsteilnehmern ignoriert. Jeder Traktor hat so 
ein Licht“, zitiert das Onlineportal „Der Westen“ Damm am 8. De-
zember 2015. Blaues Licht könne die Straßenwärter bei ihrer Ar-
beit, besonders beim Einrichten und Abräumen einer Baustelle, 
besser schützen. Anlass war der Tod eines Mitarbeiters einer vom 
Landesbetrieb beauftragten Baufirma, der beim Einrichten einer 
Baustelle vor dem Autobahnkreuz Oberhausen von einem Auto 
erfasst und getötet worden war. Allein die rund 2 000 Straßenwär-
ter beim Landesbetrieb Straßen NRW haben jedes Jahr einen Un-
falltoten zu beklagen. Ein Sprecher des Betriebes sagte, das Risiko, 
bei dieser Arbeit tödlich zu verunglücken, sei 13-mal so hoch wie 
bei anderen Beschäftigten.
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Lesenswertes vom dbb verlag empfohlen

Anzahl:

Anzahl:

Gedanken, Wünsche,
Anregungen

Zwei Frauen, ein
altes Haus und eine
Art von Familie

Kuriose Gedichte
zum Lachen und
Schmunzeln

100 Briefe an Deutschland
25 Jahre nach der Wiedervereinigung und 70 Jahre nach
dem 2. Weltkrieg haben 100 ausgesuchte Personen, unter
ihnen Nachrichtenmoderator Peter Kloeppel, der Politiker der
Linken, Gregor Gysi, Schriftstellerin Hatice Akyün, Karnevals­
präsident Markus Ritterbach und der frühere bayerische
Finanzminister Georg Fahrenschon, in Briefen an Deutsch­
land ihre Sorgen, Erwartungen und Wünsche hinsichtlich
der Zukunft des Landes formuliert. Herausforderungen wie
Flüchtlingskrise, Ukrainekonflikt oder Griechenlandkrise wer­
den dabei immer wieder thematisiert. Nicht selten empfin­
den die Absender aber auch Dankbarkeit und tiefe Verbun­
denheit mit einem Land, das seinen Bewohnern seit vielen
Jahrzehnten Freiheit, Wohlstand und Sicherheit gewährt.
Auch an kritischen Stimmen fehlt es nicht, insbesondere
was Weltoffenheit und positives Denken betrifft. Ein inte­
ressantes Stimmungsbild, insbesondere weil Menschen
aus allen Bereichen der Gesellschaft zu Wort kommen.

319 Seiten, brosch., 9,90 Euro

Altes Land
Dörte Hansen
Der Debütroman der Journalistin Dörte Hansen hat es
auf Anhieb in die Bestsellerlisten geschafft, und das nicht
durch Zufall. Was Hansen über das Landleben im Alten
Land, über Heimatlosigkeit, Sprachlosigkeit in Familien
oder auch die verklärte Sicht vieler Städter über ein Le­
ben im Dorf zu Papier bringt, wirkt authentisch, schnör­
kellos und deshalb wohl umso eindringlicher. Konkret
geht es um eine Familiengeschichte, die sich in einem
alten Bauernhaus im Alten Land vom Nachkriegsdeutsch­
land bis in die Gegenwart hinzieht. Die Hauptfiguren sind
zwei Frauen: Vera, die 1945 als Flüchtlingskind im Alten
Land gestrandet ist und ihr Leben als passionierte Einzel­
gängerin bestreitet, und ihre Nichte Anne, die nach einer
gescheiterten Beziehung mit ihrem kleinen Sohn aus der
Großstadt zu ihr zieht.

287 Seiten, geb., 19,99 Euro

Noch‘n Gedicht
Heinz Erhardt
„Noch`n Gedicht“ war nicht nur die geschätzte knappe
Ansage, mit der der legendäre Komiker Heinz Erhardt sei­
ne kuriosen Reime angekündigt hat, sondern ist auch der
Titel seines ersten Buches bzw. Gedichtbandes gewesen.
Der Leser findet hier neben den Gedichtklassikern des
Künstlers, wie „Die Made“, „Der König ERl“, „Löwenzahn“
oder auch dem Kinderlied „Eiapopeia“ sehr sinnigen
„Unsinn“ über Hirngespinnste, die Wahrheit oder das
Fernsehen, zu dem der Humorist kurz und bündig reimt
„... wir wär‘n Herrn Braun noch mehr verbunden, hätt
er was anderes erfunden.“ Ein Buch, das immer wieder
zum Lachen oder zumindest zum Schmunzeln anregt.

127 Seiten, geb., 8,95 Euro

Anzahl:

Das letzte Buch
des Altkanzlers

Was ich noch sagen wollte
Helmut Schmidt
Helmut Schmidt, dessen Aufrichtigkeit, Gradlinigkeit und
Rationalität weltweit Bewunderung ausgelöst haben,
verrät in seinem letzten Buch, welche Einflüsse ihn ge­
prägt haben. Elternhaus und Schule spielten ebenso eine
Rolle wie die „Selbstbetrachtungen“ des Marc Aurel und
und der „kategorische Imperativ“ von Immanuel Kant.
Politisch können Kurt Schumacher, Carlo Schmidt und
Fritz Erler als Leitbilder gelten, in der Kunst erwiesen sich
vor allem Johann Sebastian Bach und die Expressionisten
als wegweisend. Schmidt wäre nicht Schmidt gewesen,
hätte er in seinem Buch nicht klargestellt, dass niemals
eine gesamte Person als Vorbild taugt, weder der von ihm
verehrte Soziologe Max Weber noch Philosoph Karl Pop­
per, es gehe vielmehr darum, sich an vorbildhaften Zü­
gen, Gedanken und Taten zu orientieren.

239 Seiten, geb., 18,95 Euro

Kreativideen für
die Kleinsten

Basteln mit der Maus
Andrea Potocki
Dinge selbst zu erschaffen, ist nicht nur ein wunderba­
res Spiel für verregnete Wochenenden, sondern auch
Sport für die Hand und Futter für den Kopf. Von dieser
Überzeugung hat sich Andrea Potocki leiten lassen und
ein Buch vorgelegt, das Eltern und Kindern mit vielen
bunten Kreativideen eine Inspirationsquelle für ein
ganzes Jahr sein will. Bastelperfektion ist nicht gefragt.
Auch die Allerkleinsten können mithalten.

142 Seiten, geb., mit vielen farbigen
Abbildungen, 16,99 Euro

Anzahl:

Über 300 No-Name-
Produkte und ihre
Hersteller

Welche Marke steckt dahinter?
Die bekannten Marken hinter
No-Name-Artikeln bei Aldi, Lidl usw.
Martina Schneider
Produkte von Lebensmitteldiscountern und die in der Regel
in die unteren Regale der Supermärkte verbannten preis­
werten Marken der Lebensmittelketten müssen keineswegs
qualitativ schlechter sein als renommierte Markenartikel.
Tatsächlich sind in sehr vielen Fällen die Hersteller von
Discount­ und gleichartigen Markenartikeln völlig iden­
tisch. Wer es genau wissen will, was tatsächlich in der
No­Name­Verpackung steckt, kann dies bei 300 Produkten
in Schneiders Buch nachlesen und dabei über Preisunter­
schiede von bis zu 60 Prozent für vergleichbare Waren
staunen ­ übrigens auch bei Bio­Lebensmitteln.

112 Seiten, brosch., mit zahlreichen
farbigen Abbildungen, 7,99 Euro
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 < VDR

Standards in der Lehrer-
ausbildung nicht absenken

In der von Bundesinnenminis-
ter Thomas de Maizière ange-
stoßenen Diskussion über die 
Ausbildung von Lehramtsstu-
dierenden, warnt der Vorsit-
zende des Verbands Deutscher 

Realschullehrer, Jürgen Böhm, 
vor einer Absenkung der Qua-
lifikations-Standards. Der In-
nenminister hatte auf der dbb 
Jahrestagung vorgeschlagen, 
die Anforderungen zeitweilig 
abzusenken, um den erhöhten 
Lehrerbedarf zur Integration 
von Flüchtlingen decken zu 
können. Dagegen wendet sich 
der VDR-Vorsitzende mit 
Nachdruck: „Lockerungen, die 
vielleicht im Rahmen kommu-
naler Bauvorschriften oder bei 
der Vergabe von Aufträgen an 
Wirtschaftsunternehmen für 
eine Übergangszeit möglich 
sind, verbieten sich in den 
Lehramtsberufen aufgrund 
der mit ihnen verbundenen 
hohen intellektuellen und pä-
dagogischen Anforderungen 
von selbst“, stellte der VDR-
Bundesvorsitzende klar. Be-
sonders jetzt brauche es bes-
tens ausgebildete Lehrkräfte, 
um die Integrationsaufgaben 
erfolgreich meistern zu kön-
nen: „Nur mit professionellem 
pädagogischen und fachlichen 
Know-how kann es gelingen, 
Schülern eine selbstverant-
wortete Teilnahme am ge-
sellschaftlichen Leben zu er-
möglichen. Die Politik muss 
erkennen, dass es hierfür eine 
fundierte Ausbildung der Lehr-
kräfte braucht, anderenfalls 

entsteht mehr Schaden als 
Nutzen“, so Böhm abschlie-
ßend. 

 < dbb sachsen-anhalt

Wiedereinführung des 
Weihnachtsgeldes für 
 Beamte zügig umsetzen

Nach heftiger Kritik des Beam-
tenbundes an der schlechten 
Besoldung der Beamtinnen 
und Beamten in Sachsen-An-
halt reagiert die CDU-Fraktion 
mit der Ankündigung, das 
Weihnachtsgeld wieder ein-
führen zu wollen und damit 
das Landesbesoldungsrecht 
verfassungskonform zu ma-
chen. Für den dbb Landesvor-
sitzenden Wolfgang Ladebeck 
ist der „Sinneswandel“ der 
CDU eine Reaktion auf die vie-
len politischen Initiativen des 
dbb sachsen-anhalt zur Ver-
besserung der Besoldung der 

Beamten. „Ich habe die Politi-
ker seit Monaten darauf auf-
merksam gemacht, dass Sach-
sen-Anhalts Beamte die am 
schlechtesten bezahlten in 
ganz Deutschland sind, aber 
nur Lippenbekenntnisse geern-
tet“, sagte Ladebeck in der Mit-
teldeutschen Zeitung (Ausgabe 
vom 13. Januar 2016). Erst letz-
te Woche habe er dem Minis-
terpräsidenten in einem offe-
nen Brief mitgeteilt, dass die 
Stimmung unter den Beamten 
durch die ihnen in den letzten 
Jahren zugemuteten Einkom-
menskürzungen auf einem 
„besorgniserregenden Tief-
stand“ angekommen sei. Die 
Wiedereinführung des Weih-
nachtsgeldes ist eine der zen-

tralen Forderungen des Beam-
tenbundes. Vor zehn Jahren 
wurde das Weihnachtsgeld für 
die Beamten gestrichen, wäh-
rend bei den Tarifbeschäftig-
ten diese Sonderzahlung 
schrittweise bis 2018 auf das 
Westniveau angehoben wird. 
Einen Gleichklang in der Bezah-
lung zwischen Tarifbeschäftig-
ten und Beamten gibt es nicht 
mehr. „Ich freue mich natürlich 
über den Sinneswandel der 
Union. Der Ankündigung müs-
sen aber noch vor der Land-
tagswahl Taten folgen. Des-
halb appelliere ich an die 
SPD-Fraktion, den Vorschlag 
des Koalitionspartners zu un-
terstützen“, so Ladebeck. 

 < DPVKOM

Tarifkonflikt bei der Post 
beigelegt

Der Tarifkonflikt bei der 
 Deutschen Post ist endgültig 
beigelegt. 85 Prozent der bei 
der Deutschen Post beschäf-
tigten Mitglieder der Kommu-
nikationsgewerkschaft DPV 
 (DPVKOM) haben im Rahmen 
einer zweiten Urabstimmung 
dem Tarifangebot der Deut-
schen Post zugestimmt, teilte 
die Gewerkschaft Mitte De-
zember 2015 mit. „Der Arbeit-
geber hat uns schriftlich zuge-
sichert, regelmäßig Gespräche 
zum Thema Überlastung im 
Bereich der Brief- und Ver-
bundzustellung zu führen.  
Das ist ein wichtiger Schritt in 
die richtige Richtung“, sagte 

der Bundesvorsitzende der 
 DVVKOM, Volker Geyer. „Unser 
Ziel ist es nach wie vor, die Ar-
beitssituation der Zusteller der 
Deutschen Post zu verbessern. 
Trotz der wochenlangen Streiks 
unserer Mitglieder war in die-
ser Tarifrunde – nicht zuletzt 

aufgrund des zwischenzeitlich 
in Kraft getretenen Tarifein-
heitsgesetzes – einfach nicht 
mehr drin.“ Im Rahmen der Ur-
abstimmung stimmten die be-
fragten Mitglieder auch über 
das Tarifangebot der Deut-
schen Post ab, das diese der 
DPVKOM unmittelbar nach  
der Tarifeinigung mit einer an-
deren Gewerkschaft Anfang 
Juli vorgelegt hatte. Es sieht 
neben einer Einmalzahlung 
von 400 Euro unter anderem 
auch noch zwei Entgelterhö-
hungen von 2,0 Prozent zum 
1. Oktober 2016 und um wei-
tere 1,7 Prozent zum 1. Okto-
ber 2017, einen Schutz vor be-
triebsbedingten Kündigungen 
bis zum 31. Dezember 2019 
 sowie einen Ausschluss der 
Fremdvergabe von Arbeit in 
der Brief- und Verbundzustel-
lung bis Ende 2018 vor. 

> Jürgen Böhm,  
Bundesvorsitzender des VDR

> Wolfgang Ladebeck, Vorsitzender 
des dbb sachsen-anhalt

 < Kurz notiert

DPolG
Der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft 
(DPolG), Rainer Wendt, hat darauf hingewiesen, dass jeder für sich 
selbst entscheiden muss, ob er einen so genannten kleinen Waffen-
schein für sich beantragen möchte. Nach den Exzessen der Silves-
ternacht hatte die Kölner Polizei auf ihrer Facebook-Seite Hinweise 
dazu gegeben. Daraufhin gab es Vorwürfe, die Behörde unterstütze 
damit die Selbstbewaffnung der Bevölkerung. „Wir haben als Poli-
zei die Aufgabe, darauf hinzuweisen“, sagte Wendt der „Berliner 
Zeitung“ (Ausgabe vom 16. Januar 2016). „Wir rufen nicht dazu auf. 
Wir werden aber auch nicht widersprechen. Der Gesetzgeber hat 
das so geregelt. Die Polizei ist nur die Vollzugsbehörde.“ 

> Volker Geyer,  
Bundesvorsitzender   
der DPVKOM 
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 < DPolG

Videotechnik und  Bodycams 
einsetzen

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG) fordert vor dem 
Hintergrund der Vorfälle in 
Köln in der Silvesternacht, die 
Ausstattung der Polizei zu ver-
bessern. So müsse darüber 
nachgedacht werden, bundes-
weit an öffentlich sensiblen 

 Orten wie Bahnhöfen und gro-
ßen Plätzen, intelligente Video-
überwachung einzusetzen. 
DPolG- Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt sagte am 8. Janu-
ar 2016: „Die intel ligente Vi-
deoüberwachung  ermöglicht 
das Erkennen von Unregelmä-
ßigkeiten, so zum Beispiel auf-
fällige Personenbewegungen. 
Diese Auffälligkeiten können 
sofort an die Einsatzzentralen 
der Polizei vor Ort weitergelei-
tet werden, die dann schnell 
über Maßnahmen entscheiden. 
Der Einsatz intelligenter Video-
technik kombiniert mit geziel-
tem Personal ein satz kann 
 deshalb bei derartigen unvor-
hersehbaren Eskalationen wie 
in Köln hilfreich sein.“ Überdies 
müsse in allen Bundes ländern 
zeitnah über die Anschaffung 
und Nutzung von Mini-Schul-
ter-Kameras, sogenannter Bo-
dycams, entschieden werden. 
Diese dienen sowohl der Prä-
vention als auch der Möglich-
keit, beweiskräftige Aufnah-
men festzuhalten. Wendt: „Ein 
Pilotprojekt in  Hessen verlief 
erfolgreich. Die Er fahrungen 
sollten sich die  anderen Bun-
desländer, die noch keine Body-
cams eingeführt haben, jetzt 
zunutze machen. Eigene, lang-

wierige Feldversuche mit offe-
nem Ausgang zu starten, wäre 
fehl am Platz.“ 

 < GdS

Tarifabschluss für AOK-Be-
schäftigte richtungweisend

Im Tarifbereich der gesetzlichen 
Krankenkassen hat die Gewerk-
schaft der Sozialversicherung 
(GdS) einen ersten richtungwei-
senden Tarifabschluss für das 
Jahr 2016 erzielen können. In 
der dritten Verhandlungsrunde 
am 14. Januar 2016 in Berlin 
verständigte sich die GdS-Tarif-
kommission mit der AOK-Tarif-
gemeinschaft (TGAOK) auf 
 einen Kompromiss, der den 
AOK-Beschäftigten in den 
nächsten beiden Jahren als 
 zentrales Ergebnis eine tabel-
lenwirksame Erhöhung der Ver-
gütungen um insgesamt 4,65 
Prozent und 450 Euro Einmal-
zahlung bringen wird. Konkret 

beinhaltet die Tarifeinigung 
eine lineare Steigerung der Ge-
hälter um 3,0 Prozent rückwir-
kend zum 1. Januar 2016 sowie 
um weitere 1,6 Prozent ab 
1. März 2017, die Laufzeit des 
Tarif vertrages endet am 31. De-
zember 2017. Dazu kommt eine 
Einmalzahlung in Höhe von 450 
Euro (Auszubildende 225 Euro), 
die die Beschäftigten im Januar 
2017 erhalten werden. Fortge-
schrieben wurde zudem die Re-
gelung zur unbefristeten Über-
nahme aller Auszubildenden 
nach erfolgreicher Abschluss-
prüfung in ein Vollzeitarbeits-
verhältnis. „Mit dem Tarifer-
gebnis haben wir unsere 
Forderung einer dauerhaften 
tabellenwirksamen Vergü-

tungserhöhung durchsetzen 
können, die das anhaltende 
 Engagement der Beschäftigten 
in den einzelnen AOKs aner-
kennt“, so das Fazit des GdS-
Bundesvorsitzenden Maik 

 Wagner. „Durch die Gehalts-
verbesserungen wird eine an-
gemessene Beteiligung aller 
Mitarbeiter am wirtschaftli-
chen Erfolg des AOK-Verbun- 
des sichergestellt.“ 

 < Kurz notiert

DSTG
Zu einem umfassenden Meinungsaustausch haben sich der 
 Bundesvorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG), 
Thomas Eigenthaler, und der Präsident des Liechtensteinischen 
Bankenverbandes, Adolf E. Real, Anfang Dezember 2015 in Berlin 
getroffen. Eigenthaler bescheinigte Liechtenstein sichtbare Fort-
schritte auf dem Weg zu einem steuerseriösen Bankenplatz und 
riet Verbandschef Real zu einer konsequenten „Weißgeldstrate-
gie“, um verloren gegangenes Vertrauen Schritt für Schritt wieder 
zurück zu gewinnen. „Steuerhinterziehung durch Schwarzgeldkon-
ten und kriminelle Geldwäsche sind gesellschaftlich out“, sagte 
Eigenthaler, der auch dbb Vize ist. Vertrauen, Seriosität und Trans-
parenz seien die Stichworte der Zukunft.

BDF
Der vom Bund Deutscher Forstleute (BDF) verliehene Titel „Wald-
gebiet des Jahres“ geht 2016 an den Küstenwald Usedom. Der 
Bundesvorstand des BDF wählte diesen Wald, weil es hier in be-
sonderer Weise gelingt, den hohen Besucherdruck sowie die wich-
tige Aufgabe des Küstenschutzes in Einklang mit Naturschutz und 
forstlicher Nutzung zu bringen. Die Forstleute der Landesforst 
Mecklenburg-Vorpommern und die Kollegen der anderen Waldbe-
sitzer bewirtschafteten das Waldgebiet naturnah und verantwor-
tungsvoll und sorgten mit zahlreichen Partnern für die vielfältige 
Nutzung, den Schutz und die Pflege.

VBB
Probleme in der Bundeswehr waren Thema eines Gespräches, zu 
dem sich der Bundesvorsitzende des Verbandes der Beamten der 
Bundeswehr (VBB), Wolfram Kamm, mit dem Vorsitzenden des 
Bundestags-Verteidigungsausschusses, Wolfgang Hellmich, ge-
troffen hat. So ging es unter anderem um die Kopfstärke der Bun-
deswehr, teilte der VBB am 18. Januar 2016 mit. So sei zuletzt in 
den Medien von unterschiedlicher Seite die Forderung erhoben 
worden, die Umfangszahlen bei der Statusgruppe der Soldaten 
anzuheben. Aufgrund der zahlreichen Auslandseinsätze sowie in-
folge der Beteiligung der Bundeswehr an der Flüchtlingshilfe müs-
se der militärische Personalumfang nach oben korrigiert werden. 
Von den zivilen Kolleginnen und Kollegen, die neben den ange-
stammten Aufgaben ebenfalls zusätzliche Aufgaben bei der Be-
wältigung der Schutz suchenden Menschen übernommen haben, 
sei dabei „wie immer keine Rede gewesen“, kritisierte Kamm.

DBB NRW
Dem DBB NRW ist es gelungen, einen neutralen Beirat beim Son-
dervermögen einrichten zu lassen. Sowohl im Unterausschuss Per-
sonal als auch im Haushalts- und Finanzausschuss wurde der Än-
derungsantrag der Fraktionen der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN zum Gesetz zur Einrichtung des Pensionsfonds des Lan-
des NRW angenommen, der unter anderem den Beirat institutio-
nalisiert, dem auch ein Vertreter des DBB NRW angehören wird. 
DBB-Landeschef Roland Staude äußerte sich am 22. Januar 2016 in 
Düsseldorf zufrieden zu dem Antrag, gleichwohl sehe er den Zu-
führungsbetrag als zu gering an. Mit Blick auf die Generationsge-
rechtigkeit erwarte der DBB NRW eine zusätzliche Zuführung von 
500 Millionen Euro ab 2018.

> Rainer Wendt, 
Bundesvorsitzender der DPolG

> Maik Wagner,  
Bundesvorsitzender der GdS

46

fi
na

le
dbb

> Polizeispiegel  |  dbb seiten  |  Januar/Februar 2016



< Rabiate Spitzbuben 
widersetzen sich ihrer Festnah-
me notfalls mit Gewalt. Das  
ist in den einschlägigen Filmen 
so und auch im echten Leben 
nicht anders. In einem Ulmer 
Kaufhaus stellte der Hausde-
tektiv einen Ladendieb, der ein 
Elektrogerät eingesteckt hatte 
und zum Ausgang lief. Der 
 Angestellte konnte den Lang-
finger festhalten, doch der 
wehrte sich mit roher Gewalt. 
Zunächst ergriff er eine Schere 
aus dem Sortiment und stach 
nach dem Detektiv, dann 
schlug er mit einer Bratpfanne 
zu. Am Ende half alles nichts, 
er wurde überwältigt und der 
herbeigerufenen Polizei über-
geben. Die Beamten fanden in 
seinem Rucksack nicht nur ge-
stohlene Ware, sondern auch 
die Ausweispapiere: Der ge-
walttätige Dieb war erst 13 
Jahre alt.

 < Selbst ist der Mann 
sagte sich Malermeister Istvan 
Febert aus Szeged in Ungarn. 
Die 260 Meter lange Straße zu 
seinem Haus war seit Jahr und 
Tag nur eine Schlaglochpiste, 
die lediglich im Schneckentem-
po befahren werden konnte.
Alle Eingaben und Anträge der 
Anwohner bei der Stadtver-
waltung auf Ausbesserung 
fruchteten nicht. Also be-
schaffte sich der verärgerte 
Maler schließlich Asphaltab- 
fall, der beim Bau einer Brücke 

in Szeged angefallen war, kauf-
te 20 Liter schweres Heizöl und 
asphaltierte mithilfe seines 
Sohnes die Straße selbst. Die 
Szegeder Stadtverwaltung hat 
diese allgemeinnützige Bürger-
initiative bislang nicht kom-
mentiert. 

 < Wörtlich genommen
haben Diebe die Werbebot-
schaft an einem Metallständer 
für sechs Fahrräder in einer 
 Geschäftsstraße in Bielefeld: 
„Danke für dein Rad“. Aller-
dings ließen sie nicht nur das 
zur Dekoration angekettete 
alte Damenrad mitgehen, son-
dern klauten den Fahrradstän-
der gleich mit. Zur Ausführung 
der dreisten Tat muss ein grö-
ßeres Fahrzeug mit passender 
Ladefläche im Einsatz gewesen 
sein. Beobachtet hat offenbar 
niemand etwas.

 < Was der Reeperbahn 
recht ist

ist dem Kölner Hauptbahnhof 
billig. Hier wie dort leiden Be-
sucher unter den (Geruchs-)
Belästigungen von Wildpink-
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lern, die ihre Notdurft an 
 Wänden statt in den kosten-
pflichtigen Toilettenhäuschen 
verrichten. Die einschlägigen 
Stellen wurden deshalb bis  
zu einer Höhe von einem Me-
ter mit einem Speziallack be-
schichtet, der extrem flüssig-
keitsabweisend ist. Sein Effekt: 
Ein auftreffender Wasserstrahl 
kommt im selben Winkel zu-
rück, in dem er auf die Wand 
trifft. In Köln warnen Hinweise 
die Wildpinkler vor der Selbst-
verschmutzung. In Hamburg-
St. Pauli gibt es inzwischen so-
gar beschichtete Wände ohne 
Warnschilder nach dem Motto: 
„Wer’s ignoriert, wird nassge-
macht.“ 

 < Was Sie schon immer 
über Zahnärzte wissen 

wollten aber bisher nicht zu 
fragen wagten, geht aus dem 
neuen Statistischen Jahrbuch 
der Bundeszahnärztekammer 
hervor. Dort erfährt der stau-
nende Leser, dass Zahnärzte im 
Schnitt 51,6 Jahre alt sind, 4,5 
Mitarbeiter beschäftigen und 
47,1 Stunden in der Woche in 
der Praxis verbringen. Rund 
75 Prozent ihrer Patienten ver-
brauchen pro Jahr nicht nur 
5,2 Tuben Zahnpasta und ver-
schleißen 2,9 Zahnbürsten, 
sondern trinken auch 21,1 Liter 
Wein und rauchen 1 633 Ziga-
retten. Kein Wunder, dass zu 
den am häufigsten nachge-
fragten Prophylaxemaßnah-
men die professionelle Zahn-
reinigung gehört. 
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